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Der Autor

Dr. jur. Hendrik Cremer ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte und arbeitet zu den Themen Recht auf Asyl, 
Rechte in der Migration und Recht auf Schutz vor 
Rassismus. Er studierte Rechtswissenschaften in 
Marburg und Hamburg. Anschließend war er an-
waltlich mit den Schwerpunkten Aufenthalts- und 
Sozialrecht tätig.
 
Die vorliegende Analyse gibt die Auffassung des 
Deutschen Instituts für Menschenrechte wieder.

Das Institut

Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
ist die unabhängige Nationale Menschenrechts-
institution Deutschlands (§ 1 DIMR-Gesetz). Es  
ist gemäß den Pariser Prinzipien der Vereinten  
Nationen akkreditiert (A-Status). Zu den Aufgaben 
des Instituts gehören Politikberatung, Menschen-
rechtsbildung, Information und Dokumentation, 
anwendungsorientierte Forschung zu menschen-
rechtlichen Themen sowie die Zusammenarbeit 
mit internationalen Organisationen. Es wird vom 
Deutschen Bundestag finanziert. Das Institut ist 
zudem mit dem Monitoring der Umsetzung von 
UN-Behindertenrechtskonvention und UN-Kinder-
rechtskonvention sowie der Berichterstattung zu 
den Konventionen des Europarats zu Menschen-
handel und zu Gewalt gegen Frauen und häuslicher  
Gewalt betraut worden. Hierfür hat es entsprechende  
Monitoring- und Berichterstattungsstellen einge-
richtet.
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Vorwort
Die in Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz (GG) ver
briefte Garantie der gleichen Menschenwürde  
jedes einzelnen Menschen bildet den Ausgangs
punkt und die zentrale Bestimmung der auf den 
Menschenrechten basierenden freiheitlichen 
demo kratischen Grundordnung des Grundgeset
zes. Rassistische und antisemitische Positionen 
stehen dieser Garantie diametral entgegen.

Als unabhängige Nationale Menschenrechtsinsti
tution Deutschlands hat das Deutsche Institut für 
Menschenrechte gemäß seinem gesetzlichen  
Auftrag und den Pariser Prinzipien der Vereinten 
Nationen den Auftrag, zu Förderung und Schutz 
der Menschenrechte in Deutschland beizutragen. 
Dazu gehört insbesondere der Einsatz für die Wah
rung der Grundlagen der Menschenrechte – die 
Garantie der Menschenwürde.

Die Partei Alternative für Deutschland (AfD) hat 
sich seit ihrer Gründung 2013 fortlaufend radika
lisiert und zu einer rechtsextremen Partei entwi
ckelt, die das Ziel verfolgt, die freiheitliche demo
kratische Grundordnung zu beseitigen. Bereits der 
Programmatik der Partei lässt sich ein politisches 
Konzept entnehmen, das auf die Missachtung der 
in Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften Garantien ab
zielt.

Gerade die deutsche Geschichte hat gezeigt, dass 
die freiheitliche demokratische Grundordnung ei
nes Staates zerstört werden kann, wenn men
schenverachtende Positionen nicht rechtzeitig auf 
energischen Widerspruch stoßen und sich so ver
breiten und durchsetzen können. Dabei sieht das 
Grundgesetz gemäß Artikel 21 GG aufgrund dieser 
historischen Erfahrung als letztes Mittel auch die 
Möglichkeit vor, eine Partei zu verbieten, die dar
auf hinwirkt, die in Artikel 1 Absatz 1 GG ver
briefte Garantie und damit die freiheitliche demo
kratische Grundordnung zu beseitigen.

In Debatten über die AfD ist in politischen und 
rechtlichen Kontexten immer wieder der Hinweis 
zu hören, dass die Partei doch nicht verboten sei. 
Diese Tatsache sagt allerdings noch nichts darü
ber aus, welche Gefahr tatsächlich von der AfD 
ausgeht – und ob die Partei nicht verboten werden 
könnte.

Die vorliegende Analyse will eine Leerstelle in der 
gesellschaftlichen und juristischen Diskussion fül
len. Sie füllt diese Leerstelle, indem sie die Gefahr, 
die die AfD für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung darstellt, am rechtlichen Maßstab 
für das Verbot einer Partei untersucht. Die Analyse 
geht auf Aspekte ein, die von wesentlicher Bedeu
tung für die Frage sind, ob im Fall der AfD die  
materiellrechtlichen Voraussetzungen für ein Verbot 
nach Artikel 21 GG vorliegen. Dabei geht sie der 
Frage nach, ob die AfD gemäß Artikel 21 Absatz 2 
GG nach ihren Zielen „darauf ausgeht“, die in Arti
kel 1 Absatz 1 GG verbrieften Garantien als zen
trale Bestimmung der freiheitlichen demokrati
schen Grundordnung zu beseitigen.

Davon zu trennen ist die Frage, ob die Antrags
berechtigten – der Bundestag, der Bundesrat oder 
die Bundesregierung – beim Bundesverfassungs
gericht einen Antrag auf Verbot der AfD stellen, 
sollten sie zu der Überzeugung kommen, dass die 
Voraussetzungen für ein Verbot vorliegen. So 
könnten die Antragsberechtigten, denen dies
bezüglich Ermessensspielraum zukommt, auch zu 
dem Ergebnis kommen, zum Schutz der freiheitli
chen demokratischen Grundordnung die politische 
Auseinandersetzung mit der AfD zu suchen, an
statt ein förmliches Parteiverbotsverfahren nach 
Artikel 21 GG anzustreben.

Das Verhältnis der AfD zur freiheitlichen demokra
tischen Grundordnung ist nicht nur für die Frage 
ihres Verbots von grundlegender Bedeutung, son
dern auch, wenn es darum geht, wie mit ihr auf 
der politischen Ebene umzugehen ist. Außerdem 



gibt es rechtliche Materien wie das Waffenrecht, 
bei deren Anwendung es auf die sachlich zutref
fende Einordnung der AfD im Hinblick auf ihr Ver
hältnis zur freiheitlichen demokratischen Grund
ordnung ankommt.

Vor diesem Hintergrund werden in diesem Beitrag 
abschließend nicht nur Überlegungen formuliert, 
die die Antragsberechtigten mit Blick auf ein Ver
botsverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
adressieren. Er enthält vielmehr auch weitere 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen, die sich 
an die demokratischen Parteien und den Staat 

richten. Denn die Wehrhaftigkeit des Grundgeset
zes zeigt sich nicht erst in Verfahren nach Artikel 
21 GG, sondern verlangt von Politik und Staat in 
jeder Hinsicht ein klares Einstehen gegen Bestre
bungen, die auf die Beseitigung des Schutzes der 
gleichen Menschenwürde aller Menschen und da
mit das Fundament der Menschenrechte und der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung ab
zielen.

Professorin Dr. Beate Rudolf
Direktorin des Deutschen Instituts  
für Menschenrechte
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Zusammenfassung
Die gleiche Menschenwürde aller Menschen bildet 
den Kern der freiheitlichen demokratischen Grund
ordnung und enthält einen Schutzauftrag für alle 
staatliche Gewalt. Hierzu gehört gemäß Artikel 21 
Grundgesetz (GG) als letzte Möglichkeit das Verbot 
einer Partei. Im Fall der AfD, die das Ziel verfolgt, 
die freiheitliche demokratische Grundordnung zu 
beseitigen, liegen die Vorrausetzungen für ein Ver
bot vor. Bereits der Programmatik der Partei lässt 
sich ein politisches Konzept entnehmen, das auf 
die Missachtung der in Artikel 1 Absatz 1 GG ver
brieften Garantien abzielt. Die AfD hat in ihrer  
Programmatik als Gesamtpartei eine rassistische 
natio nalvölkische Ausrichtung fest verankert, die 
sich damit nicht etwa allein auf Mitglieder von Teil
organisationen wie dem (ehemaligen) „Flügel“  
beschränkt. Der Programmatik liegt ein national
völkisch verstandener Volksbegriff zugrunde, der 
Menschen nach rassistischen Kategorien in ihrer 
Wertigkeit unterscheidet und damit vom Volks
begriff des Grundgesetzes abweicht und mit Artikel 1 
Absatz 1 GG nicht zu vereinbaren ist. Dabei ver
folgt die Partei das Ziel einer Einheit von Staat und 
Volk nach ihren nationalvölkischen Vorstellungen.

Die AfD erkennt demzufolge nicht alle Deutschen 
als solche an. Menschen, die trotz deutscher 
Staatsangehörigkeit aus Sicht der AfD nicht als 
Deutsche gelten, verfügen nach Ansicht der Partei 
auch über keine Grund und Menschenrechte. Die 
AfD strebt vielmehr an, allein willkürlich bestim
men zu können, wer in Deutschland lebt und wer 
nicht, was Deportationen deutscher Staatsange
höriger und damit die Anwendung grund und 
menschenrechtswidriger Gewalt einschließt. Da
mit wird schließlich deutlich, dass die AfD in letz
ter Konsequenz die umfassende Beseitigung 
grund und menschenrechtlicher Bindungen for
dert, die sich aus der freiheitlichen demokrati
schen Grundordnung für den Rechtsstaat ergeben. 

Überdies setzt sich innerhalb der Gesamtpartei zu
nehmend der Kurs durch, der von Björn Höcke 
schon lange verfolgt wird. Höcke, der offen auf 

eine am Nationalsozialismus orientierte Gewalt
herrschaft abzielt, beeinflusst die Ausrichtung der 
gesamten AfD mittlerweile maßgeblich. Er benö
tigt dazu keinen Posten auf der Bundesebene, er 
ist auch so eine führende Stimme in der Partei mit 
zahlreichen Anhängern bundesweit.

Die AfD geht nicht nur planvoll vor, um ihr Ziel der 
Beseitigung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung zu erreichen. Es bestehen vielmehr 
auch konkrete Anhaltspunkte von Gewicht, die es 
möglich erscheinen lassen, dass die AfD mit der 
Verbreitung ihres verfassungswidrigen Gedanken
guts und den damit verbundenen Zielen Erfolg  
haben könnte. Die Gefahr, die von der AfD für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung als 
Schutzgut von Artikel 21 GG ausgeht, ist mittler
weile erheblich. Die materiellrechtlichen Vorausset
zungen für ein Verbot der AfD liegen demnach vor.

Die rechtsverbindliche Feststellung der Verfas
sungswidrigkeit einer Partei und die Entscheidung 
über ihre Auflösung obliegen dem Bundesverfas
sungsgericht. Dieses kann gemäß Artikel 21 GG 
nur tätig werden, wenn ein Verbotsantrag von 
Bundesrat, Bundestag oder Bundesregierung ge
stellt wurde. 

Unabhängig davon, ob oder zu welchem Zeitpunkt 
sich die Antragsberechtigten dafür entscheiden, 
ein Verbotsverfahren vor dem Bundesverfassungs
gericht einzuleiten, ergeben sich aus der Erkennt
nis, dass die materiellrechtlichen Voraussetzun
gen für ein Verbot der AfD vorliegen, wichtige 
Schlussfolgerungen.

Der von der AfD ausgehenden Gefahr für die frei
heitliche rechtstaatliche Demokratie kann nur  
effektiv begegnet werden, wenn sich die anderen 
politischen Parteien unmissverständlich – sowohl 
inhaltlich als auch formal und praktisch – von der 
AfD abgrenzen. Erforderlich ist, dass die anderen 
politischen Parteien auf allen Ebenen, sei es im 



Bund, in den Ländern oder den Kommunen, eine 
klare Linie der Abgrenzung zur AfD praktizieren.

Außerdem ist erforderlich, dass sämtliche Bil
dungsinstitutionen Rassismus, Antisemitismus und 
Rechtsextremismus als wichtige Themenfelder ver
innerlichen und sich den bestehenden Herausfor
derungen in diesem Feld stellen, wozu auch die 
Thematisierung und Einordnung der AfD gehört.

Um der Gefahr zu begegnen, die von den Mitglie
dern der AfD ausgeht, hat der Staat zudem das 
geltende Waffenrecht konsequent anzuwenden,  
indem AfDMitglieder entwaffnet werden. Als wei
terer Schritt ist es geboten, dass die dafür zustän
digen Stellen ein Disziplinarverfahren einleiten, 
wenn sie davon erfahren, dass Beamt*innen,  
Soldat*innen oder Richter*innen für die AfD ein
treten, unabhängig davon, ob diese Mitglied der 
Partei sind. Beamt*innen, Soldat*innen oder Rich

ter*innen, die für die AfD eintreten, verletzen ihre 
verfassungsrechtliche Treuepflicht, durch ihr ge
samtes Verhalten für die Erhaltung der freiheitli
chen demokratischen Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes einzutreten. Beamt*innen, Rich
ter*innen und Soldat*innen, die Mitglieder der AfD 
sind und dadurch ihre persönliche Bindung und 
Identifizierung mit der Partei zum Ausdruck brin
gen, sind vorbehaltlich einer Einzelfallprüfung aus 
dem Staatsdienst zu entlassen. 

Außerdem ist die der AfD nahestehende Desiderius
ErasmusStiftung (DES) von der staatlichen  
Förderung parteinaher Stiftungen auszuschließen. 
Zudem ist der DES die Anerkennung als gemein
nützige Organisation zu entziehen, da sie keine  
gemeinnützigen Zwecke verfolgt. Im Gegenteil:  
Sie verbreitet rassistisches und rechtsextremes 
Gedankengut, das sich gegen die in Artikel 1  
Absatz 1 GG verbrieften Garantien richtet.
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1 Einleitung

1 Siehe dazu Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020): Bericht der Bundesregierung. Kabinettausschuss zur  
Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus. https://www.bmfsfj.de/resource/blob/155856/da1f56a6fa9d877d7d41449302
53748b/20200525koalitionsausschussrechtsextremismusdata.pdf (abgerufen am 11.05.2023).

2 Bundesregierung, Presse und Informationsamt (25.11.2020): Maßnahmenkatalog des Kabinettausschusses zur Bekämpfung von Rechts
extremismus und Rassismus. https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1819984/4f1f9683cf3faddf90e27f09c692abed/ 
20201125massnahmenrechtsextremidata.pdf?download=1. Der Maßnahmenkatalog wurde in den im Mai 2021 von der Bundesregierung 
beschlossenen Abschlussbericht des Kabinettausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus aufgenommen.  
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/sicherheit/abschlussberichtkabinettausschuss
rechtsextremismus.pdf;jsessionid=14537910C387CDBEC2F2BBE1C0471541.1_cid287?__blob=publicationFile&v=2 (beide abgerufen am 
11.05.2023).

3 SPD / BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN / FDP (2021): Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit.  
Koalitionsvertrag 2021–2025 zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN UND FDP, S. 107. https://www.bundesregierung.de/resource/
blob/974430/1990812/a4ceb7591c8d9058b402f0a655f7305b/20211210koav2021data.pdf?download=1 (abgerufen am 
11.05.2023).

4 Siehe zur Diskussion etwa ZEIT ONLINE (19.11.2022): Sollte die AfD verboten werden? https://www.zeit.de/2022/47/ 
afdverbotrechtsextremismusradikalisierungverfassungsschutz (abgerufen am 11.05.2023).

5 Vgl. § 43 Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG).

Als Reaktion auf eine Reihe von rassistisch und 
antisemitisch motivierten Terroranschlägen hat 
die Bundesregierung im März 2020 einen Kabi
nettausschuss zur Bekämpfung von Rechts
extremismus und Rassismus gebildet,1 der im 
November 2020 zahlreiche Maßnahmen beschlos
sen hat.2 Diese Maßnahmen sollen im Laufe die
ser Legislaturperiode weiterentwickelt werden.3 
Damit haben die vorherige wie auch die jetzige 
Bundesregierung zum Ausdruck gebracht, dass 
sie dem Kampf gegen Rassismus und Antisemitis
mus bis hin zum gewalttätigen Rechtsextremis
mus erhebliche politische Bedeutung beimessen. 
Auch aus menschenrechtlicher Sicht ist ein um
fassender und entschlossener Ansatz erforderlich, 
um Rassismus und Antisemitismus in all seinen 
Ausprägungen entgegenzutreten. Die gleiche 
Menschenwürde aller Menschen bildet den Kern 
der grundgesetzlichen Ordnung und enthält einen 
Schutzauftrag für alle staatliche Gewalt.

Wenig diskutiert4 und nicht untersucht ist in die
sem Zusammenhang die Frage, ob die Partei  
„Alternative für Deutschland“ (AfD) in ihrer Ge
fährlichkeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung mittlerweile einen Grad erreicht 
hat, dass sie gemäß Artikel 21 Grundgesetz (GG) 
durch das Bundesverfassungsgericht verboten 

werden könnte. In Debatten über die AfD ist in  
politischen und insbesondere auch rechtlichen  
Zusammenhängen immer wieder der Hinweis zu 
hören, dass die AfD doch nicht verboten sei. Die 
Tatsache, dass die AfD nicht verboten ist, sagt 
aber nichts darüber aus, wie gefährlich die AfD 
tatsächlich ist und ob sie nicht verboten werden 
könnte. Das Verbot einer Partei ist von entspre
chenden Anträgen abhängig, die nur von den dazu 
Antragsberechtigten – dem Bundestag, dem Bun
desrat oder der Bundesregierung – gestellt wer
den können.5 Der vorliegende Beitrag füllt diese 
Leerstelle, indem er die Gefahr, die die AfD für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung dar
stellt, am rechtlichen Maßstab für das Verbot ei
ner Partei untersucht. Er geht auf Aspekte ein, die 
von wesentlicher Bedeutung für die Frage sind, ob 
im Fall der AfD die materiellrechtlichen Voraus
setzungen für ein Verbot nach Artikel 21 GG vor
liegen. Dabei geht er der Frage nach, ob die AfD 
gemäß Artikel 21 Absatz 2 GG nach ihren Zielen 
„darauf ausgeht“, die in Artikel 1 Absatz 1 GG ver
brieften Garantien als zentrale Bestimmung der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu 
beseitigen.

Die Fragestellung der vorliegenden Untersuchung 
resultiert insbesondere aus dem Umstand, dass 
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sich die AfD seit ihrer Gründung 2013 kontinuier
lich radikalisiert hat,6 und zwar auch noch nach  
ihrer Einstufung als Verdachtsfall einer extremisti
schen Bestrebung durch das Bundesamt für Ver
fassungsschutz.7 Diese Einstufung der AfD durch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz hat das 
Verwaltungsgericht Köln mit Urteil vom März 
20228 bestätigt.9 Dabei beziehen sich die Ausfüh
rungen des Gerichts insbesondere auf die Jugend
organisation der Partei „Junge Alternative“10 und 
den mittlerweile offiziell aufgelösten „Flügel“11 als 
Teilorganisationen der Partei12. Das Gericht geht 
aber auch auf die AfD als Gesamtpartei ein.13 Es 
kommt zu dem Ergebnis, dass, auch mit Blick auf 
die Gesamtpartei, ausreichende tatsächliche An
haltspunkte für verfassungsfeindliche Bestrebun
gen innerhalb der AfD vorliegen, die sich gegen 
die in Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften Garantien 
richten, um sie als Verdachtsfall einzustufen.14 

Bei den Maßstäben des Bundesverfassungs
schutzgesetzes zur Einstufung einer Partei und bei 
dem Maßstab für das Verbot einer Partei gemäß 
Artikel 21 GG gibt es Überscheidungen.15 Das 
Bundesamt für Verfassungsschutz hat die AfD bis
her noch nicht als „erwiesen rechtsextremistische 
Bestrebung“ eingestuft, was über die Einstufung 
als Verdachtsfall hinausgeht. Die Einstufung einer 
Partei als „erwiesen rechtsextremistische 

6 Siehe dazu etwa Häusler (2018); Bötticher / Kopke / Lorenz (2019); Bauer / Fiedler (2021).
7 Siehe dazu genauer unter: 5.1.5.
8 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21. https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/vg_koeln/

j2022/13_K_326_21_Urteil_20220308.html (abgerufen am 11.05.2023).
9 Die AfD hat gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Köln Berufung beim Oberverwaltungsgericht des Landes NordrheinWestfalen  

eingelegt und angekündigt, sich „mit allen Mitteln“ gegen die Einstufung als Verdachtsfall zu wehren. Siehe dazu Legal Tribune Online 
(25.05.2022): Streit um Einstufung der AfD als Verdachtsfall geht weiter. https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/afdberufunggegen
urteilvgkoeln13k32621eingelegteinstufungverdachtsfallbeobachtungverfassungsschutz/ (abgerufen am 11.05.2023).

10 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 216530. Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat die 
„Junge Alternative“ im April 2023 als „gesichert rechtsextremistische Bestrebung“ eingestuft. Siehe dazu Bundesamt für Verfassungs
schutz (26.04.2023): Pressemitteilung: Bundesamt für Verfassungsschutz stuft „Institut für Staatspolitik“, „Ein Prozent e.V.“ und „Junge 
Alternative“ als gesichert rechtsextremistische Bestrebungen ein. https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/pressemitteilungen/
DE/2023/pressemitteilung20232ifseinprozentja.html (abgerufen am 11.05.2023).

11 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 531–842.
12 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 843.
13 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 844–927.
14 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21. Rn. 928–965.
15 Überschneidungen gibt es bei der Frage, ob eine Partei das Ziel verfolgt, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beseitigen. 

Überschneidungen gibt es ebenfalls hinsichtlich der Frage, ob eine Partei zur Verwirklichung dieses Ziels aktiv vorgeht.
16 Vgl. allgemein zu diesem Aspekt, Bundesverfassungsgericht (1975): Beschluss vom 22.05.1975, BVerfGE 39, 334 (359 f.); Bundes

verfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 606; siehe dazu genauer weiter unten unter: 6.1.

Bestrebung“ ist allerdings kein Erfordernis für das 
Verbot einer Partei. Dieser Beitrag fokussiert auf 
die Frage, ob die AfD gemäß Artikel 21 GG verbo
ten werden könnte.

Davon zu trennen ist die Frage, ob die Antrags
berechtigten beim Bundesverfassungsgericht ei
nen Antrag auf Verbot der AfD stellen, auch wenn 
sie zu der Überzeugung kommen, dass die Voraus
setzungen für ein Verbot vorliegen. So könnten die 
Antragsberechtigten, denen diesbezüglich Ermes
sensspielraum zukommt, auch zu dem Ergebnis 
kommen, zum Schutz der freiheitlichen demo
kratischen Grundordnung die politische Aus
einandersetzung mit der AfD zu suchen, anstatt 
ein förmliches Parteiverbotsverfahren nach  
Artikel 21 GG anzustreben.16

Das Verhältnis der AfD zur freiheitlichen demokra
tischen Grundordnung ist abgesehen von der Fra
ge ihres Verbots von grundlegender Bedeutung, 
wenn es darum geht, wie mit ihr auf der politi
schen Ebene umzugehen ist oder wie die Partei – 
etwa in Bildungskontexten oder in der medialen 
Berichterstattung – sachlich zutreffend einzuord
nen und zu thematisieren ist. Es gibt überdies 
auch jenseits der Frage eines Verbots der Partei 
rechtliche Materien und Fragestellungen, bei de
nen es bei der Anwendung bestehenden Rechts 
auf die sachlich zutreffende Einordnung der AfD 



EINLEITUNG 13

ankommt. Dies ist beispielweise bei der Anwen
dung des Waffenrechts und der Frage relevant, ob 
Mitglieder der AfD zu entwaffnen sind.

Vor diesem Hintergrund werden in diesem Beitrag 
abschließend nicht nur Empfehlungen ausgespro
chen, die die Antragsberechtigten mit Blick auf ein 
Verbotsverfahren vor dem Bundesverfassungsge
richt adressieren. Er enthält weitere Empfehlungen 
an die demokratischen Parteien und den Staat.
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2 Maßstab für das Verbot einer Partei  
gemäß Artikel 21 GG 

17 Zu beachten ist hierbei auch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, siehe dazu Bundesverfassungs
gericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 607–626.

18 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Leitsatz 1.
19 Siehe zu diesen Voraussetzungen genauer: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 575580.
20 Siehe zu diesen Voraussetzungen genauer: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 585589.
21 Siehe dazu genauer: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 548–556.
22 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 548, 550.
23 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Leitsatz 3.
24 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 529.

Parteien, die „nach ihren Zielen oder nach dem 
Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die 
freiheitliche demokratische Grundordnung zu be
einträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand 
der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden“, 
sind gemäß Artikel 21 Absatz 2 GG verfassungs
widrig. Die in Artikel 21 GG verankerten Hürden 
für das Verbot einer Partei, das allein durch das 
Bundesverfassungsgericht erfolgen kann, sind 
hoch.17 Die Voraussetzungen des präventiven 
Schutzes der Verfassung durch das Parteiverbot 
gemäß Artikel 21 GG als „schärfste und überdies 
zweischneidige Waffe des demokratischen Rechts
staats gegen seine organisierten Feinde“18 sind re
striktiv auszulegen.

Danach muss eine Partei über das Bekennen ihrer 
verfassungsfeindlichen Ziele hinaus die Grenze 
zum Bekämpfen zentraler Verfassungsgrundsätze 
als Bestandteil der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Artikel 21 GG über
schreiten. Dies setzt voraus, dass sie sich durch 
aktives und planvolles Handeln im Sinne einer 
qualifizierten Vorbereitungshandlung für ihre Ziele 
einsetzt und auf die Beseitigung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung hinwirkt.19 Darü
ber hinaus müssen zusätzlich konkrete Anhalts
punkte von Gewicht vorliegen, die es zumindest 
möglich erscheinen lassen, dass das Handeln der 
Partei erfolgreich sein kann (Potentialität).20 

2.1 „Beseitigung“ der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im 
Sinne des Artikel 21 GG

Eine Partei strebt die „Beeinträchtigung“ oder  
„Beseitigung“ der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Artikel 21 GG an, 
wenn sie sich zumindest gegen eines der zentra
len Grundprinzipien der freiheitlichen demokrati
schen Grundordnung wendet,21 wobei sie eine 
„Beseitigung“ anstrebt, wenn sie auf die Abschaf
fung zumindest eines dieser Prinzipien zielt.22 Zu 
diesen Prinzipien, die für den freiheitlichen Verfas
sungsstaat schlechthin unentbehrlich sind, zählen 
die in Artikel 1 Absatz 1 GG verankerten Garantien 
sowie das Demokratie und das Rechtsstaatsprin
zip.23 Der Begriff der freiheitlichen demokrati
schen Grundordnung im Sinne des Artikel 21 GG 
ist also grundsätzlich eng auszulegen: Dabei steht 
das in Artikel 1 Absatz 1 GG verankerte Prinzip der 
Menschenwürde im Vordergrund, das durch die 
Grundsätze der Demokratie und Rechtsstaatlich
keit konkretisiert wird.24 Die Untersuchung des 
vorliegenden Beitrags beschränkt sich auf die Fra
ge, ob die AfD in ihren Zielen „darauf ausgeht“, die 
in Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften Garantien zu 
beseitigen.
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2.1.1 Artikel 1 Absatz 1 GG als Kern-
bestandteil der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung 
In Artikel 1 Absatz 1 GG sind die unabdingbaren 
Grundlagen der Menschenrechte verankert, die für 
den freiheitlichen demokratischen Rechtsstaat 
konstituierend sind und in prägnanter Weise im 
ersten Satz von Artikel 1 der Allgemeinen Erklä
rung der Menschenrechte von 1948 zusammenge
fasst sind: „Alle Menschen sind frei und gleich an 
Würde und Rechten geboren.“ Im Grundgesetz las
sen sich die unabdingbaren Grundlagen der Men
schenrechte insbesondere Artikel 1 Absatz 1 GG 
entnehmen, Ausgangspunkt und zugleich zentrale 
Bestimmung des Grundgesetzes.25 Dort heißt es: 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.“ Die hier verankerte Garantie 
bedeutet, dass alle Menschen allein aufgrund ih
res Menschseins die gleiche Menschenwürde und 
gleiche Rechte haben.26 Sie beinhaltet, dass jedem 
Menschen gleichermaßen ein Achtungsanspruch 
zusteht,27 wobei der Staat die Menschenwürde 
umfassend zu achten und zu schützen hat.28

2.1.2 Das Verbot rassistischer Diskriminie-
rung (Art. 3 Abs. 3 GG) als Bestandteil der 
Garantien aus Artikel 1 Absatz 1 GG
Für die Gewährleistung dieses Grundsatzes der 
gleichen Menschenwürde und der gleichen Rechte 
eines jeden Individuums ist das Diskriminierungs
verbot zentral. Da die Menschenwürde jedem Men
schen kraft seines Menschseins zukommt, ist sie 
nur als gleiche Würde aller Menschen denkbar und 
damit untrennbar mit dem Diskriminierungsverbot 
verbunden.29 Aus diesem lassen sich daher auch 
Rückschlüsse auf den inhaltlichen Gehalt der  

25 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Leitsatz 3, Rn. 538.
26 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 538–541.
27 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 538–541.
28 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 538.
29 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 541.
30 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Beschluss vom 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16, Rn. 59; siehe dazu ebenso unter Bezugnahme auf 

die Rechtsprechung des EGMR Peters / Altwicker (2022), Rn. 75.
31 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2020): Beschluss vom 2.11.2020, Az. 1 BvR 2727/19; Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 

17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 541.
32 Siehe dazu etwa: OVG RheinlandPfalz (2016): Urteil vom 21.04.2016, Az. 7 A 11108/14; VG Dresden (2017): Urteil vom 01.02.2017,  

Az. 6 K 3364/14.
33 Siehe hierzu etwa Baer / Markard (2018), Rn. 469 f.; Cremer (2020), S. 19 ff., mit weiteren Nachweisen.
34 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 541; siehe dazu ebenso Warg (2021), S. 93 f.
35 Darunter können auch Personen fallen, die nicht Mitglied der Partei sind. Siehe dazu Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 

17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 560–564.

Garantie der Menschenwürde ziehen. Das  
Dis kriminierungsverbot ist in sämtlichen Men
schenrechtsverträgen verankert, so etwa im Inter
nationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte (Art. 2 Abs. 1) oder in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (Art. 14). Im Grundge
setz ist das Verbot von Diskriminierung in Artikel 3 
Absatz 3 verankert. Es verbietet etwa Benachteili
gungen aufgrund von Merkmalen wie „Geschlecht“ 
oder „Behinderung“ eines Menschen. Zweck des 
Diskriminierungsverbotes ist es, insbesondere 
Menschen vor Benachteiligungen zu schützen, die 
Angehörige strukturell diskriminierungsgefährdeter 
Gruppen beziehungsweise von Minderheiten sind.30 
Das Diskriminierungsverbot umfasst ebenso das 
Verbot rassistischer beziehungsweise antisemiti
scher Diskriminierung,31 was insbesondere bedeu
tet, dass Menschen nicht in Anknüpfung an 
physische Merkmale wie Hautfarbe32, ihre tatsäch
liche oder vermeintliche Herkunft oder Religions
zugehörigkeit benachteiligt werden dürfen.33 
Antisemitische oder auf rassistische Diskriminie
rung zielende politische Konzepte sind mit diesem 
Verbot nicht vereinbar und verstoßen gegen die 
Garantie der Menschenwürde.34

2.2 „Ziele“ der Partei

Ob eine Partei die Beeinträchtigung oder Beseiti
gung der freiheitlichen demokratischen Grundord
nung anstrebt, ergibt sich insbesondere aus den 
Zielen einer Partei, wobei Artikel 21 GG zusätzlich 
auch auf das „Verhalten ihrer Anhänger“ abstellt.35 
Die Ziele einer Partei sind der Inbegriff dessen, 
was eine Partei politisch anstrebt, unabhängig  
davon, ob es sich um Zwischen oder Endziele, 
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Nah oder Fernziele, Haupt oder Nebenziele han
delt.36 Sie können sich insbesondere aus der Pro
grammatik einer Partei, aus Publikationen sowie 
den Äußerungen und Verhaltensweisen ihrer Funk
tionsträger*innen ergeben.37 Maßgeblich sind die 
tatsächlichen Ziele der Partei, nicht die behaupte
ten. Es ist nicht erforderlich, dass eine Partei sich 
offen zu ihren verfassungswidrigen Zielsetzungen 
bekennt.38 Eine Beschränkung auf das Programm 
oder offizielle Erklärungen der Partei bei der Fest
stellung der von einer Partei verfolgten Ziele ist 
daher nicht geboten, auch wenn das Programm  
regelmäßig ein wesentliches Erkenntnismittel zur 
Feststellung der Zielsetzung einer Partei darstellen 
wird.39

2.3 „Darauf Ausgehen“

Über eine gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung gerichtete Zielsetzung einer Partei 
hinaus ist eine weitere Voraussetzung für ein Par
teiverbot gemäß Artikel 21 Absatz 2 GG, dass die 
Partei auf die Beeinträchtigung oder Beseitigung 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
„ausgeht“.40

2.3.1 Planvolles Vorgehen der Partei
Das Tatbestandsmerkmal des „Darauf Ausgehens“ 
setzt ein planvolles Handeln im Sinne einer qualifi
zierten Vorbereitung einer Beeinträchtigung oder 
Beseitigung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung voraus.41 Erforderlich ist, dass sich 
eine Partei durch aktives Handeln für ihre Ziele 
einsetzt und damit auf eine Beeinträchtigung oder 
Beseitigung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung hinwirkt.42 Artikel 21 Absatz 2 GG 

36 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 558.
37 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 558, 562, 567–569.
38 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 559. 
39 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 559.
40 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 570.
41 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 575.
42 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 571.
43 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 573, mit weiteren Nachweisen.
44 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 570.
45 Vgl. dazu Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 576.
46 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 577.
47 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 570 und Rn. 577.
48 Vgl. dazu Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 570–580.
49 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 570–580.
50 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 579.

sanktioniert nicht Ideen oder Überzeugungen,43 er 
sieht kein Gesinnungs oder Weltanschauungsver
bot vor.44

Für ein planvolles Vorgehen der Partei ist es erfor
derlich, dass kontinuierlich auf die Verwirklichung 
eines politischen Konzepts hingearbeitet wird, das 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
widerspricht. Dies setzt voraus, dass einzelne 
Handlungen Ausdruck einer der Partei zuzurech
nenden Grundtendenz sind, sich das verfassungs
feindliche Agieren also nicht nur in Einzelfällen 
zeigt, sondern einer zugrunde liegenden Haltung 
entspricht, die der Partei in ihrer Gesamtheit zuge
rechnet werden kann.45

Das planvolle Handeln der Partei muss sich dabei 
als qualifizierte Vorbereitung im Hinblick auf die 
Erreichung ihrer gegen die Schutzgüter des Artikel 
21 Absatz 2 GG gerichteten Ziele darstellen,46 also 
als ein planvolles Handeln, das zielorientiert auf 
die Beeinträchtigung oder Beseitigung der freiheit
lichen demokratischen Grundordnung gerichtet 
ist.47 Weder die Anwendung von Gewalt noch ein 
gewaltbereites oder kämpferisch aggressives Vor
gehen ist hierbei erforderlich.48 Es ist nicht ent
scheidend, wodurch die freiheitlich demokratische 
Grundordnung letztlich außer Kraft gesetzt werden 
soll,49 sei es etwa durch Wahlen, durch Umsturz 
oder durch Infiltration der bestehenden Staats
gewalten. Entscheidend ist vielmehr, ob sich die 
Betätigung als qualifizierte Vorbereitung einer  
Beeinträchtigung oder Beseitigung der freiheit
lichen demokratischen Grundordnung darstellt.50
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2.3.2  Konkrete Gefahr nicht erforderlich – 
Frage des Zeitpunkts
Das Verbot einer Partei setzt nicht voraus, dass 
das Handeln der Partei bereits zu einer konkreten 
Gefahr für die Schutzgüter des Artikel 21 Absatz 2 
Satz 1 GG führt.51 Der Verzicht auf das Erfordernis 
einer konkreten Gefahr in der Bestimmung ergibt 
sich daraus, dass sie als Reaktion auf den Aufstieg 
des Nationalsozialismus und die (vermeintliche) 
Wehrlosigkeit der Weimarer Reichsverfassung ge
genüber den Feinden der Demokratie zu begreifen 
ist.52 Sie geht auf die historische Erfahrung zurück, 
dass radikale Bestrebungen umso schwieriger zu 
bekämpfen sind, je mehr sie an Boden gewinnen. 
Zudem lässt sich der Zeitpunkt, ab dem eine kon
krete Gefahr vorliegt, sprich, ab dem bei ungehin
dertem Geschehensablauf mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit eine Beseitigung oder Beein
trächtigung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung zu erwarten ist, regelmäßig nicht 
genau bestimmen. Müsste der Eintritt einer kon
kreten Gefahr abgewartet werden, könnte ein Par
teiverbot möglicherweise erst zu einem Zeitpunkt 
erfolgen, zu dem das Verbot nicht mehr durchge
setzt werden kann, da die betroffene Partei bereits 
eine zu starke Stellung erreicht hat.53 Artikel 21 Ab
satz 2 GG zielt daher nach der Maxime „Wehret den 
Anfängen“ darauf ab, frühzeitig die Möglichkeit des 
Vorgehens gegen verfassungsfeindliche Parteien zu 
eröffnen. Das Parteiverbotsverfahren hat den Cha
rakter einer Präventivmaßnahme. Es zielt nicht auf 
die Abwehr bereits entstandener, sondern auf die 
Verhinderung des Entstehens künftig möglicherwei
se eintretender Gefahren für die freiheitliche demo
kratische Grundordnung.54

51 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 581.
52 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13,Rn. 583.
53 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13,Rn. 583, mit weiteren Nachweisen.
54 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 584, mit weiteren Nachweisen.
55 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 585 f.
56 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 587.
57 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 587.

2.3.3 Potentialität – konkrete Anhalts-
punkte für Möglichkeit der Zielerreichung 
Gemäß dem Ausnahmecharakter des Parteiver
bots als präventives Organisations und nicht als 
bloßes Weltanschauungs oder Gesinnungsverbot 
ist ein „Darauf Ausgehen“ nur anzunehmen, wenn 
konkrete Anhaltspunkte von Gewicht vorliegen, die 
es zumindest möglich erscheinen lassen, dass das 
gegen die Schutzgüter des Artikel 21 Absatz 2 GG 
gerichtete Handeln einer Partei angesichts ihrer 
Wirkungsmöglichkeiten erfolgreich sein kann (Po
tentialität).55

Ob ein ausreichendes Maß an Potentialität hin
sichtlich der Erreichung der von einer Partei ver
folgten Ziele besteht, ist im Rahmen einer 
wertenden Gesamtbetrachtung festzustellen.56 Da
bei sind sämtliche Umstände zu berücksichtigen, 
die Aufschluss darüber zu geben vermögen, ob 
eine Umsetzung der von der Partei verfolgten Ziele 
möglich erscheint. Erforderlich ist, dass sich ein 
hinreichendes Maß an konkreten und gewichtigen 
Anhaltspunkten ergibt, sodass auf die Möglichkeit 
erfolgreichen Agierens der Partei gegen die 
Schutzgüter des Artikel 21 Absatz 2 Satz 1 GG ge
schlossen werden kann. Dabei sind sowohl die Er
folgsaussichten einer bloßen Beteiligung der Partei 
am politischen Meinungskampf als auch die Mög
lichkeit einer Durchsetzung der politischen Ziele 
der Partei mit sonstigen Mitteln in Rechnung zu 
stellen.57
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3 Exkurs: Maßstäbe des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes zur  
Einstufung einer Partei

58 Die Begriffe der unterschiedlichen Kategorien finden sich nicht ausdrücklich im Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG).
59 Schneider (2022), S. 372. 
60 Roth (2019) Rn. 15, mit weiteren Nachweisen.
61 Siehe dazu im Ergebnis ebenso Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn.185–188.
62 Siehe dazu bereits oben unter: 2.1.1 und 2.1.2.

Anders als im Fall des Verbotsverfahrens nach Ar
tikel 21 GG, das nur auf Antrag erfolgt, besteht für 
das Bundesamt für Verfassungsschutz nach dem 
Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG) ein 
gesetzlicher Auftrag, von sich aus tätig zu werden. 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz untersucht 
Personenzusammenschlüsse und nimmt Einstu
fungen in die Kategorien Prüffall, Verdachtsfall 
oder erwiesen extremistische Bestrebung vor.58 Zu 
Personenzusammenschlüssen zählen auch Partei
en. Die Unterschiede zwischen den Kategorien  
liegen in der Erkenntnisdichte, mit der einer Be
strebung ihre verfassungsfeindliche Ausrichtung 
nachgewiesen werden kann.59 Ein Grund für die 
Einstufung einer Partei liegt nach dem Bundes
verfassungsschutzgesetz vor, wenn sie darauf  
gerichtet ist, die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu beseitigen. Ausgangspunkt der 
verfassungsschutzrechtlichen Beurteilung und Ein
stufung von Parteien ist das Tatbestandsmerkmal 
der „tatsächlichen Anhaltspunkte“ nach § 4 Ab
satz 1 Satz 5 BVerfSchG. Der Prüfungsmaßstab 
des Bundesverfassungsschutzes setzt sich aus 
zwei Komponenten zusammen: Es geht einerseits 
um inhaltliche Aspekte und andererseits um As
pekte der Erkenntnisdichte. 

3.1 Inhaltliche Komponente

In Bezug auf die inhaltliche Komponente prüft das 
Bundesamt für Verfassungsschutz, ob die Voraus
setzungen der § 3 Absatz 1, § 4 BVerfSchG, also 
eine verfassungsfeindliche Ausrichtung, eine ziel 
und zweckgerichtete Verhaltensweise und eine po
litische Zielsetzung vorliegen. Es kommt demnach 
darauf an, ob eine Partei darauf gerichtet ist, die 
freiheitliche demokratische Grundordnung durch 
politisch bestimmte, ziel und zweckgerichtete 
Verhaltensweisen zu beseitigen oder außer Gel
tung zu setzen. Das Tatbestandsmerkmal einer 
„politisch bestimmten, ziel und zweckgerichteten 
Verhaltensweise“ erfordert über das bloße Vor
handensein bestimmter Vorstellungen und Mei
nungen hinaus ein aktives Vorgehen, das auf das 
Erreichen des Ziels gerichtet ist.60 Nach dem Wort
laut in § 4 Absatz 2 BVerfSchG zählen zur freiheit
lichen demokratischen Grundordnung im Sinne  
des Gesetzes unter anderem die „im Grundgesetz 
konkretisierten Menschenrechte“. Dabei liegen die 
gesetzlichen Voraussetzungen nach dem Schutz
zweck des Gesetzes und unter Berücksichtigung 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungs
gerichts zum Begriff der freiheitlichen demo
kratischen Grundordnung im Rahmen des 
Artikel 21 GG in jedem Fall dann vor, wenn sich 
die Aktivitäten des Personenzusammenschusses 
gegen die in Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften  
Garantien richten.61 Diese bilden die unabding
baren Grundlagen der Menschenrechte und sind 
für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
konstituierend.62
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3.2 Erkenntnisdichte

Bei der Erkenntnisdichte geht es darum, welchen 
Verdichtungsgrad die Informationen jeweils er
reicht haben müssen, damit der Verfassungs
schutz eine bestimmte Einstufung vornehmen 
kann. Bei dieser Komponente geht es nicht um 
Fragen rechtlicher Bewertung, sondern vielmehr 
um solche, die die Qualität und Quantität von  
Erkenntnissen betreffen. Maßgeblich ist hier der 
Erkenntnisgrad, der der Bewertung eines 

63 Siehe dazu genauer Schneider (2022), S. 372 ff.
64 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21.

Personenzusammenschlusses nach den unter
schiedlichen Kategorien der Einstufung durch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz jeweils zugrun
de liegen muss.63 Das Verwaltungsgericht Köln hat 
in seinem Urteil vom März 202264 die Einstufung 
der AfD als Verdachtsfall durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz bestätigt. Danach gibt es aus
reichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür, die 
AfD als Verdachtsfall einer extremistischen Be
strebung einzustufen.
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4 Kennzeichen rassistischer und  
rechtsextremer Positionen

65 Siehe dazu etwa Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (2005): Urteil vom 13.12.2005, Antragsnummer 55762/00 u. 55974/00, 
Ziff. 55.

66 Siehe zur Problematik des Begriffs „Rasse“ in Rechtstexten: Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) (2017), S. 5; 
Cremer (2020); Initiative Schwarze Menschen in Deutschland (ISD) (2015).

67 Siehe genauer zum Verbot rassistischer Diskriminierung gemäß Art. 3 Abs. 3 GG: Cremer (2020).
68 Siehe dazu etwa Baer / Markard (2018), Rn. 469 f.; Payandeh (2021); ders. (2022), S. 220 ff.; Tabbara (2021), S. 582 ff.; Liebscher (2022), 

insbesondere S. 250; Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) (2017), S. 5; Auma (2017); Cremer (2020),  
S. 19 ff., mit weiteren Nachweisen.

69 Antisemitismus kann sich nicht nur in Positionen ausdrücken, die sich explizit gegen Jüd*innen richten, sondern beispielsweise auch in  
israelbezogenen Äußerungen oder dadurch, dass Jüd*innen als vermeintlich Verantwortliche für israelische Regierungspolitik ausgegrenzt 
werden. Vgl. Deutscher Bundestag (07.04.2017): Bericht des unabhängigen Expertenkreises Antisemitismus, Drucksache 18/11970,  
S. 23 ff.

70 Dazu etwa Auma (2017); Tabbara (2021), S. 582 ff.; Kutting/Amin (2022), S. 616, unter Hinweis auf Bundesverfassungsgericht (2017):  
Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 634 ff.

71 Siehe zu dem Begriff und Phänomen des antimuslimischen Rassismus etwa Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(2019), S. 24 f.; Keskinkılıç (2019).

72 Dazu etwa Keskinkılıç (2019).

Bevor die Frage der Gefährlichkeit der AfD für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung am 
rechtlichen Maßstab für das Verbot untersucht 
wird, wird im Folgenden erörtert, wodurch rassis
tische und rechtsextreme Positionen, die sich  
gegen die in Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz ge
richteten Garantien richten, gekennzeichnet sind.

Der Begriff „Rassismus“ ist entstehungsgeschicht
lich damit zu erklären, dass die für Rassismus typi
sche Kategorisierung und Hierarchisierung von 
Menschen historisch mit dem Begriff „Rasse“ ein
hergingen.65 Das ist auch der Grund, warum der 
Begriff „Rasse“ in menschenrechtlichen Normen 
zum Verbot rassistischer Diskriminierung und zum 
Schutz vor Rassismus Eingang gefunden hat.66 In 
diesem Sinne greift auch das Verbot rassistischer 
Diskriminierung in Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz 
die Konstruktion von homogenen Menschengrup
pen als Anknüpfungsmerkmal verbotener Diskrimi
nierung auf, bei der Menschen unter Bezugnahme 
auf biologistische Begründungsmuster anhand 
physischer Merkmale in Kategorien eingeteilt wer
den.67 Dabei werden aus einer Vielzahl sichtbarer 
physischer Merkmale einzelne herausgegriffen 
und Grenzen zwischen den variierenden körperli

chen Merkmalen von Menschen gezogen. Auf die
ser Grundlage werden Menschen unterschieden 
und ihnen pauschal bestimmte Eigenschaften oder 
Verhaltensmuster zugeschrieben (Stereotype).

Solche willkürlichen Kategorisierungen unter Be
zugnahme auf biologistische Begründungmuster 
setzen sich bis heute fort. Rassismus setzt aller
dings kein Gedankengut voraus, das auf biologisti
schen Theorien von Abstammung und Vererbung 
basiert und auf biologistische Begründungsmuster 
zurückgreift.68 So treten häufig, auch beim Anti
semitismus,69 weitere Begründungsmuster hinzu. 
Oftmals finden sich Formulierungen, in denen 
Menschen in Anknüpfung an ihre (tatsächliche 
oder vermeintliche) Herkunft unter Bezugnahme 
auf „ihre Kultur“ in Gruppen eingeteilt und pau
schal abgewertet werden.70 Im Fall des antimus
limischen Rassismus71 wird regelmäßig neben  
der Religionszugehörigkeit auf „die Kultur“ von 
Menschen Bezug genommen, um sie auf dieser 
Grundlage mit pauschalen Zuschreibungen zu ka
tegorisieren und abzuwerten.72 Solche Positionen 
sind als rassistisch einzuordnen; sie richten sich 
gegen die im Verbot rassistischer Diskriminierung 
verankerten Garantien und den in Artikel 1  



21KENNZEICHEN R ASSIST ISCHER UND RECHTSE X TREMER POSIT IONEN

Absatz 1 GG verbrieften Achtungsanspruch eines 
jeden Menschen.73 

Rassismus kann sich in Äußerungen und Handlun
gen ausdrücken, in Diskriminierungen im Alltag,  
in körperlichen Angriffen bis hin zum Mord. In  
der Wissenschaft und Praxis wird in unterschied
lichen Kontexten nicht nur mit der Kategorie  
„Rassismus“, sondern ebenso mit der Kategorie  
„Rechtsextremismus“ gearbeitet, so etwa in der 
Einstellungsforschung, zur Einordnung von Straf
taten oder zur Einordnung von Organisationen be
ziehungsweise Parteien.

Kennzeichnend für rechtsextreme Positionen sind 
rassistische Positionen in einem nationalvölki
schen Sinne, also auf Rassismus basierende Kon
zeptionen einer Nation. Sie gehen davon aus, dass 
es ein „angestammtes“ und damit vorgegebenes 
homogenes Volk gebe, dessen Mitglieder als Be
standteil dieses exklusiven Kollektivs unbedingten 
Vorrang gegenüber Menschen hätten, die prinzipi
ell nicht dazugehören könnten. Demnach müsse – 
so die rechtsextreme Vorstellung – das „deutsche 
Volk“ vor einer „Völkervermischung“ bewahrt wer
den.74 Solche Positionen sind mit den Garantien 
aus Artikel 1 Absatz 1 GG nicht vereinbar.75 Mit 
nationalvölkischen Positionen geht folglich eine 
Ablehnung der für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung fundamentalen Garantien aus Arti
kel 1 Absatz 1 GG einher, wonach Menschen, die 
nicht zum „deutschen Volk“ gehören, als minder
wertig betrachtet und dementsprechend abgewer
tet werden.76 

Nationalvölkischen Positionen ist ein politischer 
Autoritarismus immanent, wonach Menschen 

73 Vgl. dazu Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 538–541; Bundesamt für Verfassungsschutz 
(2019): Gliederungspunkt B., II., 2., 2.1, 2.1.1 (Menschenwürde).

74 Siehe dazu etwa Bundesministerium des Innern und für Heimat (2023).
75 Vgl. dazu Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, 2 BvB 1/13, Rn. 538–541, 635; Bundesamt für Verfassungsschutz 

(2019): Gliederungspunkt B., II., 2., 2.1, 2.1.1 (Menschenwürde).
76 Vgl. zum Verständnis rechtsextremer Positionen in diesem Sinne Bundesministerium des Innern und für Heimat (2023); Bundeszentrale für 

politische Bildung (2023): Glossar: Rechtsextremismus. https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossierrechtsextremis
mus/500806/rechtsextremismus/ (abgerufen am 11.05.2023); Warg (2021), insbesondere S. 93 f.

77 Vgl. PfahlTraughber (2019), S. 3 f.; siehe dazu ebenso Bundesministerium des Innern und für Heimat (2023).
78 Jesse (2017), S. 16 ff.; siehe dazu genauer PfahlTraughber (2019), S. 4, der auch darauf hinweist, dass Absichten zur gewaltsamen Macht

ergreifung oftmals aus strategischen Gründen verschwiegen werden.
79 Siehe dazu ebenso Bundesministerium des Innern und für Heimat (2023).
80 Siehe dazu etwa PfahlTraughber (2019), S. 4.
81 Vgl. dazu etwa PfahlTraughber (2019), S. 20.
82 Vgl. dazu ebenso PfahlTraughber (2019), S. 4, S. 20.
83 Vgl. dazu etwa Backes / Moreau (2021); PfahlTraughber (2021).

nicht mehr frei als Individuen und Träger individu
eller Rechte im Mittelpunkt stehen, wie es nach 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes der Fall ist.77 Dabei 
zielen national völkische Positionen im Besonde
ren darauf ab, Menschen auf der Grundlage rassis
tischer und damit willkürlicher Kriterien von den in 
Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften Garantien auszu
schließen. Rechtsextreme Bestrebungen können in 
ihren Positionierungen unterschiedlich stark aus
geprägt sein, auch Drohungen und Gewalt explizit 
miteinbeziehen, was allerdings keine Vorausset
zung für die Einordnung als rechtsextrem ist.78

Typische Merkmale rechtsextremer Positionen 
sind außerdem das Verschweigen, Verharmlosen 
oder Leugnen der Menschheitsverbrechen, die un
ter nationalsozialistischer Herrschaft verübt wur
den, oder auch die Betonung ihrer angeblich 
positiven Leistungen.79 Schon die Relativierung 
des Nationalsozialismus läuft auf eine rechtsextre
me Positionierung hinaus.80 Wer einzelne Elemen
te nationalsozialistischer Politik relativiert, 
relativiert damit die mit dem Nationalsozialismus 
untrennbar verbundenen Menschheitsverbre
chen.81 Den Nationalsozialismus relativierende  
Positionierungen dienen darüber hinaus insbeson
dere dazu, national völkisches Gedankengut (wie
der) gesellschaftsfähig zu machen.82

Rechtsextreme Positionen setzen kein klar umris
senes ideologisches Gebilde voraus; sie sind ins
besondere nicht nur dann anzunehmen, wenn sie 
der nationalsozialistischen Ideologie entsprechen, 
inhaltlich darauf Bezug nehmen oder sprachlich 
unmittelbar oder assoziativ auf nationalsozialisti
sche Terminologie zurückgreifen.83 Dies bedeutet, 
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dass sich rechtsextreme Positionen in ihrer primä
ren Zielrichtung jeweils auch gegen unterschiedli
che Minderheiten richten können. So gehört es bei 
rechtsextremen Akteuren mit rassistischen Positio
nen gegenwärtig nicht selten zum Repertoire, sich 
rhetorisch vom Antisemitismus abzugrenzen.84 
Dass dies unglaubwürdig ist, zeigt sich, wenn die
selben Akteure die Verbrechen des Nationalsozia
lismus und damit den Genozid an den Jüd*innen 
relativieren.

Rechtsextreme Positionen werden etwa unter  
Berufung auf die Argumentationsfigur des soge
nannten Ethnopluralismus vertreten, der die Pro
paganda von der Ungleichwertigkeit der Menschen 
nicht mit biologistischen Theorien, sondern mit 
unterschiedlichen kulturellen Identitäten begrün
det.85 Danach habe jeder Mensch nur in „ange
stammten Territorien“ seinen festen Platz. Hierzu 
gehört etwa, Menschen zwar nicht explizit abzu
werten, aber sie unter Hinweis auf eine angebliche 
„Andersartigkeit“ auszugrenzen („Die sind anders 
als wir“, „Die passen nicht zu uns“). Mit solchen 
Argumentationsstrategien, die damit begründet 
werden, dass verschiedene „Völker“ – einige nut
zen hier auch den Begriff der „Ethnien“86 – zur  
Entfaltung ihrer Kultur abgegrenzte Territorien 
bräuchten, werden gegenwärtig oftmals rechts
extreme Positionen vertreten.87 Hinter solchen  
Argumentationsmustern rechtsextremer Akteure, 
die biologistisch begründeten Rassismus meiden, 
steht als Strategie, weniger angreifbar zu sein.88 
Tatsächlich liegt aber auch ihnen ein nationalvöl
kisches Konzept zugrunde, demzufolge die Gesell
schaft auf der Grundlage rassistischer Kategorien 
in Gruppen unterteilt wird. Sie laufen im Ergebnis 

84 Vgl. Backes / Moreau (2021), S. 31 ff.
85 Dazu etwa Bundeszentrale für politische Bildung (2022): Glossar: Ethnopluralismus. https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/

dossierrechtsextremismus/500773/ethnopluralismus/ (abgerufen am 11.05.2023). 
86 Siehe dazu etwa Backes / Moreau (2021), S. 25 ff.; PfahlTraughber (2021).
87 PfahlTraughber (2019), S. 4.
88 Dazu etwa Bundeszentrale für politische Bildung (2022): Glossar: Ethnopluralismus. https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/

dossierrechtsextremismus/500773/ethnopluralismus/ (abgerufen am 11.05.2023); PfahlTraughber (2021), insbesondere S. 199 f.
89 Dazu Deutsches Historisches Museum (2014): Konservative Revolution. https://www.dhm.de/lemo/kapitel/weimarerrepublik/innenpolitik/

konservativerevolution.html (abgerufen am 11.05.2023); Giesa (2015).
90 PfahlTraughber (2019), S. 4.
91 Vgl. PfahlTraughber (2021), insbesondere S. 199 f.
92 Dazu etwa Bundeszentrale für politische Bildung (2023): Glossar: Ethnopluralismus. https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/

dossierrechtsextremismus/500773/ethnopluralismus (abgerufen am 11.05.2023).
93 Dazu etwa Bundeszentrale für politische Bildung (2023): Glossar: Ethnopluralismus. https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/

dossierrechtsextremismus/500773/ethnopluralismus (abgerufen am 11.05.2023).
94 Siehe dazu etwa PfahlTraughber (2021); Cremer (2017).

ebenfalls auf die Konstruktion und Hierarchisie
rung von Menschengruppen hinaus, die dazu die
nen, die Ausgrenzung von Menschen auf der 
Grundlager nationalvölkischer Ideologie zu recht
fertigen. Rechtsextreme Positionen, etwa der so
genannten Neuen Rechten, werden gelegentlich 
auch unter Berufung auf die „Konservative Revolu
tion“ und somit auf antiliberale, antidemokrati
sche und antiegalitäre Strömungen, die sich in der 
Weimarer Republik entwickelten und als geistige 
Wegbereiter für den Nationalsozialismus einzuord
nen sind,89 vertreten.90

Um rassistische nationalvölkische Positionen als 
solche zu verdecken, werden diese heute oftmals 
anders „verpackt“, biologistische Argumentations
muster vermieden ebenso wie der Begriff der 
„Rasse“, für den manche – als Ersatz – den Begriff 
der „Ethnie“ nutzen.91 So werden zwar weiterhin 
Menschengruppen konstruiert, kategorisiert und 
abgewertet, aber es wird sprachlich verschleiert, 
dass damit Positionierungen einhergehen, die ei
nen Angriff auf die in Artikel 1 Absatz 1 GG ver
brieften Garantien bedeuten. Kennzeichnend für 
rassistische nationalvölkische Positionen der  
Gegenwart ist insbesondere der Gebrauch des  
Begriffs „Kultur“, der in dem Sinne verwendet 
wird, dass es sich dabei um ein unveränderliches 
identitätsstiftendes Wesensmerkmal von Men
schen handelt.92 Nationalvölkische Positionen de
finieren das „deutsche Volk“ demnach häufig über 
eine nationale unveränderliche kulturelle Identität, 
die es zu verteidigen gelte.93 Daneben finden sich 
aber weiterhin auch biologistische Argumentati
onsmuster, auch kombiniert mit kulturalistischen 
Argumentationsmustern.94
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5 Einordnung der AfD 

95 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Leitsatz 5a; siehe dazu außerdem bereits oben unter: 2.2.
96 Die folgenden Ausführungen basieren teilweise auf Cremer (2022).
97 Alternative für Deutschland (2016), S. 47.
98 Siehe dazu bereits oben unter: 4.
99 Siehe dazu etwa auch Thieme (2019).
100 Alternative für Deutschland (2016), S. 47.

Die folgenden Ausführungen gehen entlang des 
vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Prü
fungsmaßstabs und der Tatbestandsmerkmale des 
Artikel 21 GG auf Aspekte ein, die von wesent
licher Bedeutung sind in Hinblick auf die Frage, ob 
im Fall der AfD die Voraussetzungen für ein Verbot 
vorliegen.

5.1 Ziele der Partei: Beseitigung der 
Garantien aus Artikel 1 Absatz 1 GG

Die Ziele einer Partei sind der Inbegriff dessen, 
was eine Partei politisch anstrebt.95 Nachfolgend 
wird zunächst aufgezeigt, dass die AfD auf die Be
seitigung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung abzielt.

5.1.1 Die rassistische und rechtsextreme 
Ausrichtung der Partei: die national-völki-
sche Programmatik 
Die AfD zeichnet sich in ihrer Programmatik durch 
rassistische und rechtsextreme Positionen aus, 
die sich gegen die in Artikel 1 Absatz 1 GG veran
kerten Garantien und damit den absoluten Kern 
der Verfassung als Bestandteil der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Arti
kel 21 GG wendet.96 Ihren Grundsatzpapieren lässt 
sich ein politisches Konzept entnehmen, das auf 
die Missachtung der Menschenwürde zielt.

Grundsatzprogramm von 2016
Die AfD fokussiert in ihrem Grundsatzprogramm 
von 2016 auf das Ideal einer kulturell homogenen 
Bevölkerung, die es gegen „importierte kulturelle 
Strömungen“97 zu verteidigen gelte.

Das Grundsatzprogramm ist ein Beispiel dafür, 
dass rassistische Argumentationsmuster heutzuta
ge nicht allein auf physische Merkmale oder biolo
gistische Begründungen abstellen.98 Die Wortwahl 
der Akteure, die sich mit rassistischen Positionen 
profilieren, hat sich geändert. Es wird nicht mehr 
ausdrücklich von „Rassen“ gesprochen, sondern 
auf „die Kultur“ oder die Religionszugehörigkeit 
von Menschen Bezug genommen. Dies lässt sich 
auch in anderen europäischen Ländern beobach
ten.99 Im Grundsatzprogramm der AfD von 2016 
heißt es dazu wörtlich:

„Die Ideologie des Multikulturalismus, die impor
tierte kulturelle Strömungen auf geschichtsblinde 
Weise der einheimischen Kultur gleichstellt und 
deren Werte damit zutiefst relativiert, betrachtet 
die AfD als ernste Bedrohung für den sozialen 
Frieden und für den Fortbestand der Nation als 
kulturelle Einheit. Ihr gegenüber müssen der Staat 
und die Zivilgesellschaft die deutsche Identität als 
Leitkultur selbstbewusst verteidigen.“100

Demzufolge sei die Nation als „kulturelle Einheit“ 
zu verstehen, die in ihrer Substanz durch „impor
tierte kulturelle Strömungen“ gefährdet sei und 
angesichts dieser postulierten Konkurrenzsituati
on „selbstbewusst“ verteidigt werden müsse. In
dem die AfD die Nation – und damit das deutsche 
Volk – als „kulturelle Einheit“ begreift, gleich
bedeutend mit einer „deutschen Identität“, wird 
deutlich, dass sie „Kultur“ als ein unveränderliches 
identitätsstiftendes Wesensmerkmal von Men
schen begreift. Dabei nimmt sie eine Hierarchi
sierung von Menschen vor, indem sie nicht nur  
die „deutsche Identität“ als „Leitkultur“ hervor
hebt. Durch die Betonung einer vermeintlich  
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unangebrachten Gleichstellung verschiedener Kul
turen wertet die AfD zugleich implizit ebenjene 
Menschen ab, die nach ihren Vorstellungen nicht 
Teil der deutschen „einheimischen Kultur“ seien. 
Diese Menschen sind es, die die AfD als „ernste 
Bedrohung“ für den „Fortbestand der Nation“ be
trachtet, und der Grund, weshalb die „deutsche 
Identität“ zu verteidigen sei.101

Dem Grundsatzprogramm der AfD lässt sich damit 
eine Positionierung entnehmen, die mit den Ga
rantien aus Artikel 1 Absatz 1 GG unvereinbar ist. 
Die Ausführungen der AfD bringen ein rassisti
sches nationalvölkisches Konzept zum Ausdruck. 
Sie gehen davon aus, dass es ein präexistentes 
homogenes Volk gebe, und sie werten die Men
schen ab, die mangels „deutscher Identität“ nicht 
dazugehören könnten. Die AfD propagiert damit 
Vorstellungen eines ursprünglichen Volkes, dessen 
Mitglieder als Bestandteil eines exklusiven Kollek
tivs unbedingten Vorrang gegenüber Menschen 
hätten, die prinzipiell nicht dazugehören könnten. 
Diese Auffassung ist mit den Garantien aus Artikel 
1 Absatz 1 GG nicht vereinbar.102 Die Ausführun
gen der AfD drücken Vorstellungen von einem 
Staat aus, der auf einem Volk als einer geschlos
senen und homogenen Gemeinschaft mit „deut
scher Identität“ basiert.103 Zugleich begründet die 
AfD Bedrohungsszenarien für den Staat und die 
Gesellschaft allein mit der Existenz und Anwesen
heit von Menschen, die nach den Vorstellungen 
der Partei nicht der deutschen „einheimischen 
Kultur“ angehören. Angesichts dieser Bedrohungs
szenarien der AfD, die es erforderlich machen 
würden, die „deutsche Identität“ und den „Fortbe
stand der Nation“ „zu verteidigen“, sind ihre pro
grammatischen Ausführungen als Ankündigung 
von Maßnahmen zu verstehen, die gegen eine an
gebliche Bedrohung durch Menschen vorgehen 
und sich damit gezielt gegen Menschen richten 
werden, die nach den Vorstellungen der AfD nicht 
Teil der „einheimischen Kultur“ sind. Sie zielen da
rauf ab, Menschen auf der Grundlage rassistischer 
und damit willkürlicher Kriterien von den in Artikel 

101 Vgl. dazu ähnlich und in die gleiche Richtung gehend Bundesamt für Verfassungsschutz (2019): Gliederungspunkt C., I., 1., 1.1, 1.1.1 
(Menschenwürde).

102 Vgl. dazu allgemein, ohne Bezugnahme auf die AfD: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13,  
Rn. 538–541, 635; Bundesamt für Verfassungsschutz (2019): Gliederungspunkt B., II., 2., 2.1, 2.1.1 (Menschenwürde).

103 Vgl. dazu auch PfahlTraughber (2019), S. 13.
104 Alternative für Deutschland (2017), S. 34.

1 Absatz 1 GG verbrieften Garantien auszuschlie
ßen.

Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017
Im Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 hat 
die AfD entsprechende Aussagen konkret gegen 
Muslim*innen gerichtet, wonach die bloße Prä
senz von Muslim*innen in Deutschland eine „gro
ße Gefahr“ sei: 

„Der Islam gehört nicht zu Deutschland. In der 
Ausbreitung des Islam und der Präsenz von über  
5 Millionen Muslimen, deren Zahl ständig wächst, 
sieht die AfD eine große Gefahr für unseren Staat, 
unsere Gesellschaft und unsere Werteordnung.“104 

Damit hat die AfD ihre rassistische nationalvölki
sche Ausrichtung im Wahlprogramm zur Bundes
tagswahl 2017 untermauert. Dabei begründet sie 
Bedrohungsszenarien für den Staat und die Gesell
schaft allein mit der Existenz und Anwesenheit von 
Menschen, die eine bestimmte Religionszugehörig
keit aufweisen (Muslim*innen). Sie stellt den 
Grundsatz der gleichen Menschenwürde eines  
jeden Individuums (Artikel 1 Absatz 1 GG) damit 
fundamental infrage: Mit der Garantie der Men
schenwürde sind Vorstellungen von einer Gesell
schaft unvereinbar, die die Subjektqualität des 
Menschen und den daraus resultierenden Ach
tungsanspruch von etwas anderem als von seinem 
bloßen Menschsein abhängig machen. Dies bedeu
tet auch, dass dieser Achtungsanspruch unabhän
gig von der Herkunft, der Religionszugehörigkeit 
oder etwa physischen Merkmalen wie Hautfarbe 
gelten muss. Wer Menschen, die einer diskriminie
rungsgefährdeten Gruppe beziehungsweise Minder
heit angehören, demgegenüber allein unter 
Bezugnahme auf ihre Herkunft und/oder Religions
zugehörigkeit pauschal abwertet und mit negativen 
Eigenschaften belegt, indem sie per se als gefähr
lich eingestuft werden, wendet sich gegen die im 
Verbot rassistischer Diskriminierung verankerten 
Garantien und den in Artikel 1 Absatz 1 GG  
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verbrieften Achtungsanspruch eines jeden einzel
nen Menschen.105

Gerade mit Blick auf die deutsche Geschichte wird 
deutlich, warum solche Positionen den unabding
baren Grundlagen der Menschenrechte, die in Ar
tikel 1 Absatz 1 GG verbrieft sind, diametral 
entgegenstehen. Positionen, die Menschen in ihrer 
Wertigkeit unterscheiden, die Menschen allein we
gen ihrer Religionszugehörigkeit pauschal abwer
ten und als Gefahr betrachten, bildeten den 
Ausgangspunkt und die Grundlage der nationalso
zialistischen Ideologie und Gewaltherrschaft.

Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2021
Die rassistische nationalvölkische Ausrichtung, 
wonach die AfD eine geschlossene und homogene 
Gesellschaft propagiert, in der Menschen unter 
Bezugnahme auf das Kriterium der Kultur in ein 
„Uns“ und „die anderen“ unterteilt und hierarchi
siert werden, findet sich ebenso in dem Wahlpro
gramm der AfD zur Bundestagswahl 2021. Auch 
hier wird ein Menschenbild offenbar, das den Ga
rantien aus Artikel 1 Absatz 1 GG diametral entge
genläuft.

So heißt es in dem „Kultur“ benannten Kapitel an 
erster Stelle unter der Überschrift „Deutsche Leit
kultur statt Multikulturalismus“ wie folgt:

„Unsere Identität ist geprägt durch unsere deut
sche Sprache, unsere Werte, unsere Geschichte 
und unsere Kultur. Letztere sind eng verbunden 
mit dem Christentum, der Aufklärung, unseren 
künstlerischen und wissenschaftlichen Werken. 
Unsere Identität bestimmt die grundlegenden 
Werte, die von Generation zu Generation weiter
gegeben werden. Die deutsche Leitkultur be
schreibt unseren Wertekonsens, der für unser 
Volk identitätsbildend ist und uns von anderen 
unterscheidet. Sie sorgt für den Zusammenhalt 
der Gesellschaft und ist Voraussetzung für das 
Funktionieren unseres Staates. Die gemein
schaftsstiftende Wirkung der deutschen Kultur ist 
Fundament unseres Grundgesetzes und kann 

105 Vgl. zu alledem auch Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 538–541; Bundesamt für Verfas
sungsschutz (2019): Gliederungspunkt B., II. 2., 2.1., 2.1.1 (Menschenwürde), ohne konkreten Bezug zu den Grundsatzpapieren der AfD.

106 Alternative für Deutschland (2021), S. 158.

nicht durch einen Verfassungspatriotismus er
setzt werden.

Kulturrelativismus und Multikulturalismus führen 
zu einem Neben und Gegeneinander von Parallel
gesellschaften, denen es an gemeinsamen Werten 
für das Zusammenleben fehlt. In einer derart frag
mentierten Gesellschaft entstehen Konflikte, die 
kaum noch beherrschbar sind. Die AfD wird nicht 
zulassen, dass Deutschland aus falsch verstande
ner Toleranz vor dem Islam seine tradierte Kultur 
verliert.“106

Die Ausführungen sind ein weiteres Beispiel dafür, 
dass die AfD Menschen nicht als Individuen mit 
gleicher Menschenwürde und gleichen Rechten 
betrachtet, sondern – unter Bezugnahme auf den 
Begriff der „Kultur“ – diese vielmehr in Gruppen 
unterteilt und hierarchisiert. So werden Men
schen, die als „unser Volk“ bezeichnet werden, als 
Träger einer „deutschen Kultur“ beschrieben. Da
bei wird „unser Volk“ als eine homogene Gruppe 
konstruiert, in der die „deutsche Kultur“ als identi
tätsstiftendes Wesensmerkmal für Zusammenhalt 
wirke, wobei sie als geschlossene und geschlos
sen bleibende Gruppe konstruiert wird, in der die 
„deutsche Kultur“ „von Generation zu Generation“ 
übertragen werde. Die Ausführungen basieren mit
hin auf der Annahme, dass dem „Uns“ eine Identi
tät innewohne („Unsere Identität“), wobei diese 
Identität „grundlegende Werte“ bestimme, die wie
derum von „Generation zu Generation weitergege
ben“ würden. Die „deutsche Leitkultur“ wird 
dementsprechend so erläutert, dass sie „unseren“ 
Wertekonsens beschreibe, der für „unser Volk“ 
identitätsbildend sei und „uns“ von „anderen“  
unterscheide.

Konsequent werden in Abgrenzung zur bestehen
den Verfassungsordnung nicht etwa die in Artikel 
1 Absatz 1 GG verankerten menschenrechtlichen 
Garantien als Fundament des Grundgesetzes und 
der verfassungsrechtlichen Werteordnung gewür
digt, sondern die „gemeinschaftsstiftende Wir
kung der deutschen Kultur“ (die „nicht durch einen 
Verfassungspatriotismus ersetzt werden“ könne) 
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zum „Fundament unseres Grundgesetzes“ erho
ben, womit die AfD zum Ausdruck bringt, dass die 
von ihr konstruierte „deutsche Leitkultur“ einen 
absoluten Anspruch auf Dominanz habe. Die Aus
führungen der AfD laufen darauf hinaus, dass sich 
grund und menschenrechtswidrige Ausgrenzun
gen von Menschen – den „anderen“ – begründen 
und rechtfertigen ließen. Nach der Behauptung 
der AfD, die von ihr beschriebene „gemeinschafts
stiftende Wirkung der deutschen Kultur“ sei „Fun
dament des Grundgesetzes“, wäre die damit 
verbundene Kategorisierung und Hierarchisierung 
von Menschen, das nationalvölkische Menschen
bild der AfD, „Fundament des Grundgesetzes“ und 
demzufolge normativ an der Spitze der Normen
hierarchie verankert.

Der zweite Absatz der hier wiedergegebenen  
Passage dient dazu, eine rassistische Kategori
sierung der Gesellschaft in ein „Uns“ und die  
„anderen“ weiter zu begründen. Danach würden 
Abweichungen in der Durchsetzung des postulier
ten Dominanzanspruchs der zuvor beschriebenen 
„deutschen Leitkultur“, die mit den Begriffen  
„Kulturrelativismus“ und „Multikulturalismus“  
umschrieben werden, zu einem Neben und Ge
geneinander von Parallelgesellschaften führen,  
denen es an gemeinsamen Werten für das  
Zusammenleben fehle. Die AfD redet damit gesell
schaftliche Spaltung herbei („In einer derart  
fragmentierten Gesellschaft“), um schließlich ein 
Bedrohungsszenario zu kreieren, in dem Deutsch
land „dem Islam“ gegenüberstehe und die AfD als 
rettende Kraft dafür sorge, dass Deutschland in 
diesem Konflikt nicht seine „tradierte Kultur“ ver
liere. Die Ausführungen gipfeln damit in der Ge
genüberstellung einer homogenen Gruppe des 
„Uns“, die „eng verbunden mit dem Christentum“ 
ist, und den „anderen“, denen es an „deutsche[r] 
Kultur“ fehle. Damit fehle es ebenso „an gemein
samen Werten für das Zusammenleben“, wobei 
explizit der Islam und damit implizit Menschen  
islamischer Religionszugehörigkeit pauschal („dem 
Islam“) als Bedrohung dargestellt werden.

Auch im Wahlprogramm der AfD zur Bundestags
wahl 2021 wird damit die nationalvölkische Aus

107 Siehe dazu: Konzept zur Sozialpolitik. Alternative für Deutschland, 11. Bundesparteitag in Kalkar, 28. bis 29. November 2020.  
https://www.afd.de/sozialkonzept/ (abgerufen am 11.05.2023).

richtung der Partei deutlich, indem die AfD unter 
Bezugnahme auf den Begriff Kultur Menschen in 
homogene Gruppen unterteilt, wobei die einem 
„Uns“ zugeschriebene „deutsche Kultur“, die mit 
einer „von Generation zu Generation“ weitergege
benen Identität einhergehe und somit als Wesens
merkmal wie in einem geschlossenen Kreislauf 
weitergetragen werde, als etwas erachtet wird, 
was „Voraussetzung für das Funktionieren des 
Staates“ sei. Die Ausführungen machen damit be
sonders deutlich, dass der Programmatik der AfD 
ein Menschenbild zugrunde liegt, das im 20. Jahr
hundert mit anderen Begriffen, insbesondere im 
Rückgriff auf die Konstruktion von „Rassen“ und 
biologistischen Argumentationsmustern begründet 
wurde. In den Ausführungen der AfD werden We
sensmerkmale von Menschen nicht vererbt oder 
etwa über Blut weitergeben; hier ist es die „deut
sche Kultur“, die als Merkmal von Identität und 
Überlegenheit „von Generation zu Generation“ 
weitergegeben wird. In ihren Formulierungen um 
gesellschaftliche Anschlussfähigkeit bemüht und 
die Radikalität ihrer Ausführungen kaschierend,  
offenbart die AfD in diesen Ausführungen ein  
Gedankengut, das Menschen kategorisiert und  
in ihrer Wertigkeit unterscheidet.

Die rassistische nationalvölkische Ausrichtung 
der AfD, mit der die Partei die in Artikel 1 Absatz 1 
GG verbrieften Garantien in ihrer Geltung für je
den einzelnen Menschen negiert, ist nach alledem 
fest in der Programmatik der AfD verankert.

Konzept zur Sozialpolitik von 2020
Die nationalvölkische Ausrichtung der Program
matik der AfD kommt schließlich auch in dem von 
der Bundesprogrammkommission (BPK) im März 
2020 beschlossenen und auf dem Bundespartei
tag im November 2020 verabschiedeten Leitan
trag zur Ausrichtung der AfD in der Sozialpolitik 
deutlich zum Ausdruck, insbesondere in ihren Kon
sequenzen. Der Leitantrag der infolge seiner Ver
abschiedung als „Konzept zur Sozialpolitik“ 
Bestandteil des Programms der AfD wurde,107 be
schäftigt sich unter anderem mit dem Thema Ren
tenpolitik. Das in dem Konzept anfangs formulierte 
Bekenntnis zum Sozialstaat ist auf gegenseitige 
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Hilfe und Solidarität „innerhalb unseres Volkes“ 
beschränkt.108 Diese Beschränkung von sozialen 
Sicherungsleistungen erstreckt sich dem Konzept 
zufolge auch auf die Rente. Sie steht Personen, die 
nach Ansicht der AfD nicht zum deutschen Volk 
gehören, demnach nicht zu. Deutsche, die nach 
dem Volksverständnis der AfD nicht zum deut
schen Volk gehören, würden danach vom Recht 
auf Zahlung von Altersrente ausgeschlossen.

Ein solcher Ausschluss vom Recht auf Zahlung von 
Rente auf der Grundlage der nationalvölkischen 
Ideologie der AfD ist offensichtlich grund und 
menschenrechtswidrig. Schon der Ansatz, Nicht
Deutsche von der Rentenversicherung auszu
schließen, wäre nicht zu rechtfertigen. Vielmehr 
müssen alle Menschen, die als sozialversiche
rungspflichtig Beschäftigte in die Rentenversiche
rung einzahlen, ein Recht auf Zahlung von Rente 
erlangen. Menschen gemäß den Unterscheidungen 
der AfD vom Recht auf Zahlung von Rente auszu
schließen, ist keiner Rechtfertigung zugänglich. Ein 
solcher Ausschluss verstößt gegen den unabding
baren grund und menschenrechtlichen Grundsatz 
der gleichen Rechte eines jeden Individuums, wie 
er im Grundgesetz in Artikel 1 Absatz 1 und zu 
dessen Absicherung sowohl in Artikel 3 Absatz 1 
(Allgemeiner Gleichheitssatz) als auch in Artikel 3 
Absatz 3 (Diskriminierungsverbot) manifestiert ist. 
Dies gilt auch für den Ausschluss von beitrags
losen Sicherungsleistungen, beispielsweise von 
der Grundsicherung im Alter.

Nach dem Konzept soll das bestehende Renten
system dadurch gestärkt werden, dass jede Frau 
im Schnitt 2,1 Kinder bekommt, um das Problem 
der sinkenden Zahl von Beitragszahlenden bei 
gleichzeitig mehr Empfänger*innen zu beheben.109 
Diese Aussage bezieht sich – das zeigt der Kontext 
– allein auf deutsche Frauen. Denn dann, so führt 
der Text weiter aus, sei auch keine Zuwanderung 
notwendig. Eine Steigerung der Geburtenrate sei 
vielmehr die „einzige Möglichkeit zur Stabilisierung 

108 Alternative für Deutschland (2020), S. 6.
109 Alternative für Deutschland (2020), S. 9 und 15.
110 Alternative für Deutschland (2020), S. 15.
111 Alternative für Deutschland (2020), S. 6.
112 Siehe dazu auch MuellerTöwe, Jonas (28.11.2020): Streit um Rentenkonzept. Höcke entscheidet AfDMachtkampf mit Meuthen für sich. 

https://www.tonline.de/nachrichten/deutschland/parteien/id_89018536/afdrentenkonzepthoeckeentscheidetmachtkampfmit
meuthenfuersich.html (abgerufen am 11.05.2023).

und zum Erhalt unserer Sozialsysteme, aber auch 
zur Bewahrung unserer Kultur und zum Fortbe
stand unseres Volkes“,110 wie es im Konzept vom 
November 2020 formuliert ist.

Indem das Konzept zur Sozialpolitik das anfangs 
formulierte Bekenntnis zum Sozialstaat auf gegen
seitige Hilfe und Solidarität „innerhalb unseres 
Volkes“ beschränkt,111 macht die AfD darüber hin
aus deutlich, dass sie den auf der Menschenwürde 
basierenden Sozialstaat unter Missachtung der in 
Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften Garantien auf 
Angehörige „unseres Volkes“ begrenzen will. Sie 
zielt damit auf die strikte Exklusion und weitgehen
de Rechtlosigkeit aller ab, die nach ihren Vorstel
lungen nicht zum deutschen Volk gehören. Der auf 
der Menschenwürde basierende Sozialstaat und 
die damit verbundenen grundgesetzlichen Garan
tien und Rechte sollen nur für diejenigen gelten, 
die nach dem Verständnis der AfD zum deutschen 
Volk gehören.

Menschen gemäß den Unterscheidungen der  
AfD vom Recht auf Erhalt sozialer Sicherungs
leistungen auszuschließen, kann prinzipiell nicht 
gerechtfertigt werden. Die auf der Grundlage ihrer 
nationalvölkischen Ideologie von der AfD ange
strebte Exklusion von Menschen vom Recht auf  
Erhalt sozialer Sicherungsleistungen, wie es das 
Konzept vom November 2020 zum Ausdruck 
bringt, ist mit den in Artikel 1 Absatz 1 Grund
gesetz verankerten Garantien nicht vereinbar.

Die AfD hat die nationalvölkische Ausrichtung ih
rer Programmatik mit dem verabschiedeten Kon
zept zur Sozialpolitik untermauert.112

Zusammenfassung
Zusammenfassend lässt sich feststellen: Den 
Grundsatzpapieren der Partei, dem Grundsatz
programm und den bisherigen Wahlprogrammen 
ist ein politisches Konzept zu entnehmen, das auf 
die Missachtung der in Artikel 1 Absatz 1 GG  
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verbrieften Garantien und den damit untrennbar 
verbundenen Garantien aus Artikel 3 Absatz 3 GG 
abzielt. Die AfD hat in ihren Grundsatzpapieren als 
Gesamtpartei eine rassistische nationalvölkische 
Ausrichtung fest verankert, die sich damit nicht 
etwa allein auf Mitglieder von Teilorganisationen 
wie dem (ehemaligen) „Flügel“ beschränkt. Die 
AfD zielt demnach bereits nach ihren Grundsatz
papieren darauf ab, die in Artikel 1 Absatz 1 GG 
verankerten Garantien zu beseitigen.

Vor allem führt die Programmatik zu einer Verwei
gerung elementarer Rechtsgleichheit. Sie akzep
tiert die Würde des Menschen im Sinne des 
Artikel 1 Absatz 1 GG nicht, sondern bekennt sich 
zum Vorrang eines nationalvölkisch definierten 
Volks. Sie negiert den sich aus der Menschenwür
de ergebenden Achtungsanspruch eines jeden 
Menschen und zielt auf einen rechtlich abgewerte
ten Status für alle Menschen, die nicht zum natio
nalvölkisch definierten „Volk“ gehören. Die 
Programmatik der AfD basiert auf einem fest ver
ankerten nationalvölkischen Menschenbild, das 
den Garantien aus Artikel 1 Absatz 1 GG diametral 
entgegenläuft, indem Menschen anhand rassisti
scher Kriterien in ihrer Wertigkeit unterschieden 
und zu einer Gefahr erklärt werden. Wenngleich 
sich die AfD eine genaue Definition vorbehält, wer 
nach ihrem Verständnis zum Volk gehört, wird 
deutlich, dass ihr Verständnis von „Volk“ durch 
rassistische Kriterien geprägt ist. Wie in den  
Ausführungen zu ihrer Programmatik aufgezeigt 
wurde, fokussiert die AfD darin auf ein Bevölke
rungsideal in Deutschland, das eine kulturelle  
Homogenität aufweist, die es gegen „importierte 
kulturelle Strömungen“ zu verteidigen gilt. Die 
Partei nimmt eine Abwertung ebenjener Men
schen vor, die nach ihren Vorstellungen nicht der 
deutschen „einheimischen Kultur“ angehören.  
Diese Menschen sind es, die die AfD als „ernste 
Bedrohung“ für den „Fortbestand der Nation“ be
trachtet, und der Grund, weshalb die „deutsche 
Identität“ zu verteidigen sei. Der Programmatik 
liegt somit ein nationalvölkisch verstandener 
Volksbegriff zugrunde, der Menschen nach rassis

113 Vgl. dazu im Ergebnis ebenso Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 845–849. Das Verwaltungs
gericht Köln ist in der Entscheidung auf eine andere Passage im und eher am Rande auf das Grundsatzprogramm der AfD eingegangen, 
wobei es ebenfalls zu dem Ergebnis kommt, dass die Partei in dem Grundsatzprogramm ein grundgesetzwidriges, Artikel 1 Absatz 1 
Grundgesetz zuwiderlaufendes Verständnis von Volk zum Ausdruck bringt.

114 Siehe dazu: Konzept zur Sozialpolitik. Alternative für Deutschland, 11. Bundesparteitag in Kalkar, 28. bis 29. November 2020.  
https://www.afd.de/sozialkonzept/ (abgerufen am 11.05.2023).

tischen Kategorien in ihrer Wertigkeit unterschei
det, insofern vom Volksbegriff des Grundgesetzes 
abweicht und mit Artikel 1 Absatz 1 GG nicht zu 
vereinbaren ist.113 Die programmatischen Ausfüh
rungen der AfD sind als Ankündigung von Maß
nahmen zu verstehen, die gegen eine angebliche 
Bedrohung durch Menschen vorgehen und sich 
damit gezielt gegen Menschen richten werden, die 
nach den Vorstellungen der AfD nicht der „einhei
mischen Kultur“ angehören. Sie zielen darauf ab, 
Menschen auf der Grundlage rassistischer Kriteri
en von den in Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften 
Garantien auszuschließen.

Die nationalvölkische Ausrichtung der Program
matik der AfD kommt schließlich auch in dem auf 
dem Bundesparteitag im November 2020 verab
schiedeten Konzept zur Sozialpolitik deutlich zum 
Ausdruck, insbesondere in ihren Konsequenzen. 
Das Konzept, das sich unter anderem mit dem 
Thema Rentenpolitik beschäftigt, wurde infolge 
seiner Verabschiedung Bestandteil des Pro
gramms der AfD.114 Das darin anfangs formulierte 
Bekenntnis zum Sozialstaat ist auf gegenseitige 
Hilfe und Solidarität „innerhalb unseres Volkes“ 
beschränkt. Der auf der Menschenwürde basie
rende Sozialstaat und die damit verbundenen 
grundgesetzlichen Garantien und Rechte sollen 
demnach nur für Deutsche gelten. Darüber hinaus 
ist zu bedenken, dass die von der AfD geforderte 
Beschränkung des Sozialstaats auf Angehörige 
„unseres Volkes“ nach dem Volksverständnis der 
AfD auch Deutsche ausnimmt. Der auf der Men
schenwürde basierende Sozialstaat soll demnach 
nur für diejenigen gelten, die die AfD als deutsche 
Staatsangehörige anerkennt. Zwar enthält sich die 
AfD in dem Konzept zur Sozialpolitik dazu einer 
ausdrücklichen Aussage. Dafür spricht allerdings 
das aus ihrem politischen Konzept resultierende 
Ziel einer Einheit von Volk und Staat, was in der 
Konsequenz bedeutet, den Menschen, die nach 
den Vorstellungen der AfD nicht dem Volk angehö
ren, obwohl sie deutsche Staatsangehörige sind, 
jede staatliche materielle Unterstützung in 
Deutschland zu entziehen. 
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5.1.2 Bestätigung der rassistischen und 
rechtsextremen Ausrichtung der Partei 
durch Führungspersonen und Mandats-
träger*innen  
Die bereits in ihrer Programmatik verankerte ras
sistische nationalvölkische Ausrichtung durch
zieht die gesamte Partei, sie ist insbesondere 
nicht auf den im Jahr 2020 offiziell aufgelösten 
„Flügel“ der Partei115 begrenzt.

National-völkisches Verständnis vom  
Volksbegriff
Dies findet insbesondere durch Äußerungen des 
Spitzenpersonals der Partei Bestätigung, etwa des 
gegenwärtigen Bundes und Fraktionsvorsitzenden 
Tino Chrupalla. So greift er im März 2018 auf einer 
Veranstaltung Äußerungen eines Teilnehmers, der 
darin ausführt, dass er „uns Deutsche“ von einem 
„Völkermord“ bedroht sehe, wonach nur noch  
„irgendein Mischvolk“ bliebe, und dabei zugleich 
die Verbrechen des Nationalsozialismus verherr
licht, dahingehend zustimmend auf, dass es im 
Land gegenwärtig keine „deutsche“ Familienpolitik 
gebe, um dann zur Beschreibung der gegenwärti
gen Situation das Wort „Umvolkung“ zu empfeh
len.116 Im Rahmen eines Interviews darauf 
hingewiesen, dass der Begriff Umvolkung konzep
tionell und sprachlich im Nationalsozialismus ver
ankert sei, rückt Chrupalla dennoch nicht von 
seiner Wortwahl ab.117 Chrupalla propagiert mit 
diesen Äußerungen, in denen er seine Vorstellung 
zum Ausdruck bringt, dass Menschen in ihrer  
Wertigkeit zu unterscheiden seien, unverhohlen 
national völkisches Gedankengut.

Inhaltlich auf der gleichen Linie liegen weitere  
Äußerungen des Spitzenpersonals der Partei, etwa 

115 Siehe genauer zum (ehemaligen) „Flügel“ der Partei nachfolgend unter: 5.1.5.
116 Siehe zu alledem Sächsische Zeitung (11.03.2018): Chrupalla zieht 100TageBilanz. https://www.saechsische.de/chrupallazieht100 

tagebilanz3895073.html; ZDF (01.12.2019): NaziBegriff ‚Umvolkung‘ „nicht rechtsextrem“. https://www.zdf.de/derneueafdcheftino
chrupallaimberlindirektinterview100.html (beide abgerufen am 11.05.2023).

117 ZDF (01.12.2019): NaziBegriff ‚Umvolkung‘ „nicht rechtsextrem“. https://www.zdf.de/derneueafdcheftinochrupallaimberlindirekt
interview100.html (abgerufen am 11.05.2023).

118 Zitiert nach: AfD (05.04.2017): Alexander Gauland: Erschreckende Zahlen – Der Bevölkerungsaustausch läuft. https://www.afd.de/ 
alexandergaulanderschreckendezahlenderbevoelkerungsaustauschlaeuft/ (abgerufen am 11.05.2023).

119 Zitiert nach: Kraske (2021), S. 72. 
120 Am 2. Juni 2016 hielt Gauland auf dem Marktplatz in Elsterwerda eine Rede, in der unter anderem ausführte: „Es ist der Versuch, das deut

sche Volk allmählich zu ersetzen durch eine aus allen Teilen dieser Erde herbeigekommene Bevölkerung.“ Zitiert nach: Frankfurter Allge
meine Zeitung (05.06.2016): Gaulands Rede im Wortlaut. https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/
zumnachlesengaulandsredeimwortlaut14269861.html?printPagedArticle=true#pageIndex_2 (abgerufen am 11.05.2023); siehe dazu 
auch Detering (2020), S. 12 f.

121 Zitiert nach Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 864.
122 Vgl. Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 865.

solcher, in denen zwar nicht auf den Begriff „Um
volkung“, aber dafür – in synonymer Verwendung 
– auf den Begriff des „Bevölkerungsaustauschs“ 
zurückgegriffen wird. Hierzu gehören Äußerungen 
von Alexander Gauland, seit Gründung der AfD 
eine zentrale Führungsperson innerhalb der Ge
samtpartei, der im April 2017 von seiner Partei 
zum Spitzenkandidaten für den Bundestagswahl
kampf gewählt wurde, von Dezember 2017 bis De
zember 2019 Parteivorsitzender war, nach Einzug 
in den Bundestag 2017 bis 2021 zudem Fraktions
vorsitzender und heute Ehrenvorsitzender der Bun
despartei sowie weiterhin Mitglied des Bundestags 
ist. Gauland beschreibt die Situation in Deutsch
land im April 2017 mit den Worten: „Der Bevöl
kerungsaustausch in Deutschland läuft auf 
Hochtouren.“118 Im Juni 2018 behauptet er mit 
Blick auf die damalige Bundesregierung, sie wolle 
„den Bevölkerungsaustausch unumkehrbar ma
chen. Wir sollen als Volk und als Nation allmählich 
absterben“ und „für die Einwanderer arbeiten, da
mit die in Ruhe Kinder in die Welt setzen und den 
Bevölkerungsaustausch vollenden können“.119 In 
diese Äußerungen Gaulands reihen sich weitere 
ein,120 in denen er seine rassistische nationalvöl
kische Positionierung offenbart, so etwa im Rah
men einer Rede 2016, in der er sein Verständnis 
vom Begriff „Volk“ darlegt: „Identität, Nationales, 
Kultur kann man nicht verändern. Sie ist uns ange
boren und sie ist etwas, was wir alle zum Leben 
brauchen.“121 In dem hier von Gauland zum Aus
druck gebrachten Verständnis von „Volk“, das er 
mit „Kultur“ als etwas Angeborenem und Unverän
derlichem gleichsetzt,122 wird deutlich, dass er den 
Begriff der „Kultur“ als Synonym für den Begriff 
der „Rasse“ verwendet. Hierzu passt es, dass Gau
land die Situation in Deutschland in einer EMail 



30 EINORDNUNG DER AFD

an die Mitglieder der AfD 2016 mit der Anwesen
heit „raum und kulturfremder Menschen“ be
schrieben hat.123 Damit lehnt er sich sprachlich an 
nationalsozialistisches Gedankengut an.

Bei den Begriffen „Umvolkung“ oder „Bevölke
rungsaustausch“, wie sie Chrupalla und Gauland 
verwenden, handelt es sich um rechtsextreme 
Kampfbegriffe, die typischer und zentraler Be
standteil der Propaganda rechtsextremer Akteure 
sind.124 Mit der Verwendung der Begriffe wird die 
Vorstellung zum Ausdruck gebracht, dass es eine 
vorgegebene Bevölkerung mit deutscher Identität 
gebe, die als homogene Gruppe verdrängt und 
ausgetauscht würde. Äußerungen, die Begriffe  
wie „Umvolkung“ oder „Bevölkerungsaustausch“ 
verwenden beziehungsweise die sinngemäß die 
Erzählung von einem Plan zum Bevölkerungsaus
tausch enthalten, beinhalten mithin eine Unter
scheidung von Menschen nach Kategorien von 
Identität und Wertigkeit. Sie bringen ein national
völkisches Konzept zum Ausdruck – wie es bereits 
in der Programmatik der AfD verankert ist –, wo
nach es ein abgeschlossenes homogenes deut
sches Volk gebe, das als konstitutiver Bestandteil 
nationalvölkischer Vorstellungen in seiner Identi
tät bedroht und zu verteidigen sei. Sie basieren 
auf der Konstruktion und Hierarchisierung von  
homogenen Menschengruppen und sind darauf 
gerichtet, Menschen, die danach nicht den Vor
stellungen von „deutscher Kultur“ als identitäts
stiftendes unveränderliches Wesensmerkmal 
entsprechen, die aus Artikel 1 Absatz 1 GG resul
tierenden Garantien abzusprechen. Solchen Äuße
rungen liegt ein nationalvölkisch verstandener 
Volksbegriff zugrunde, der Menschen nach rassis
tischen Kategorien in ihrer Wertigkeit unterschei

123 Zitiert nach Haupt, Friederike (05.06.2016): „Fremd im eigenen Land“. https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/afdpolitiker 
alexandergaulandinelsterwerdafremdimeigenenland14269881.html (abgerufen am 11.05.2023).

124 Backes / Moreau (2021), S. 27 ff.; Bundesamt für Verfassungsschutz (2023): Glossar: Großer Austausch. https:// 
www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/glosaareintraege/DE/G/grosseraustausch.html (abgerufen am 11.05.2023); vgl. ebenso  
Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.09.2022, 20 K 3080/21, Rn. 90. https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/vg_koeln/
j2022/20_K_3080_21_Urteil_20220908.html (abgerufen am 11.05.2023); Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022,  
Az. 13 K 326/21, Rn. 330–333.

125 Siehe dazu genauer Schwarzwälder Bote (18.05.2017): AfDMitglieder feiern Jörg Meuthen. https://www.schwarzwaelderbote.de/inhalt.
nagoldafdmitgliederfeiernjoergmeuthen.7db306c51a774d1a95680e88e3c01c26.html (abgerufen am 11.05.2023).

126 Siehe zu der Rede genauer Bauer / Fiedler (2021), S. 104 ff.
127 Deutscher Bundestag (18.05.2018): Plenarprotokoll 19/32, S. 2972.
128 Deutscher Bundestag (18.05.2018): Plenarprotokoll 19/32, S. 2971.
129 Deutscher Bundestag (18.05.2018): Plenarprotokoll 19/32, S. 2971.

det, damit vom Volksbegriff des Grundgesetzes 
abweicht und mit Artikel 1 Absatz 1 GG nicht zu 
vereinbaren ist.

Rassistische nationalvölkische Positionierungen, 
die sich gegen die in Artikel 1 Absatz 1 GG ver
brieften Garantien richten, finden sich bei sämtli
chen Personen der obersten Führungsspitze der 
AfD. So bedient sich etwa auch der mittlerweile 
aus der Partei ausgetretene Jörg Meuthen in sei
ner Zeit als Bundesvorsitzender in einer Rede im 
Mai 2017 rechtsextremer Propaganda, indem er 
von einem im Gange befindlichen „Bevölkerungs
austausch“ spricht.125 Und auch Alice Weidel, da
mals bereits Fraktionsvorsitzende, mittlerweile 
auch Bundesvorsitzende, bringt in einer Rede im 
Mai 2018 im Bundestag ihre rassistische national
völkische Positionierung deutlich zum Ausdruck.126 
Sie betreibt darin rassistische Hetze insbesondere 
gegen Muslim*innen, beschimpft sie, wobei sie 
von „Kopftuchmädchen“ spricht und diese in eine 
Reihe mit „sonstige[n] Taugenichtse[n]“127 stellt. 
Schon zu Beginn ihrer Rede bringt sie die Erzäh
lung vom Bevölkerungsaustausch unter. So be
hauptet Weidel mit Blick auf die damalige 
Bundesregierung, dass sich diese dem deutschen 
Volk „ohnehin nicht mehr verpflichtet“ fühle.128 
Und direkt an die Bundesregierung gerichtet, setzt 
Weidel fort: „Das Volk wollen Sie sich nämlich 
selbst aussuchen und zusammenstellen.“129

Chrupalla, Gauland, Meuthen sowie Weidel und 
somit die Personen, die in den letzten Jahren die 
oberste Führungsspitze der AfD bildeten, haben 
damit ihre rassistische nationalvölkische Positio
nierung deutlich zum Ausdruck gebracht. Dabei 
verbreiten sie die rechtsextreme Propaganda, der 
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zufolge es einen Plan der jeweiligen Regierung be
ziehungsweise von Eliten gebe, das deutsche Volk 
durch eine andere Bevölkerung auszutauschen.130 
Dieser Befund manifestiert die bereits in der Pro
grammatik zum Ausdruck kommende rassistische 
nationalvölkische Ausrichtung der Partei, die sich 
gegen die in Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften Ga
rantien richtet.

Die in ihrer Programmatik zum Ausdruck kommen
de rassistische nationalvölkische Ausrichtung der 
Partei, mit der sie sich gegen die in Artikel 1 Ab
satz 1 GG verbrieften Garantien wendet, spiegelt 
sich darüber hinaus weit verbreitet in Äußerungen 
und Positionen von Führungspersonen und Man
datsträger*innen der AfD wider.131 In zahlreichen 
Äußerungen von Führungspersonen und Mandats
träger*innen findet damit Bestätigung, worauf die 
Programmatik bereits angelegt ist: Danach ma
chen sie Menschen verächtlich, die in Deutschland 
Asyl und Schutz suchen beziehungsweise erhalten 
haben, genauso wie nach Deutschland eingewan
derte Migrant*innen. Die rassistischen Positionen 
in der AfD sind dabei keineswegs auf NichtStaats
angehörige begrenzt. Hierauf weisen schon die 
Grundsatzpapiere der Partei hin, indem sie  
etwa als Bezugspunkt ihrer rassistischen  
Positionierung auf „die Kultur“ oder die Religions
zugehörigkeit (Muslim*innen) abstellen.132 Aufzei

130 Dabei bedienen sich auch weitere Führungspersonen und Mandatsträger*innen der typisch rechtsextremen Verschwörungserzählung. So 
schreibt etwa Beatrix von Storch, die spätere stellvertretende Bundes und Fraktionsvorsitzende im Bundestag, im Mai 2016 auf Twitter 
ebenfalls: „Die Pläne für einen Massenaustausch der Bevölkerung sind längst geschrieben.“ (Zitiert nach: PfahlTraughber (2019), S. 48). 
Die 2021 für die AfD in den Bundestag eingezogene Christina Baum, die auf dem Bundesparteitag im Juni 2022 in den Bundesvorstand  
gewählt wurde, sieht in Deutschland eine „Meinungsdiktatur“ und greift ebenfalls auf die rechtsextremen Kampfbegriffe „Umvolkung“ und „Be
völkerungsaustausch“ zurück, wogegen es Widerstand zu leisten gelte. Siehe dazu Stuttgarter Zeitung (18.03.2016): Landtagswahl BadenWürt
temberg. Kandidaten aus MainTauber, Balingen, TuttlingenDonaueschingen, Heilbronn und Singen. https://www.stuttgarterzeitung.de/ 
inhalt.landtagswahlbadenwuerttembergdassinddie23abgeordnetenderafdpage1.073402f5e07147a9b4c875de9db55e3f.html; 
ZEIT ONLINE (11.03.2021): AfDKandidaten am rechten Rand. https://blog.zeit.de/stoerungsmelder/2021/03/11/afdkandidatenam
rechtenrand_30630 (beide abgerufen am 11.05.2023). 

131 Siehe dazu etwa PfahlTraughber (2019); Thieme (2019); Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, mit 
Blick auf die Gesamtpartei: Rn. 850–930. 

132 Siehe dazu bereits oben unter: 5.1.1.
133 Siehe dazu etwa Niehr / ReissenKosch (2018), S. 124 ff., S. 133 ff.; PfahlTraughber (23.03.2018).
134 Siehe dazu etwa PfahlTraughber (2019), S. 10 f.; Niehr / ReissenKosch (2018), S. 133 f.; Legal Tribune Online (17.01.2019): Nach rassisti

schem Tweet: Jens Maier muss 15.000 Euro an Noah Becker zahlen. https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/lgberlin27o36518
schmerzensgeldrassistischertweetjensmaiernoahbecker/ (abgerufen am 11.05.2023); Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 
08.03.2022, Az. 13 K 326/21, insbesondere Rn. 886–898.

135 Siehe dazu Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, insbesondere Rn. 850–882.
136 Siehe dazu Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 850–853.
137 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 858–866.
138 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 856 f.
139 Siehe zu entsprechenden Äußerungen Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 796–798; 850–862.

gen lässt sich dies auch anhand konkreter 
Äußerungen gegen Deutsche mit Migrations
geschichte133 oder etwa unter Hinweis auf rassisti
sche Äußerungen aus der AfD, die sich gezielt 
gegen Schwarze Menschen richten.134 Die natio
nalvölkische Agitation und rassistische Verächt
lichmachung von Menschen durch die AfD 
erstreckt sich mithin auch auf Deutsche.

Durch Äußerungen von Führungspersonen und 
Mandatsträger*innen findet damit Bestätigung, 
was bereits den Grundsatzpapieren der Partei zu 
entnehmen ist: dass die AfD nicht alle Deutschen 
als solche anerkennt. Zahlreiche Äußerungen  
machen dies deutlich.135 Hierzu gehören auch  
Äußerungen der Parteispitze, des Bundes ver
bandes136, genauso wie weitere Äußerungen von 
Gauland137 und Weidel138. Dabei bringen sie ihre 
rassistische nationalvölkische Positionierung  
mitunter auch dadurch zum Ausdruck, dass sie 
zwischen Deutschen unterscheiden, die nach ih
rem Verständnis dem deutschen Volk angehören, 
und „Passdeutschen“, für die das nicht gelte.139

Beispielhaft sei hier der Bundestagsabgeordnete 
und innenpolitische Sprecher Gottfried Curio  
zitiert, der am 30. Oktober 2021 auf Facebook 
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kundtat, dass für ihn die deutsche Staatsbürger
schaft nicht die Zugehörigkeit zum deutschen Volk 
begründet:140 

„Das Grundgesetz setzt das deutsche Volk als ver
fassungsgebende Gewalt voraus. Wenn das deut
sche Volk nicht mehr das deutsche Volk als 
geschichtlich gewachsene, kulturell (bei allen  
BinnenUnterschieden) sich als Einheit auffassen
de, schicksalsmäßig aneinander gebundene Ge
meinschaft ist, sondern nur noch ein[e] aus allen 
Himmelsrichtungen zusammengewürfelte Men
schenansammlung, was bleibt dann noch von dem 
ursprünglichen Gedanken einer Herrschaft des 
Volkes in Deutschland? Eine aktivierende Familien
politik bleibt seit Jahrzehnten aus – stattdessen 
wird erst unter RotGrün, dann unter Merkel und 
demnächst wieder unter RotGrün (mit gelbem 
Mehrheitsbeschaffer) ein aus allen Fugen gerate
ner, forcierter widerrechtlicher (illegale Immigrati
on) AusländerImport unter der LügenFormel 
‚Flüchtling‘ betrieben, samt nachfolgender Nicht
Ausweisung, stattdessen aber Ausstattung mit  
der deutschen Staatsbürgerschaft – die kalte Ent
mündigung des deutschen Wählers durch rechts
brechenden Umbau der WählerDemographie 
(alles abgesichert durch gleichgeschaltete Staats
medien und politisch instrumentalisierten Verfas
sungsschutz). Versucht wird, den Begriff ‚Volk‘  
ideologisch zu verbiegen, um ihn für linke  
Gesellschaftsexperimente nutzbar zu machen,  
getreu Merkels Satz: ‚Das Volk ist jeder, der hier 
lebt‘. Rechtliche, gesellschaftlichkulturelle, 
sprachliche und historische Verständnisse des 
Volksbegriffs werden abgeräumt durch Einbürge
rung eines illegal importierten, nach Millionen  
zählenden Ausländerheeres, samt auffällig unter
schiedlichen demographischen Reproduktionsquo
ten der angestammten Deutschen gegenüber den 
illegal ins Land gerufenen Kulturfremden. Auf die
se Weise erfolgt eine schleichende Usurpation von 
Rechtsbegriffen, die Demokratie und Rechtsstaat 
entkernen.“141 

140 So auch Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 879.
141 Zitiert nach Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 880.
142 Zitiert nach: Tagesspiegel (28.08.2017): Update: AfDSpitzenkandidat: Gauland will Integrationsbeauftragte Özoguz „in Anatolien  

entsorgen“. https://www.tagesspiegel.de/politik/gaulandwillintegrationsbeauftragteozoguzinanatolienentsorgen4535902.html  
(abgerufen am 11.05.2023); PfahlTraughber, (2019), S. 9.

143 Aydan Özoğuz wurde in Deutschland geboren und ist hier aufgewachsen.

Curio hat damit deutlich gemacht, dass für ihn aus 
der deutschen Staatsbürgerschaft nicht die Zuge
hörigkeit zum deutschen Volk („der angestammten 
Deutschen“) resultiert. Er wertet deutsche Staats
angehörige, die nach den nationalvölkischen Vor
stellungen der AfD keine Deutsche sein können, 
vielmehr ab, indem er von „illegal ins Land gerufe
nen Kulturfremden“ spricht.

Konsequenzen des national-völkischen Volks-
begriffs: Deportation Deutscher 
Wie weit die Maßnahmen reichen, die die AfD an
strebt, um ihr Ziel einer Einheit von Volk und Staat 
nach ihren Vorstellungen zu verwirklichen, zeigt 
sich daran, dass sie die Deportation deutscher 
Staatsangehöriger fordert. Damit wird deutlich, 
dass die AfD darauf hinauswill, all jenen Men
schen, die gemäß ihrer nationalvölkischen Ideolo
gie nicht zum Volk gehören, die Grund und 
Menschenrechte abzuerkennen, auch Deutschen, 
die die AfD trotz deutscher Staatsangehörigkeit 
nicht als solche anerkennt. Verdeutlichen lässt 
sich dies anhand einer Äußerung von Alexander 
Gauland vom August 2017 im thüringischen Eichs
feld. Gauland attackierte darin die im Tagesspiegel 
publizierten Auffassungen der damaligen Integrati
onsbeauftragten der Bundesregierung Aydan 
Özoğuz zum Thema deutscher „Leitkultur“ mit den 
Worten: „Das sagt eine DeutschTürkin. Ladet sie 
mal ins Eichsfeld ein und sagt ihr dann, was spezi
fisch deutsche Kultur ist. Danach kommt sie hier 
nie wieder her, und wir werden sie dann auch, 
Gott sei Dank, in Anatolien entsorgen können.“142

Wer das Wort „entsorgen“ wie Gauland gebraucht, 
will bewusst ein Individuum zunächst zu einer Sa
che machen, die zu beseitigen ist. Durch die Ver
wendung des Begriffs „entsorgen“ tritt die 
diffamatorische Absicht Gaulands klar zutage. 
Gauland hebt darüber hinaus auf den (vermeint
lichen) türkischen Migrationshintergrund von 
Özoğuz143 ab („Das sagt eine DeutschTürkin“), die 
er „in Anatolien“ entsorgen wolle. Damit wird 
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deutlich, dass Gaulands Aufruf rassistisch ist. 
Gauland spricht mit dieser Forderung außerdem 
einer deutschen Staatsbürgerin das Recht auf 
Meinungsäußerung ab.144 Im Kontext der Äuße
rung ist der Begriff „entsorgen“ so zu inter
pretieren, dass Gauland hier die grund und 
menschenrechtswidrige Deportation einer  
deutschen Staatsbürgerin fordert.145 

Festzuhalten bleibt damit Folgendes: Gauland kon
kretisiert hier eine Forderung der AfD, auf die be
reits die Programmatik der Partei angelegt ist. 
Danach ist seiner Äußerung zu entnehmen, dass 
er gemäß der nationalvölkischen Ideologie der 
AfD nicht alle Deutschen als solche anerkennt. 
Die Menschen, die ihm zufolge nicht als Deutsche 
zu gelten haben, verfügen für ihn gemäß der natio
nalvölkischen Ideologie der AfD auch über keine 
Grund und Menschenrechte. Sie sind vielmehr zu 
deportieren, in jedem Fall dann, wenn sie eine an
dere Meinung vertreten als die AfD.146 Gauland 
hat die Forderung auch im Nachhinein so eindeu
tig wie selbstverständlich bestätigt. Auf Nachfrage 
gab er an, er könne sich nicht erinnern, ob er den 
Begriff „entsorgen“ gebraucht habe. Wer aber wie 
Özoğuz sage, dass das Zusammenleben in 
Deutschland jeden Tag neu ausgehandelt werden 
müsse und sich wie im Tagesspiegel äußere, „ge
hört zurück nach Anatolien“, so Gauland. Dies 
sage er seit Längerem in jeder Rede.147

Die Forderung ist der Partei als solcher eindeutig 
zuzurechnen. Sie erfolgte durch Gauland als  
Spitzenkandidat für den Bundestagswahlkampf, 

144 Siehe dazu ebenso PfahlTraughber (2019), S. 9.
145 Vgl. dazu PfahlTraughber (2019), S. 9.
146 Vgl. dazu PfahlTraughber (2019), S. 9 f.
147 Zitiert nach: Tagesspiegel (28.08.2017): Update: AfDSpitzenkandidat: Gauland will Integrationsbeauftragte Özoguz „in Anatolien entsor

gen“. https://www.tagesspiegel.de/politik/gaulandwillintegrationsbeauftragteozoguzinanatolienentsorgen4535902.html (abgerufen 
am 11.05.2023). 

148 Siehe dazu Tagesspiegel (28.08.2017): Update: AfDSpitzenkandidat: Gauland will Integrationsbeauftragte Özoguz „in Anatolien entsor
gen“. https://www.tagesspiegel.de/politik/gaulandwillintegrationsbeauftragteozoguzinanatolienentsorgen4535902.html (abgerufen 
am 11.05.2023); PfahlTraughber (2019), S. 9 f.

149 Zitiert nach: Tagesspiegel (28.08.2017): Update: AfDSpitzenkandidat: Gauland will Integrationsbeauftragte Özoguz „in Anatolien entsor
gen“. https://www.tagesspiegel.de/politik/gaulandwillintegrationsbeauftragteozoguzinanatolienentsorgen4535902.html (abgerufen 
am 11.05.2023).

150 Zitiert nach: CORRECTIV (18.02. 2020): Erneut radikale AfDZitate auf Facebook im Umlauf. https://correctiv.org/faktencheck/politik/ 
2020/02/18/erneutradikaleafdzitateauffacebookimumlauf/; CORRECTIV (05.02.2020): Die meisten dieser Zitate stammen von AfD
Politikern – einige sind aber unbelegt. https://correctiv.org/faktencheck/politik/2020/02/05/diemeistendieserzitatestammenvon
afdpolitikerneinigesindaberunbelegt/ (beide abgerufen am 11.05.2023).

der danach zum Partei und Fraktionsvorsitzenden 
sowie zum Ehrenvorsitzenden gewählt wurde. Un
ter Berücksichtigung ihrer Programme und der 
zahlreichen Äußerungen, in denen der Bundesver
band, Führungspersonen und Mandatsträger*in
nen der AfD deutlich gemacht haben, dass die AfD 
gemäß ihrer nationalvölkischen Ideologie nicht 
alle Deutschen als solche anerkennt, liegt die For
derung in der Konsequenz der strikten Ablehnung 
von Menschen, die nach den Vorstellungen der 
AfD nicht dem deutschen Volk angehören. Die da
malige zweite Spitzenkandidatin im Bundestags
wahlkampf, Alice Weidel, die später ebenfalls 
Fraktionsvorsitzende im Bundestag wurde und 
mittlerweile auch Bundesvorsitzende ist, stimmte 
Gaulands Forderung zu.148 Weidel sagte dazu in  
einem Interview, die Wortwahl Gaulands sei „eine 
Geschmacksache“. Wenn er damit meine, Özoğuz 
gehöre zurück in die Türkei, „kann ich das unter
schreiben“.149 Auch Jörg Meuthen stimmte  
Gauland zu, wie er beim Kyffhäusertreffen im  
September 2017 deutlich machte. Er hob zudem 
hervor, wie es auch Gauland im Nachhinein betont 
hat, dass es um eine grundsätzliche Forderung 
der AfD gehe, nicht nur um Özoğuz als Einzelfall: 
„Allerdings, lieber Alexander Gauland, habe ich so 
meine Zweifel, ob man den Anatolen die Gesell
schaft dieser Dame zumuten kann. […] Überhaupt, 
Ihre Bescheidenheit, nur diese eine Person ent
sorgen zu wollen, erscheint mir hier ausnahms
weise unangebracht.“150 Zustimmung zur 
Forderung Gaulands äußerte beispielsweise auch 
der Bundestagsabgeordnete Petr Bystron: „Und da 
hat mein Freund Dr. Gauland 100prozentig Recht 
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– solche Menschen müssen wir selbstverständlich 
entsorgen.“151

Es lässt sich damit festhalten, dass die AfD gemäß 
ihrer nationalvölkischen Ideologie Menschen trotz 
deutscher Staatsangehörigkeit aus rassistischen 
Gründen nicht als Deutsche anerkennt und ihnen 
auch die Grund und Menschenrechte abspricht. 
Die AfD fordert vielmehr, sie zu deportieren, in je
dem Fall dann, wenn sie eine andere Meinung als 
die AfD vertreten.152 Sie strebt damit an, allein 
willkürlich bestimmen zu können, wer in Deutsch
land lebt und wer nicht. Damit wird schließlich 
deutlich, dass die AfD in letzter Konsequenz die 
umfassende Beseitigung grund und menschen
rechtlicher Bindungen fordert, die sich aus der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung für 
den Rechtstaat ergeben.

Verhältnis zum Nationalsozialismus

Bagatellisierung nationalsozialistischer 
Verbrechen 
Als ein Beispiel für Äußerungen, mit denen Füh
rungspersonen der AfD die rechtsextreme Aus
richtung der Partei und ihre damit einhergehende 
Zielsetzung der Beseitigung der in Art. 1 Abs. 1 GG 
verankerten Garantien untermauern, lassen sich 
des Weiteren Aussagen anführen, die die Verbre
chen des Nationalsozialismus verharmlosen.  
Hierzu zählen Aussagen von Alexander Gauland in 
einer Rede vom September 2017, in der er aus
führte: So wie etwa die Briten auf Churchill stolz 
seien, „haben wir das Recht, stolz zu sein auf die 
Leistungen deutscher Soldaten in zwei Weltkrie

151 Zitiert nach: CORRECTIV (18.02. 2020): Erneut radikale AfDZitate auf Facebook im Umlauf. https://correctiv.org/faktencheck/politik/ 
2020/02/18/erneutradikaleafdzitateauffacebookimumlauf/; CORRECTIV (05.02.2020): Die meisten dieser Zitate stammen von AfD
Politikern – einige sind aber unbelegt. https://correctiv.org/faktencheck/politik/2020/02/05/diemeistendieserzitatestammenvon
afdpolitikerneinigesindaberunbelegt/ (beide abgerufen am 11.05.2023).

152 Vgl. PfahlTraughber (2019), S. 9 f.
153 Zitiert nach Cremer (2019), S. 29; ZEIT ONLINE (15.09.2017): Darum ist es problematisch, wenn Gauland sagt, wir sollten stolz auf die 

Wehrmacht sein. https://www.zeit.de/zett/politik/201709/darumistesproblematischwenngaulandsagtwirsollenstolzaufdeut
schewehrmachtsein (abgerufen am 11.05.2023).

154 Siehe zu alledem auch PfahlTraughber (2019), S. 20; Rensmann (2020), S. 322 ff.
155 Gauland sagte wörtlich: „Ja, wir bekennen uns zu unserer Verantwortung für die zwölf Jahre.“ Unmittelbar darauf ergänzte er: „Hitler und 

die Nazis sind nur ein Vogelschiss in unserer über 1000jährigen Geschichte.“ Zitiert nach PfahlTraughber (2019), S. 20.
156 Vgl. dazu PfahlTraughber (2019), S. 20; Zentralrat der Juden in Deutschland (2021): Juden gegen die AfD: Aufruf jüdischer Organisationen 

und Verbände zur Bundestagswahl 2021. https://www.zentralratderjuden.de/aktuelles/judengegendieafd/ (abgerufen am 
11.05.2023); Rensmann (2020), S. 322 ff.

157 § 130 Abs. 3 StGB lautet: „Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine unter der Herrschaft des Natio
nalsozialismus begangene Handlung der in § 6 Abs. 1 des Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten Art in einer Weise, die geeignet ist, den 
öffentlichen Frieden zu stören, öffentlich oder in einer Versammlung billigt, leugnet oder verharmlost.“

gen“.153 Mit dieser Aussage stellt Gauland die 
deutsche Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg und 
Winston Churchill, Galionsfigur des britischen 
Kampfes gegen das nationalsozialistische 
Deutschland, auf eine Stufe. Dabei bezieht sich 
seine positive Würdigung auf den Einsatz deut
scher Soldaten für eine politische Führung von 
Kriegstreibern und Massenmördern einschließlich 
der von der deutschen Wehrmacht begangenen 
Kriegsverbrechen.154 Im Rahmen eines Auftritts 
bei der Parteijugend 2018 hat Gauland die Zeit des 
Nationalsozialismus außerdem als „Vogelschiss“ in 
der deutschen Geschichte bezeichnet155 und damit 
die in dieser Zeit begangenen Verbrechen, den Ge
nozid an den Jüd*innen sowie den Sinti*zze und 
Rom*nja, als Bagatelle verharmlost.156 Solche Ver
harmlosungen der Menschheitsverbrechen unter 
der Herrschaft des Nationalsozialismus, die durch 
§ 130 Abs. 3 StGB unter Strafe gestellt sind,157 
stellen die in Artikel 1 Absatz 1 GG verankerten 
Garantien der gleichen Würde und Rechte eines 
jeden Menschen fundamental infrage, insbesonde
re auch, dass alle Menschen das gleiche Recht auf 
Leben haben.

Offene Bekenntnisse zum National sozialismus 
Ein Beispiel für Äußerungen, mit denen Führungs
personen der AfD und Abgeordnete im Bundestag 
die rechtsextreme Ausrichtung der Partei und ihre 
damit einhergehende Zielsetzung der Beseitigung 
der in Artikel 1 Absatz 1 GG verankerten Garan
tien unterstreichen, sind außerdem solche, die  
offene Bekenntnisse zum Nationalsozialismus  
beinhalten. Führungspersonen und Abgeordnete 
der AfD im Bundestag identifizieren sich ganz  
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offen mit dem Nationalsozialismus. Der 2021 für 
die AfD in den Bundestag eingezogene Matthias 
Helferich hat in Chats explizit zum Ausdruck ge
bracht, dass er sich in seiner politischen Tätigkeit 
am Nationalsozialismus orientiert, mit seinen be
stehenden Kontakten zur gewalttätigen national
sozialistischen Szene in DortmundDorstfeld 
geprahlt und seinem Chatpartner dementspre
chend erklärt, dass er sich nur zur Tarnung und 
aus strategischen Gründen eine bürgerliche Fassa
de gebe.158 

Dass ein Beschluss für ein Parteiausschlussverfah
ren gegen Helferich im Bundesvorstand der AfD  
im August 2021 in zwei Anläufen scheiterte, unter 
anderem am Votum der zu den Spitzen von Partei 
und Fraktion zählenden Tino Chrupalla (Partei
vorsitzender, mittlerweile auch Fraktionsvor
sitzender), Alice Weidel (Fraktionsvorsitzende, 
mittlerweile auch Parteivorsitzende)159 und Beatrix 
von Storch160, offenbart die fortgeschrittene Radi
kalisierung der Gesamtpartei: Mitglieder, die sich 
zum Nationalsozialismus bekennen und diesen zur 
Leitlinie ihres Handelns erklären, können – auch 
mit Billigung des Bundesvorstands – für die AfD in 
den Deutschen Bundestag einziehen.

An Helferich wurde in der ersten Fraktionssitzung 
nach der Bundestagswahl 2021 zwar Kritik geäu
ßert, die darin endete, dass er auf die Fraktions

158 Siehe zu alledem WDR (25.07.2021): NaziAffäre der AfD: NRWLandesvize zitierte „Führer“ und prahlte mit Kontakten in Dortmunder 
NeonaziSzene. https://www1.wdr.de/nachrichten/chataussagenafdlandesvizehelferich102.html; WDR (11.07.2021): Exklusiv: Nazi
Affäre belastet AfDLandesvize in NRW. https://www1.wdr.de/nachrichten/chataussagenafdlandesvizehelferich100.html (beide zu
letzt abgerufen am 15.12.2021, nicht mehr abrufbar); siehe zu alledem auch Cremer (2022), S. 38.

159 Chrupalla und Weidel waren zu dem Zeitpunkt außerdem die beiden von der Partei gewählten Spitzenkandidat*innen für die Bundestags
wahl 2021.

160 Spiegel online (09.08.2021): Meuthen scheitert im Streit über AfDLandesvize Helferich. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/
afdundmatthiashelferichjoergmeuthenscheitertimstreitueberafdlandesvizea2d90513f68df4f479502c3782a677f88 (abgerufen 
am 11.05.2023).

161 Spiegel online (30.09.2021): AfDPolitiker Helferich verzichtet auf Fraktionszugehörigkeit. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/
matthiashelferichafdpolitikerverzichtetnachnsaeusserunginchatauffraktionszugehoerigkeitac26e5826a2e34390ad54
99ab1c2185f0 (abgerufen am 11.05.2023).

162 Siehe dazu auch: Zentralrat der Juden in Deutschland (2021): Juden gegen die AfD: Aufruf jüdischer Organisationen und Verbände zur  
Bundestagswahl 2021. https://www.zentralratderjuden.de/aktuelles/judengegendieafd/ (abgerufen am 11.05.2023).

163 Siehe dazu unter: 5.1.2 (Bagatellisierung nationalsozialistischer Verbrechen).
164 Harlaß wurde für die Bundestagswahl 2021 auf Platz 5 der Landesliste nominiert und ist nur deswegen nicht in den Bundestag eingezogen, 

weil die AfD in Sachsen zahlreiche Direktmandate gewonnen hat.
165 Amtsgericht Dresden (2019): Urteil vom 04.04.2019, Az. 103 C 1227/19 EV. 
166 Junge Freiheit (05.09.2014): Canossa liegt auf der Westerplatte. https://web.archive.org/web/20200224140004/https://jungefreiheit.

de/kolumne/2014/canossaliegtaufderwesterplatte/ (abgerufen am 11.05.2023).
167 Vgl. ZEIT ONLINE (29.09.2021): AfD im Bundestag: Noch ein bisschen radikaler. https://www.zeit.de/politik/deutschland/202109/ 

afdbundestagvorstellungafdabgeordnetebundestagswahlradikalpolitischerechte/komplettansicht (abgerufen am 15.12.2021).

zugehörigkeit verzichtete.161 Dies ändert allerdings 
nichts daran, dass Helferich weiter AfDMitglied 
ist und als solches im Bundestag sitzt. Äußerun
gen von AfDFunktionären, nach denen sich die 
AfD vom Nationalsozialismus und damit auch von 
Antisemitismus abgrenzt, erweisen sich als hinfäl
lig, wenn eine Person mit diesem Hintergrund Mit
glied in der Partei bleiben und als solches in den 
Deutschen Bundestag einziehen kann. Dass sich 
die AfD nicht vom Nationalsozialismus abgrenzt, 
entspricht auch längst der Linie der Partei,162 wie 
beispielweise die oben wiedergegebenen Äußerun
gen von Alexander Gauland zur Bagatellisierung 
des Nationalsozialismus deutlich machen.163 

Ohnehin ist Helferich nicht der Einzige, der in der 
AfD eine herausgehobene Rolle hat und sich mit 
dem Nationalsozialismus identifiziert, wie sich am 
Beispiel der Person von Andreas Harlaß zeigt, der 
Landesvorstandsmitglied und Pressesprecher des 
sächsischen Landesverbandes ist.164 Harlaß, der 
nach einem Urteil des Amtsgerichts Dresden als 
„lupenreiner Neonazi“ bezeichnet werden kann,165 
veröffentlichte im 2014 einen Kommentar in der 
Jungen Freiheit,166 in dem er die nationalsozialisti
sche Propaganda wiederholte, das 1939 von 
Deutschland überfallene Polen sei aufgrund expan
sionistischer Bestrebungen selbst schuld am Aus
bruch des Zweiten Weltkrieges.167 Außerdem hat 
Harlaß in den sozialen Medien seine Verbundenheit 
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mit dem Nationalsozialismus dokumentiert.168 So 
postete er etwa 2017 auf Facebook das Bild eines 
sogenannten Julleuchters und machte das Foto zeit
weilig zu seinem Titelbild.169 Julleuchter wurden in 
der Zeit des Nationalsozialismus von Heinrich 
Himmler an ausgewählte Angehörige der Schutz
staffel (SS) als besondere Auszeichnung verge
ben.170 Harlaß machte seine Identifikation mit dem 
Nationalsozialismus auch schon dadurch deutlich, 
dass er Kleidung aus einem NeonaziVersandhandel 
trug.171 Nach dem Terroranschlag in Halle im Okto
ber 2019, bei dem der Attentäter ein Massaker in ei
ner Synagoge verüben wollte und zwei Menschen 
ermordete, stellte Harlaß auf Facebook die antise
mitische Motivation des Täters in Abrede und 
brachte seine menschenverachtende und insbeson
dere auch antisemitische Grundhaltung abermals 
deutlich zum Ausdruck.172

Als ein Beispiel für offene Bekenntnisse zum Natio
nalsozialismus durch Führungspersonen innerhalb 
der AfD lässt sich ebenso Siegbert Droese anfüh
ren, der unter anderem stellvertretender Landes
vorsitzender des sächsischen Landesverbandes 
der AfD ist.173 Seine Identifikation mit dem Natio
nalsozialismus offenbarte er durch ein Foto mit 
aufs Herz gelegter Hand vor der Wolfsschanze174 

168 Vgl. Deutsche Welle (25.03.2020): AfD: Extrem rechts. https://www.dw.com/de/afdextremrechts/a52914272; Tagesspiegel 
(21.07.2021): Bekannte Scharfmacher, neue Extreme. Wie radikal wird die nächste AfDFraktion? https://plus.tagesspiegel.de/politik/
bekanntescharfmacherneueextremewieradikalwirddienaechsteafdfraktion190745.html; Frankfurter Rundschau (12.12.2017):  
Dubiose Wintergrüße von der AfD. https://www.fr.de/politik/dubiosewintergruesse11016260.html (alle abgerufen am 11.05.2023).

169 Frankfurter Rundschau (12.12.2017): Dubiose Wintergrüße von der AfD. https://www.fr.de/politik/dubiosewintergruesse11016260.
html (abgerufen am 11.05.2023).

170 Siehe dazu genauer: Kreismuseum Wewelsburg (27.09.2007): Neue Präsentationsformen: Beispiel „Julleuchter“. https://web.archive.
org/web/20070927231020/http://www.nsgedenkstaetten.de/nrw/de/wewelsburg/thema_5/downloadtexte/jultext.rtf (abgerufen 
am 11.05.2023). 

171 Vgl. Deutsche Welle (25.03.2020): AfD: Extrem rechts. https://www.dw.com/de/afdextremrechts/a52914272 (abgerufen am 
11.05.2023).

172 Harlaß postete: „Nur mal zur Erinnerung. Der Psycho von Halle hat Deutsche erschossen, keine Semiten.“ Zitiert nach Deutschlandfunk 
(26.05.2021): Neues AfDSptizenduo. Spitzenkandidat Chrupalla sieht keine Richtungsentscheidung. https://www.deutschlandfunk.de/
neuesafdspitzenduospitzenkandidatchrupallasiehtkeine100.html (abgerufen am 11.05.2023).

173 Droese war von 2017 bis 2021 Mitglied des Deutschen Bundestags. Für die Bundestagswahl 2021 wurde er von der sächsischen AfD auf 
Platz 3 der Landesliste nominiert und ist nur deswegen nicht in den Bundestag eingezogen, weil die AfD in Sachsen zahlreiche Direktman
date gewonnen hat.

174 Wolfsschanze, auch Wolfschanze genannt, war der Tarnname für eine der Befehlsstellen Adolf Hitlers als Oberbefehlshaber der Wehrmacht 
während des Zweiten Weltkriegs (Führerhauptquartier).

175 ZEIT ONLINE (29.09.2021): AfD im Bundestag: Noch ein bisschen radikaler. https://www.zeit.de/politik/deutschland/202109/afd 
bundestagvorstellungafdabgeordnetebundestagswahlradikalpolitischerechte/komplettansicht (abgerufen am 11.05.2023).

176 Keuter ist 2021 zum wiederholten Mal für die AfD in den Bundestag eingezogen.
177 Leister, Annika / MuellerTöwe, Jonas / Schiemann, Nora (29.09.2021): So radikal ist die neue AfDFraktion. https://www.tonline.de/

nachrichten/deutschland/bundestagswahl/id_90884964/entlassensuspendiertbeobachtetsoradikalistdieneueafdfraktion.html 
(abgerufen am 11.05.2023).

178 Siehe dazu ebenso nachfolgend unter: 5.1.5.

und durch ein AfDWerbeauto mit Bezügen zum 
Nationalsozialismus im Kennzeichen.175

Über den Bundestagabgeordneten Stefan Keu
ter176 wurde 2018 bekannt, dass er Fotos auf 
WhatsApp teilt, die seine Identifizierung mit dem 
Nationalsozialismus verdeutlichen. Darunter be
fanden sich ein Foto Adolf Hitlers mit gehobenem 
Arm und der Sprechblase „Hallo Wien!“, eines in 
SchwarzRot mit Hakenkreuz gekachelten Bade
zimmers sowie eines Stahlhelmsoldaten am Ma
schinengewehr, versehen mit der Aufschrift: „Das 
schnellste deutsche Asylverfahren, lehnt bis zu 
1.400 Anträge in der Minute ab!“.177

Diese Äußerungen und Bekenntnisse, in denen 
sich Führungspersonen und Abgeordnete der AfD 
im Bundestag ganz offen mit dem Nationalsozialis
mus identifizieren, sind ein weiterer deutlicher  
Beleg dafür, dass sich die AfD zu einer national
völkischen Partei entwickelt hat, die darauf ab
zielt, die Garantien des Artikel 1 Absatz 1 GG zu 
beseitigen. Sie zeigen darüber hinaus, dass die 
Partei im Zuge ihrer Radikalisierung immer hem
mungsloser wird, mit zunehmend nationalsozialis
tischer Prägung.178 Zahlreiche der Personen, die 
mittlerweile aus der AfD ausgetreten sind,  
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haben just diese Entwicklung als den Grund für ih
ren Austritt benannt.179

5.1.3 Einwände der AfD substanzlos
Die AfD hat in der Vergangenheit Initiativen unter
nommen, um sich als eine Partei darzustellen,  
deren Positionen mit der freiheitlichen demokrati
schen Grundordnung des Grundgesetzes vereinbar 
seien. Ihrer Strategie der Opferinszenierung180 fol
gend, beklagt sich die AfD dabei über unzulässige 
Bewertungen durch „Verfassungsschutzbehör
den“181 oder „Diffamierungen“ von „den anderen im 
Bundestag vertretenen Parteien“.182 Wie substanz
los solche Erklärungen der AfD sind, zeigt beispiels
weise der vom Bundesvorstand in seiner Sitzung 
am 27. November 2020 vor dem Bundesparteitag 
der AfD in Kalkar einstimmig gefasste Grundsatz
beschluss mit dem Titel „AfD und freiheitlichdemo
kratische Grundordnung“.183 Während in diesem 
Beschluss etwa behauptet wird, dass es ein „sehr 
schwerwiegender Verstoß gegen die Grundsätze 
der Partei“ sei, „wenn ein Mitglied sich gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung richtet“, 
hat die AfD im Kontrast zu dieser Erklärung auf  
dem unmittelbar darauffolgenden Parteitag ihre 
national völkische Ausrichtung durch das verab
schiedete Konzept zur Sozialpolitik programmatisch 
untermauert.184 Sie hat mithin manifestiert, dass sie 
sich als Gesamtpartei gegen den absoluten Kern 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
richtet.

Genauso substanzlos ist die „Erklärung zum deut
schen Staatsvolk und zur deutschen Identität“185 
vom 18. Januar 2021, die von führenden AfDFunk
tionär*innen auf Bundes und Landesebene  
unterzeichnet wurde. Darin behaupten die Unter
zeichnenden, die AfD vertrete keine Positionen, die 
sich gegen die im Grundgesetz festgeschriebene 

179 Siehe dazu etwa PfahlTraughber, 2019, S. 28 f; MDR (2021): „Extrem (und) unter Druck – Die AfD im Superwahljahr“. Dokumentation. 
https://www.youtube.com/watch?v=apseffv6sg; Tagesschau (24.06.2021): AfDAussteiger packen aus. Wenn Hass zum Alltag wird. 
https://www.tagesschau.de/investigativ/kontraste/afdaussteiger101.html (beide abgerufen am 11.05.2023).

180 Siehe dazu ebenso weiter unten unter: 5.2.1.
181 Alternative für Deutschland (28.11.2020).
182 Alternative für Deutschland (18.01.2021).
183 Alternative für Deutschland (28.11.2020).
184 Siehe dazu oben unter: 5.1.1.
185 Alternative für Deutschland (18.01.2021).
186 Siehe dazu im Ergebnis ebenso PfahlTraughber (2020), insbesondere S. 90 f.
187 Siehe genauer zu der dahinterstehenden Strategie der Selbstverharmlosung Bauer / Fiedler (2021), S. 267 ff.
188 Siehe zu dem Konzept bereits oben unter: 5.1.1.

Menschenwürdegarantie wendeten. Zur Begrün
dung wird dabei insbesondere auf das Grundsatz
programm und die Wahlprogramme verwiesen, 
ebenso auf „zahlreiche Reden und Verlautbarun
gen der maßgeblichen Exponenten“ der Partei. 
Dass es sich hierbei um bloße Schutzbehauptun
gen ohne Tatsachengrundlage handelt, hat die 
Analyse dieser Dokumente und der Äußerungen 
von herausgehobenen Vertreter*innen der AfD im 
vorliegenden Beitrag bereits aufgezeigt.

5.1.4 National-völkische Ausrichtung in 
der Gesamtpartei fest verankert
Anders als es von ihren Mitgliedern immer wieder 
behauptet wird, steht die AfD nach alledem nicht 
auf dem Boden des Grundgesetzes.186 Sie gibt sich 
zwar das Image einer bürgerlichen und seriösen 
Partei.187 Tatsächlich aber handelt es sich um eine 
rassistische und rechtsextreme Partei, zu deren 
Zielen es gehört, die in Artikel 1 Absatz 1 GG ver
ankerten Garantien zu beseitigen.

Eine andere Einordnung der Gesamtpartei wäre  
allenfalls dann denkbar, wenn es innerhalb der 
Partei eine beachtliche politische Strömung bezie
hungsweise eine Teilorganisation gäbe, die die  
rassistische nationalvölkische Ausrichtung in der 
Programmatik der Partei unmissverständlich  
kritisierte und mit Aussicht auf Erfolg eine grund
sätzliche Abkehr von dieser programmatischen 
Ausrichtung der Partei anstrebte. Dafür gibt es 
aber keine Anzeichen.

Ablesen lässt sich dies beispielhaft an der fast 
90prozentigen Zustimmung für das bereits  
erwähnte Konzept zur Sozialpolitik auf dem  
Bundesparteitag im November 2020188, der unein
geschränkten Zustimmung für das Wahlprogramm 
zur Bundestagswahl auf dem Bundesparteitag im 
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April 2021189 oder auch an der bereits erwähnten 
„Erklärung zum deutschen Staatsvolk und zur  
deutschen Identität“190 vom Januar 2021, die von 
zahlreichen führenden AfDFunktionär*innen auf 
Bundes und Landesebene unterzeichnet wurde. In
dem die Unterzeichnenden dieser Erklärung ihre 
Behauptung, die AfD vertrete keine sich gegen die 
im Grundgesetz festgeschriebene Menschenwürde
garantie wendenden Positionen, auf die Programme 
der AfD stützen, spiegelt auch diese Erklärung bei
spielhaft wider, dass es innerhalb der Partei einen 
weitreichenden Rückhalt für die bisherigen Pro
gramme der AfD gibt und insbesondere keine be
achtliche politische Strömung beziehungsweise 
Teilorganisation, die grundsätzliche Kritik an der na
tionalvölkischen Ausrichtung in der Programmatik 
der Partei übt und dabei mit Aussicht auf Erfolg 
eine Korrektur anstrebt.191 Im Gegenteil: Die in ihrer 
Programmatik zum Ausdruck kommende rassisti
sche nationalvölkische Ausrichtung der Partei, mit 
der sie sich gegen die in Artikel 1 Absatz 1 GG ver
brieften Garantien wendet, findet, wie aufgezeigt 
wurde, Bestätigung in Äußerungen und Positionen 
von Führungspersonen und Mandatsträger*innen 
der AfD, insbesondere auch der obersten Führungs
spitze der Partei. 

189 Siehe dazu etwa Welt (12.04.2021): Der Siegeszug des Björn Höcke. https://www.welt.de/politik/deutschland/article230149423/AfD
ParteitagDerSiegeszugdesBjoernHoecke.html (abgerufen am 11.05.2023).

190 Alternative für Deutschland (18.01.2021).
191 Vgl. dazu ebenso PfahlTraughber (2020), insbesondere S. 90 f.
192 Angemerkt sei, dass der Aspekt der Gewalt, nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts bei weiteren Tatbestandsvorausset

zungen für das Verbot einer Partei eine Rolle spielen kann. Lässt sich etwa feststellen, dass Anhänger einer Partei in einer ihr zurechen
baren Weise Gewalt zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele anwenden, spricht dies dafür, dass die Partei das im Rechtsstaatsprinzip 
wurzelnde Gewaltmonopol des Staates nicht anerkennt und insoweit auf eine Beeinträchtigung der freiheitlichen demokratischen Grund
ordnung gerichtete Ziele verfolgt, Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 580. Versucht eine Partei 
ihre verfassungsfeindlichen Ziele durch die Anwendung von Gewalt durchzusetzen, handelt es sich zugleich um einen Aspekt, der im Rah
men der Prüfung eines Parteiverbots zu berücksichtigen ist, wenn es um die Frage geht, ob die Anforderung des „Darauf Ausgehens“ er
füllt ist, Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 580, 588. Beim Einsatz von Gewalt ist regelmäßig 
davon auszugehen, dass das Handeln der Partei hinreichend qualifiziert eine Beseitigung oder Beeinträchtigung der freiheitlichen demo
kratischen Grundordnung vorbereitet (Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 580, was ebenfalls 
bei einer der Partei zurechenbaren Billigung von Gewalt anzunehmen ist (Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 
BvB 1/13, Rn. 580) und darüber hinaus auch unter dem Gesichtspunkt der Potentialität die Anforderung des „Darauf Ausgehens“ erfüllt 
ist, Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 588. Gleiches gilt, wenn eine Partei in einer die Freiheit 
des politischen Willensbildungsprozesses einschränkenden Weise handelt, indem sie etwa eine „Atmosphäre der Angst“ oder der Bedro
hung herbeiführt, siehe dazu genauer Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 588. Die Anforderung 
des „Darauf Ausgehens“ ist demnach ebenso als erfüllt anzusehen, wenn sich feststellen lässt, dass es eine der Partei zurechenbare 
Grundtendenz gibt, ihre verfassungsfeindlichen Ziele mit Gewalt oder durch die Begehung von Straftaten durchzusetzen, siehe dazu ge
nauer: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 588, 933, 951 ff.

193  Siehe dazu bereits oben unter: 5.1.1.

5.1.5 Gewalt
Im Weiteren wird der Frage nachgegangen, inwie
fern die AfD Gewalt als Mittel zur Durchsetzung ih
res Ziels einer Einheit von Volk und Staat nach 
ihrer nationalvölkischen Ideologie anstrebt.192 Da
bei ist zu bedenken, dass das politische Konzept 
der AfD, wie es sich bereits ihrer Programmatik 
entnehmen lässt, auf grund und menschenrechts
widrige Maßnahmen angelegt ist, die sich gegen 
Menschen richten, die nach dem nationalvölki
schen Volksverständnis der AfD nicht dem deut
schen Volk angehören.193 Dem entspricht die 
Forderung der Deportation deutscher Staatsange
höriger. Solche Maßnahmen verlangen in ihrer 
Durchsetzung die Anwendung von Gewalt. Die Zie
le der AfD umfassen mithin die Anwendung grund 
und menschenrechtswidriger Gewalt.

Darüber hinaus drängt sich die Frage auf, ob die 
AfD noch weitergehend das Ziel verfolgt, Gewalt 
anzuwenden, etwa auch mit Blick auf eine gewalt
same Machtergreifung. Auch wenn dieser Frage 
hier nachgegangen wird, sei hervorgehoben, dass 
dies keine Voraussetzung für das Verbot einer Par
tei ist. Die Voraussetzungen können auch dann er
füllt sein, wenn eine Partei verfassungsfeindliche 
Ziel verfolgt, ohne sie mit Gewalt durchsetzen zu 
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wollen.194 Strebt eine Partei auch Gewalt an, unter
mauert dies allerdings den Verstoß der Ziele der 
Partei gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung.

Im Folgenden wird zunächst anhand von Äußerun
gen unterschiedlicher Führungspersonen und Man
datsträger*innen der AfD aufgezeigt, inwiefern sie 
Gewalt als Mittel zur Durchsetzung der Ziele der 
Partei anstreben. Inhalte und Zielrichtungen der 
einzelnen Aussagen unterscheiden sich dabei,  
offenbaren aber alle die Bereitschaft, den Willen 
und die Forderung zum Einsatz von Gewalt zur 
Durchsetzung der politischen Ziele der Partei.  
Daran anschließend wird gesondert auf Äußerun
gen von Björn Höcke eingegangen, der insofern 
eine besondere Rolle spielt, als er schon lange  
offen für die Anwendung von Gewalt plädiert und 
zugleich eine zentrale Führungsrolle innerhalb der 
AfD einnimmt.

Äußerungen von Führungspersonen und 
Mandatsträger*innen 
Als Beispiel dafür, dass Führungspersonen und 
Mandatsträger*innen der AfD den Einsatz von Ge
walt fordern, die sich gegen die körperliche Unver
sehrtheit und das Leben von Menschen richtet, 
lässt sich die zu den Spitzen der Partei gehörende 
Bundestagsabgeordnete und stellvertretende Frak
tionsvorsitzende Beatrix von Storch zitieren. Sie 
forderte einen Schusswaffeneinsatz gegen Flücht
linge, womit sie Menschen, die ein Recht haben, 
Schutz zu suchen,195 zu Angreifern erklärte: „Wer 
das HALT an unserer Grenze nicht akzeptiert, der 
ist ein Angreifer“, schrieb sie auf Facebook. „Und 
gegen Angriffe müssen wir uns verteidigen.“ Auf 
die Nachfrage eines FacebookNutzers: „Wollt Ihr 
etwa Frauen mit Kindern an der grünen Wiese den 

194 Siehe dazu, mit Blick auf die Anforderungen des planvollen Vorgehens als Tatbestandsvoraussetzung für ein Verbot, bereits oben unter: 
2.3.1. Danach ist nicht entscheidend, wodurch die freiheitliche demokratische Grundordnung letztlich außer Kraft gesetzt werden soll, sei 
es etwa durch Wahlen, durch Umsturz oder Infiltration der bestehenden Staatsgewalten. Entscheidend ist vielmehr, ob sich die Betätigung 
als qualifizierte Vorbereitung einer Beeinträchtigung oder Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung darstellt. Vgl.  
Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 570–580.

195 Siehe dazu etwa Hruschka (23.06.2018); Deutsches Institut für Menschenrechte (2018).
196 Frankfurter Allgemeine Zeitung (31.01.2016): AfDVizechefin will Polizei sogar auf Kinder schießen lassen. https://www.faz.net/aktuell/

politik/fluechtlingskrise/beatrixvonstorchafdvizechefinwillpolizeisogaraufkinderschiessenlassen14044186.html (abgerufen am 
11.05.2023).

197 Curio vertritt die AfD seit 2021 zum wiederholten Mal im Bundestag.
198 Spiegel online (12.03.2020): Rechtsextreme in der AfD. So sprechen „Flügel“Anführer Höcke und seine Leute. https://www.spiegel.de/

politik/deutschland/rechtsextremeinderafdsosprechenfluegelanfuehrerhoeckeundseineleutea98188c2271b54b568d0c 
a21f4bcef2e1 (abgerufen am 11.05.2023).

Zutritt mit Waffengewalt verhindern?“ antwortete 
von Storch mit „Ja.“196

Ein weiteres Beispiel bietet der Bundestagsabge
ordnete und innenpolitische Sprecher der AfD
Fraktion Gottfried Curio,197 der im Februar 2020 
auf einer Aschermittwochsrede mit folgenden Wor
ten zum politischen Mord aufruft: „Mut und Glück 
auf, Deutschland. Mut und Glück auf, du Land der 
Bayern. Setze ein Zeichen für die Beendigung der 
Herrschaft des Unrechts, setze ein Zeichen an den 
Iden des März, setzt das Erwachen in Gange, be
freit das Land!“198 Curio behauptet damit, dass es 
in Deutschland eine „Herrschaft des Unrechts“ 
gebe, gegen die es Widerstand zu leisten gelte. Er 
ruft zu einem „Zeichen für die Beendigung“ dieser 
Herrschaft auf. Dabei geht es um „ein Zeichen“, 
mit dem das „Erwachen in Gang“ gesetzt, das 
Land „befreit“ werde. Darin besteht der Aussage
gehalt seiner Aufforderung, ohne den Einschub 
„setze ein Zeichen an den Iden des März“. Bei die
sem Einschub geht es in seinem Aussagehalt ins
besondere nicht um eine bloße Zeitangabe für das 
Zeichen, zu dem er auffordert. Wenn es Curio um 
eine Zeitangabe gegangen wäre, hätte er dies ohne
hin anders ausdrücken können. Und selbst dann, 
wenn es Curio hier um eine Zeitangabe im folgen
den März gegangen wäre, würde seine Äußerung 
zugleich auch zum Ausdruck bringen, zu welchem 
Zeichen er hier aufruft. Denn als Iden des März gel
ten seit der Antike die Tage um die Ermordung Juli
us Cäsars. Im Gesamtkontext seiner Äußerung wird 
damit deutlich: Bei dem Zeichen, zu dem Curio auf
ruft, handelt es sich um politischen Mord, wie er in 
der Antike Cäsar widerfahren ist. Ob sich der Auf
ruf gegen die damalige Bundeskanzlerin Angela 
Merkel richtete oder allgemeiner gegen Repräsen
tanten des Staates, kann dahinstehen. Dies hat  
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Curio in der Interpretation seiner Aufforderung of
fensichtlich auch seinem Publikum überlassen. 
Klar ist der Aussagehalt seiner Äußerung hingegen 
insofern, als sich seine Handlungsaufforderung, 
die sich auf „ein Zeichen“ bezieht, das den Zweck 
hat, „für die Beendigung der Herrschaft des Un
rechts“ zu sorgen, mit dem das „Erwachen in Gan
ge“ gesetzt werden soll, damit das Land „befreit“ 
werde, auf politisch motivierten Mord bezieht. 
Dies hat Curio in seiner Aufforderung mit dem Ein
schub „setze ein Zeichen an den Iden des März“ 
unmissverständlich deutlich gemacht.

Anfang Dezember 2021 wurden außerdem Äuße
rungen von Führungspersonen und Mandatsträ
ger*innen in einer TelegramChatgruppe mit dem 
Namen „Alternative Nachrichtengruppe Bayern“ 
der bayerischen AfD öffentlich.199 In der Chat
gruppe fanden sich 16 der 18 bayerischen Land
tagsabgeordneten, elf der zwölf bayerischen 
Bundestagsabgeordneten und zehn von 13 Perso
nen aus dem AfDLandesvorstand.200 Die Nach
richten stammten aus dem Zeitraum von Ende 
2017 bis Mitte 2021. Darin nennt ein oberbayeri
scher AfDKreisvorsitzender das System „krimi
nell“, er schreibt von „regierenden Verbrechern“ 
und kommt zu dem Schluss: „Ohne Umsturz und 
Revolution erreichen wir hier keinen Kurswechsel 
mehr.“ Wahlen „helfen ohnehin nicht mehr“. Der 
Kreisvorsitzende erhält dafür Zuspruch von Anne 
Cyron, die seit 2018 für die AfD im bayerischen 
Landtag sitzt und auf die Nachricht antwortet: 
„Denke, dass wir ohne Bürgerkrieg aus dieser 
Nummer nicht mehr rauskommen werden.“ Auf 
die beiden Posts reagiert Georg Hock, Mitglied im 
Landesvorstand der bayerischen AfD, mit den 
Worten: „Absolute Zustimmung“. In einem weite
ren Beitrag fordert Hock zudem von den Mandats
träger*innen: „Bekämpft bitte (oder auch 
gefälligst) mit dem vielen Geld, das ihr vier lange, 

199 Bayerischer Rundfunk (01.12.2021): AfD Bayern: Interner Chat zeigt Radikalität. https://www.br.de/nachrichten/bayern/afdbayern 
internerchatzeigtradikalitaet,SqEpXK5 (zuletzt abgerufen am 15.12.2021, nicht mehr abrufbar). Siehe zu den Äußerungen in dem Chat 
ebenso: Bayerischer Rundfunk (05.12.2021): AfD Bayern: Interner Chat zeigt Radikalität im Geheimen. https://www.youtube.com/
watch?v=caHC0ZvsJNo (abgerufen am 11.05.2023); ZEIT ONLINE (09.12.2021): Landtagsfraktionen verurteilen gemeinsam AfDChatnach
richten. https://www.zeit.de/news/202112/09/landtagsfraktionenstellensichgemeinsamgegenafd (abgerufen am 11.05.2023);  
Tagesschau (01.12.2021): Interner Chat der AfD Bayern: „Wir brauchen die totale Revolution“. https://www.tagesschau.de/investigativ/
brrecherche/afdchats101.html (zuletzt abgerufen am 15.12.2021, nicht mehr abrufbar); Cremer (2022), S. 37 f.

200 Auch der Europaparlamentarier Bernhard Zimniok befand sich in der Chatgruppe und schlug darin vor, einen Schweinekopf vor einer  
Moschee abzulegen, Bayerischer Rundfunk (01.12.2021): AfD Bayern: Interner Chat zeigt Radikalität. https://www.br.de/nachrichten/ 
bayern/afdbayerninternerchatzeigtradikalitaet,SqEpXK5 (zuletzt abgerufen am 15.12.2021, nicht mehr abrufbar).

201 Siehe dazu genauer PfahlTraughber (2019), S. 28.

weitere Jahre egal in welcher Partei bekommt, das 
Deutschland meuchelnde System. Das erwarten 
unsere Wähler. Der Widerstand der Straße würde 
es euch danken.“ Von dem erwähnten AfDKreis
vorsitzenden findet sich eine weitere Nachricht in 
dem Chat: „Wir brauchen die totale Revolution. 
Anzünden müsste man diese ganze Politik.“

Die Positionen und Rolle von Björn Höcke
Die Anwendung von Gewalt als Ziel der Partei lässt 
sich insbesondere auch Äußerungen von Björn  
Höcke entnehmen, der innerhalb der Partei eine 
zentrale Rolle innehat, auch wenn er nicht zum 
Spitzenpersonal auf Bundesebene gehört. Seine 
Positionierungen machen nicht nur deutlich, dass 
das in der Programmatik der Partei verankerte po
litische Konzept auf Gewalt angelegt ist; er macht 
auch keinen Hehl daraus, dass er zu dessen 
Durchsetzung Gewalt anstrebt.

Angesichts dessen, dass Höcke seinen Einfluss in
nerhalb der Partei seit Jahren immer weiter aus
bauen konnte, lässt sich zugleich beispielhaft und 
besonders deutlich nachzeichnen, wie sich die Ge
samtpartei radikalisiert hat. Seine Positionen führ
ten 2017 noch dazu, dass der AfDBundesvorstand 
ein Parteiausschlussverfahren gegen ihn einleite
te. Im Rahmen dieses Verfahrens wurde eine  
60 Seiten starke Auswertung seiner Auftritte,  
Reden und Schriften vorgelegt. Dabei wurde Höcke 
dezidiert als Nationalsozialist eingeordnet; in sei
nen Aussagen wurden Übereinstimmungen mit de
nen Adolf Hitlers festgestellt.201 Das zuständige 
Schiedsgericht lehnte einen Parteiausschluss ab, 
Höcke blieb Mitglied. Mittlerweile ist er nicht nur 
ein hochrangiger Parteifunktionär, er ist längst zu 
einer zentralen Figur innerhalb der Gesamtpartei 
geworden.
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Höcke hat nicht nur großen Rückhalt als Landes
vorsitzender in Thüringen, zu dem er im November 
2020 mit 83,6 Prozent der Stimmen202 und zuletzt 
im November 2022 mit fast 90 Prozent der Stim
men203 wiedergewählt wurde. Er ist außerdem die 
zentrale Figur des (ehemaligen) „Flügels“,204 mit 
dessen Gründung 2015 eine deutliche Radikalisie
rung der AfD einherging.205 Dass sich die Gruppie
rung mit dem Namen „Flügel“ mittlerweile (2020) 
offiziell formal aufgelöst hat, ist ohne Bedeutung. 
Die Positionen ihrer Mitglieder haben sich dadurch 
nicht geändert.206 Sie dominieren nicht nur einzel
ne Landesverbände,207 sie sind auch Abgeordnete 
des Deutschen Bundestags, so etwa Christina 
Baum. Sie wurde auf dem Bundesparteitag im Juni 

202 ZEIT ONLINE (21.11.2020): Björn Höcke als Thüringer AfDChef bestätigt. https://www.zeit.de/politik/deutschland/202011/ 
bjoernhoeckeafdparteitagchefthueringenwiederwahl (abgerufen am 11.05.2023).

203 Spiegel online (05.11.2022): Höcke als AfDLandesparteichef wiedergewählt. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/thueringen
bjoernhoeckealsafdlandesparteichefwiedergewaehlta3bf19555fd7646d68da57243f4702708 (abgerufen am 11.05.2023).

204 Vgl. dazu etwa Rensmann (2020), S. 314 ff.
205 Bauer / Fiedler (2021), S. 15 ff.
206 Siehe dazu auch Welt (21.03.2020): Was Björn Höcke unter der Auflösung des Flügels versteht. https://www.welt.de/politik/deutsch

land/article206709271/AfDWasBjoernHoeckeunterderAufloesungdesFluegelsversteht.html (abgerufen am 11.05.2023).
207 Siehe zu dieser Dominanz in einzelnen Landesverbänden: Land Brandenburg (15.06.2020): Polizeimeldung: Verfassungsschutz stuft Bran

denburger Landesverband der AfD als Beobachtungsobjekt ein. https://polizei.brandenburg.de/pressemeldung/verfassungsschutzstuft
brandenburgerla/2017393; MDR (12.05.2021): „Erwiesen extremistisch“: Thüringens Verfassungsschutz beobachtet AfD. https://www.
mdr.de/nachrichten/thueringen/verfassungsschutzafdbeobachtung100.html; Fiedler, Maria / Jansen, Frank (26.01.2021): Update:  
Partei wird rechtsextremer Verdachtsfall: Verfassungsschutz beobachtet AfD in SachsenAnhalt. https://www.tagesspiegel.de/politik/
parteiwirdrechtsextremerverdachtsfallverfassungsschutzbeobachtetafdinsachsenanhalt/26852104.html; Jansen, Frank 
(02.02.2021): Sächsische AfD als Verdachtsfall eingestuft: Verfassungsschutz im Freistaat sieht rechtsextreme Tendenzen. https://www.
tagesspiegel.de/politik/saechsischeafdalsverdachtsfalleingestuftverfassungsschutzimfreistaatsiehtrechtsextremetenden
zen/26874740.html (alle abgerufen am 11.05.2023).

208 ZEIT ONLINE (07.08.2022): Verfassungsschutz sieht weitere Radikalisierung der AfD. https://www.zeit.de/politik/deutsch
land/202208/afdthomashaldenwangverfassungsschutzextremismus (abgerufen am 11.05.2023).

209 ZEIT ONLINE (11.03.2021): AfDKandidaten am rechten Rand. https://blog.zeit.de/stoerungsmelder/2021/03/11/afdkandidatenam
rechtenrand_30630 (abgerufen am 11.05.2023). 

210 Thieme (2019); Mitteldeutsche Zeitung (12.03.2020): Flügel unter Beobachtung: Jetzt steht auch der AfDNachwuchs unter Druck. 
https://www.mz.de/mitteldeutschland/sachsenanhalt/flugelunterbeobachtungjetztstehtauchderafdnachwuchsunter
druck1654098 (abgerufen am 11.05.2023).

211 Siehe dazu etwa Süddeutsche Zeitung (12.03.2020): Caffier will keine „Flügel“Anhänger im öffentlichen Dienst. https://www. 
sueddeutsche.de/politik/extremismusschwerincaffierwillkeinefluegelanhaengerimoeffentlichendienstdpa.urnnewsmldpa
com2009010120031299300299 (abgerufen am 11.05.2023).

212 Siehe zu HansChristoph Berndt, seinen Positionen und Aktivitäten samt seiner leitenden Rolle im Verein „Zukunft Heimat“: Deutschland
funk Kultur (27.10.2020): Der neue Fraktionschef ist genauso rechts wie der alte. https://www.deutschlandfunkkultur.de/afdimbrand
enburgerlandtagderneuefraktionschefist.1001.de.html?dram:article_id=486501; Spiegel online (27.10.2010): Rechtsextremist folgt 
auf Rechtsextremist. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/hanschristophberndtafdfraktionschefinbrandenburgrechtsextre
mistfolgtaufrechtsextremistena8f11ea20506842708e61912e0611e716 (beide abgerufen am 11.05.2023).

213 Berliner Zeitung (09.04.2022): AfD Brandenburg wählt KalbitzNachfolger. https://www.berlinerzeitung.de/news/afdbrandenburg 
waehltkalbitznachfolgerli.221584; Süddeutsche Zeitung (10.04.2022): Bessin als neue AfDVorsitzende in Brandenburg. https://www.
sueddeutsche.de/politik/parteienprenzlaubessinalsneueafdvorsitzendeinbrandenburgdpa.urnnewsmldpa
com2009010122040999862056 (beide abgerufen am 11.05.2023).

214 Siehe beispielsweise mit Blick auf den badenwürttembergischen Landesverband: SWR (17.07.2022): Chaos im Kampf um AfDLandes
vorsitz in BW – völkischnational orientierte Kräfte gestärkt. https://www.swr.de/swraktuell/badenwuerttemberg/parteitagafdbw 
landesmessestuttgart100.html; Fiedler, Maria / Jansen, Frank (15.03.2021): Rechts, radikal, in den Landtag gewählt. https://www. 
tagesspiegel.de/politik/wasderverfassungsschutzuberdieafdabgeordnetenweiss7760959.html (beide abgerufen am 11.05.2023).

2022 in den Bundesvorstand gewählt208 und gilt 
als enge Vertraute Björn Höckes.209 Die derzeiti
gen Vorsitzenden der Landesverbände Thüringen 
(Björn Höcke), Sachsen (Jörg Urban), Sachsen 
Anhalt (Martin Reichardt und an der Fraktionsspitze 
Oliver Kirchner)210, der Fraktionsvorsitzende in 
MecklenburgVorpommern (Nikolaus Kramer)211 
sowie der Fraktionsvorsitzende (HansChristoph 
Berndt)212 und die Landesvorsitzende (Birgit  
Bessin)213 in Brandenburg werden allesamt dieser 
Linie zugeordnet. Führungspersonen und Man
datsträger*innen, die diese Linie unterstützen, 
gibt es bundesweit.214 Auf dem Bundesparteitag 
im April 2021 wurde sehr deutlich, dass Höcke 
eine zentrale Rolle spielt, wenn die Gesamtpartei 
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ihren politischen Kurs inhaltlich bestimmt.215 Und 
genauso wurde auf dem Bundesparteitag im Juni 
2022 öffentlich sichtbar, dass er als zentrale Figur 
die Radikalisierung der Partei vorantreibt, auch 
ohne dabei selbst eine Spitzenposition innerhalb 
der Gesamtpartei einnehmen zu müssen.216 

Als Beispiel dafür lässt sich die Diskussion um den 
Beschluss auf dem Bundesparteitag im Juni 2022 
anführen, ob die rechtsextreme Gewerkschaft 
„Zentrum“217 von der sogenannten Unvereinbar
keitsliste der Partei gestrichen wird. Insbesondere 
Höcke plädierte mit dem Argument dafür, dass 
man „solche Vorfeldorganisationen“ brauche.218 In 
der Diskussion um den Beschluss wurden die Ein
wände gegen die Streichung der Gewerkschaft 
von der Unvereinbarkeitsliste vor allem strategisch 
begründet, nicht inhaltlich. Die Diskussion ver
deutlichte damit auch beispielhaft, dass es inner
halb der AfD vor allem Kontroversen darüber gibt, 
wie offen verfassungsfeindliche Positionen und 
der Angriff auf die freiheitliche demokratische 
Grundordnung kundgetan werden. Während es ei
nerseits Mitglieder gibt, die dazu tendieren, die 
Ziele und Absichten der Partei zu kaschieren, be
steht die von Höcke verfolgte Linie ganz offen
sichtlich darin, die Ziele und Absichten der Partei 

215 Vgl. Welt (12.04.2021): Der Siegeszug des Björn Höcke. https://www.welt.de/politik/deutschland/article230149423/AfDParteitagDer
SiegeszugdesBjoernHoecke.html; Tagesschau (30.04.2021): Rechtsnationales Lager um Höcke. Der AfD„Flügel“ – stärker denn je? 
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/afdfluegel129.html (beide abgerufen am 11.05.2023).

216 Siehe dazu Tagesschau (18.06.2022): Der beschädigte Sieger. https://www.tagesschau.de/inland/analysechrupallaweidel101.html; 
siehe ebenso mit Blick auf die Zusammenstellung des Bundesvorstands: ZEIT ONLINE (07.08.2022): Verfassungsschutz sieht weitere Radi
kalisierung der AfD. https://www.zeit.de/politik/deutschland/202208/afdthomashaldenwangverfassungsschutzextremismus; ZDF 
(07.08.2022): Haldenwang sieht Extremisten in AfD gestärkt. https://www.zdf.de/nachrichten/politik/haldenwangafdrechtsextremis
mus100.html; siehe außerdem Spiegel online (21.12.2022): Haldenwang sieht starken Einfluss von Rechtsextremisten in der AfD. 
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afdthomashaldenwangsiehtstarkeneinflussvonrechtsextremisteninderparteia
b536022dc1064776aff40f96fd3f7e61 (alle abgerufen am 11.05.2023). 

217 Siehe zu der Gewerkschaft, die früher „Zentrum Automobil“ hieß, etwa Süddeutsche Zeitung (03.08. 2019): Verfassungsschutz warnt vor 
alternativen „Gewerkschaften“. https://www.sueddeutsche.de/karriere/gewerkschaftenerfurtverfassungsschutzwarntvoralternativen
gewerkschaftendpa.urnnewsmldpacom2009010119080399326865 (abgerufen am 11.05.2023).

218 SWR (20.06.2022): Fokus auf Mitglieder aus BW: AfD streicht Gewerkschaft „Zentrum“ von ihrer Unvereinbarkeitsliste https://www.swr.
de/swraktuell/badenwuerttemberg/afdparteitagunvereinbarkeitslistegewerkschaftzentrum100.html; Tagesschau (19.06.2022): AfD 
bricht Parteitag nach Streit ab. https://www.tagesschau.de/inland/afdparteitag285.html; WirtschaftsWoche (19.06.2022): AfD streicht 
Gewerkschaft Zentrum von ihrer Unvereinbarkeitsliste. https://www.wiwo.de/politik/deutschland/parteitagafdstreichtgewerkschaft
zentrumvonihrerunvereinbarkeitsliste/28436818.html (alle abgerufen am 11.05.2023).

219 SWR (20.06.2022): Fokus auf Mitglieder aus BW: AfD streicht Gewerkschaft „Zentrum“ von ihrer Unvereinbarkeitsliste https://www.swr.
de/swraktuell/badenwuerttemberg/afdparteitagunvereinbarkeitslistegewerkschaftzentrum100.html; Tagesschau (19.06.2022): AfD 
bricht Parteitag nach Streit ab. https://www.tagesschau.de/inland/afdparteitag285.html; WirtschaftsWoche (19.06.2022): AfD streicht 
Gewerkschaft Zentrum von ihrer Unvereinbarkeitsliste. https://www.wiwo.de/politik/deutschland/parteitagafdstreichtgewerkschaft
zentrumvonihrerunvereinbarkeitsliste/28436818.html (alle abgerufen am 11.05.2023).

220 Vgl. Thieme (2019).
221 Vgl. dazu ebenso Rensmann (2020), S. 314 ff.

offen auszusprechen, um so nach innen wie nach 
außen deutlich zu machen, dass die AfD darauf ab
zielt, ihre Programmatik konsequent umzusetzen.  
Dementsprechend hat Höcke in der Debatte  
auch klargemacht, dass ihn – im Unterschied zu 
anderen Mitgliedern – Einstufungen durch den 
Verfassungsschutz nicht interessieren.219 Die  
Gewerkschaft wurde schließlich durch einen  
Mehrheitsbeschluss von der Unvereinbarkeitsliste 
gestrichen.

Die herausragende Rolle, die Höcke in der Ge
samtpartei einnimmt, die breite Unterstützung, die 
er erfährt, ist angesichts seiner Positionen von be
sonderer Bedeutung. Dabei gibt sich Höcke kei
nerlei Mühe, seine Vorstellungen von einer 
Gewaltherrschaft zu verbergen.220 Er macht viel
mehr deutlich, dass er im Namen eines national
völkischen Kollektivs, wie es die AfD propagiert, 
die Anwendung massiver und brachialer Gewalt 
anstrebt.221 

Höckes Plan: „Deutschland Stück für Stück 
zurückholen“ 
In einer Rede in Dresden auf Einladung der Jun
gendorganisation der AfD, der Jungen Alternative, 
rief Höcke im Januar 2017 unter dem Beifall seiner 
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Anhängerschaft die Parole aus, „Deutschland 
Stück für Stück zurückholen!“.222 Mit dem Wort 
„zurück“ bringt Höcke zum Ausdruck, dass es für 
ihn eine Zeitenwende gab, ein Vorher und ein 
Nachher.223

In seinen Ausführungen dazu, was er damit meint, 
kommt er auf den Zweiten Weltkrieg zu sprechen, 
wobei er Folgendes formuliert: „Mit der Bombar
dierung Dresdens und der anderen deutschen 
Städte wollte man nichts anderes als uns unsere 
kollektive Identität rauben. Man wollte uns mit 
Stumpf und Stiel vernichten, man wollte unsere 
Wurzeln roden.“ Mit „man“ sind die „Alliierten“  
gemeint, und „roden“ heißt hier ausrotten.224 

Nach Höcke bestand das Ziel der Kriegsführung 
der Alliierten demnach in einem Vernichtungs
feldzug, nicht nur gegen die deutsche „kollektive 
Identität“, sondern auch gegen den physischen 
Bestand des deutschen Volkes. Nach Höcke  
bestand das Ziel der Alliierten in der Ausrottung 
des deutschen Volkes: im Genozid an den Deut
schen.225 

Auf diese Aussage folgend ergänzt er noch: „Und 
zusammen mit der dann nach 1945 begonnenen 
systematischen Umerziehung hat man das auch 
fast geschafft.“226 Mit dem Wort „das“ ist hier also 
weiterhin die Ausrottung des deutschen Volkes 
„mit Stumpf und Stiel“ gemeint. Die „nach 1945 
begonnene systematische Umerziehung“, von der 
Höcke hier spricht, ist für ihn eine Fortsetzung 
desselben Plans, nur mit anderen Mitteln.227 Die in 
Deutschland 1945 einsetzende Entwicklung weg 
vom Nationalsozialismus hin zur freiheitlichen 
rechtsstaatlichen Demokratie und einer freiheitli

222 Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wortlaut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“.  
https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvolkes5488489.html (abgerufen am 11.05.23).

223 Detering (2020), S. 24.
224 Detering (2020), S. 26.
225 Siehe dazu auch Detering (2020), S. 26.
226 Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wortlaut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“.  

https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvolkes5488489.html (abgerufen am 11.05.23).
227 Vgl. Detering (2020), S. 26 f. 
228 Vgl. Detering (2020), S. 24–29.
229 Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wortlaut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“.  

https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvolkes5488489.html (abgerufen am 11.05.23).
230 Vgl. Detering (2020), S. 24–29.
231 Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wortlaut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“.  

https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvolkes5488489.html (abgerufen am 11.05.23).

chen Gesellschaft gilt es nach Höcke wieder rück
gängig zu machen.228 Er fordert hierzu eine „innere 
Erneuerung“ und einen Kampf, den er auf der 
Grundlage seiner Vorstellungen als Befreiungs
kampf betrachtet, indem es sich von der „Geistes
verfassung“ und dem „Gemütszustand“ eines 
„immer noch“ […] „total besiegten Volkes“229 zu lö
sen gelte.

In Höckes Ausführungen wird damit deutlich, was 
er meint, wenn er dazu aufruft, „Deutschland 
Stück für Stück zurückholen“. Für ihn ist das deut
sche Volk 1945 und auch darüber hinaus besiegt 
worden. Er lehnt die freiheitliche rechtsstaatliche 
Demokratie und eine freie Gesellschaft, die auf 
dem Grundgesetz und den Menschenrechten ba
siert, ab. Für ihn ist sie darüber hinaus Ergebnis 
„einer nach 1945 begonnenen systematischen 
Umerziehung“. Höcke will demgegenüber „zurück“ 
und in seinen politischen Zielen an den National
sozialismus anknüpfen.230

Mit seinen Ausführungen verfolgt Höcke nicht nur 
das Ziel, unter Verfälschung der Geschichte, die 
Deutschen zur Zeit des Nationalsozialismus zu Op
fern zu machen. Er macht vielmehr auch deutlich, 
dass er die Zeit der Herrschaft der Nationalsozia
listen als Ausgangspunkt und zentralen Bezugs
punkt bezüglich der Wahrung und Herstellung der 
deutschen „kollektiven Identität“ betrachtet.

In die von Höcke verfolgten Absichten reiht sich 
auch folgende Forderung von ihm ein: „Und diese 
dämliche Bewältigungspolitik, die lähmt uns heute 
[…] Wir brauchen nichts anderes als [eine] erinne
rungspolitische Wende um 180 Grad!“231 Höcke 
bringt damit nicht nur zum Ausdruck, dass er  
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einen kritischen Blick auf den Nationalsozialismus 
als Hindernis für die eigenen politischen Ziele  
versteht. Mit der Formulierung von einer „Wende 
um 180 Grad“ fordert er vielmehr ein positives 
Bild vom Nationalsozialismus.232

Angesichts der von Höcke verfolgten Ziele kann es 
daher auch nicht verwundern, dass er das Holo
caustDenkmal in Berlin, ein Ort der Erinnerung 
und des Gedenkens an die sechs Millionen jüdi
schen Opfer des Holocaust, unter dem Beifall  
seiner Anhänger verächtlich als „Denkmal der 
Schande“ bezeichnet, dass sich die Deutschen  
„in das Herz“ ihrer Hauptstadt „gepflanzt“233  
hätten.234 Höcke hat darüber hinaus auch schon 
mehrfach seine antisemitische Positionierung zum 
Ausdruck gebracht.235 Am 8. Mai 2020, dem Tag 
der Befreiung und des Gedenkens an das Ende 
des Nationalsozialismus in Deutschland, sagte  
Höcke im Thüringer Landtag, „unser Geldsystem“ 
sei krank und müsse „grundlegend reformiert wer
den, damit sich Leistung und Ehrlichkeit wieder 
lohnen und nicht Schläue und Verschlagenheit“.236 
Er griff damit, ohne Jüd*innen zu erwähnen, ganz 
offensichtlich antisemitische Stereotype auf, die 
von Antisemiten wie ein Code verstanden wer
den.237

Ziele und Dimensionen der angestrebten 
Gewalt
Um seinen Kurs innerhalb der Partei durchzuset
zen, äußert sich Höcke herablassend über Mitglie
der in seiner eigenen Partei, die seinen Kurs nicht 
mittragen, so etwa in der bereits erwähnten Rede 
in Dresden im Januar 2017 vor seinen Anhängern: 
„nicht wenige von diesen Typen drängen jetzt ge
rade in diesen Wochen und Monaten als Bundes

232 Vgl. dazu, in die gleiche Richtung gehend, PfahlTraughber (2019), S. 21.
233 Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wortlaut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“.  

https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvolkes5488489.html (abgerufen am 11.05.23).
234 Siehe dazu genauer Detering (2020), S. 25–28.
235 Siehe dazu etwa Bundesamt für Verfassungsschutz (Juli 2020): Lagebild Antisemitismus, S. 28–30. https://www.innenministerkonferenz.

de/IMK/DE/termine/tobeschluesse/2020120911/anlagezutop09.pdf?__blob=publicationFile&v=3 (abgerufen am 11.05.2023); sie
he darüber hinaus zum Antisemitismus innerhalb der AfD: Rensmann (2020).

236 Zitiert nach: Thüringer Landtag (08.05.2020): Plenarprotokoll 7/11, S. 697.
237 Kraske (2021), S. 47 f. 
238 Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wortlaut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“.  

https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvolkes5488489.html (abgerufen am 11.05.2023).
239 Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wortlaut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“.  

https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvolkes5488489.html (abgerufen am 11.05.2023).
240 Zitiert nach: Welt (16.03.2020): Höcke spricht vom „Ausschwitzen“ seiner Gegner. https://www.welt.de/politik/deutschland/ 

article206589067/AfDFluegelHoeckesprichtvomAusschwitzenseinerGegner.html (abgerufen am 11.05.2023).

tagskandidaten auf die Listen oder als 
Direktkandidaten in den Wahlkreisen entspre
chend nach vorne.“238 Dabei grenzt sich Höcke 
von „diesen Typen“ die er auch „die Halben“ 
nennt, dadurch ab, dass er betont: „Ich will Verän
derung, ich will eine grundsätzliche Veränderung“, 
um schließlich zu schlussfolgern: „Ich will, dass 
wir diesen Halben einen Strich durch die Rech
nung machen.“239

Höcke belässt es nicht dabei, über seine innerpar
teilichen Widersacher abfällig zu sprechen, sie 
werden von ihm vielmehr zu Volksfeinden und Ver
rätern erklärt, die es zu beseitigen gelte. Bei ei
nem Treffen des damals noch nicht offiziell 
aufgelösten „Flügels“, das im März 2020 in 
Schnellroda stattfand, sagte Höcke über Gegner 
der AfDinternen Gruppe: „Die, die nicht in der 
Lage sind, das Wichtigste zu leben, was wir zu leis
ten haben, nämlich die Einheit, dass die allmählich 
auch mal ausgeschwitzt werden.“240

Die Äußerung Höckes zeigt – wie viele andere sei
ner Äußerungen auch – seine Gewaltbereitschaft 
und Brutalität, die ihm bei der Ergreifung absoluter 
Macht vorschwebt. Sie macht insbesondere deut
lich, dass in einem solchen Fall niemand mehr si
cher sein könnte, der sich seinen Vorstellungen in 
den Weg stellen würde, auch nicht innerhalb der 
eigenen Partei. Für ihn ist die Partei als „Einheit“ 
zu verstehen, die es nach seinen Vorstellungen „zu 
leben“ und „zu leisten“ gelte. Dabei bringt er mit 
seiner Äußerung zum Ausdruck, dass er zum Aus
schalten innerparteilicher Oppositioneller Gewalt 
befürwortet. Seine Äußerung enthält eine unver
hohlene Anspielung auf das von den National
sozialisten betriebene Konzentrationslager 
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Ausschwitz als Ort der systematischen und fabrik
mäßigen Ermordung an europäischen Jüd*innen 
und der Ermordung weiterer durch das national
sozialistische Regime Verfolgter. Höcke hat damit 
also seinen Wunsch zum Ausdruck gebracht,  
innerparteiliche Widersacher zu eliminieren.

Höcke konzentriert sich im Rahmen seiner Dro
hungen und seinen von Gewaltbereitschaft zeu
genden Attacken zur Erreichung seiner Ziele 
selbstverständlich nicht allein auf innerparteiliche 
Widersacher, auch nicht auf einzelne Personen. Er 
attackiert vielmehr auch die „Altparteien“ bezie
hungsweise die „führenden AltparteienPolitiker“, 
die „zu erbärmlichen Apparatschicks geworden“ 
seien, die „verbrauchten politischen Alteliten“. Er 
attackiert all diejenigen, die er „die alten Kräfte“ 
nennt, worunter etwa auch die Gewerkschaften 
und die Kirchen („Angstkirchen“) zählen.241 In ei
nem Gesprächsband von 2018 wird Björn Höcke 
dazu sehr konkret und formuliert Folgendes: 

„Existenzbedrohende Krisen erfordern außer
gewöhnliches Handeln. [...] Ich bin sicher, daß – egal 
wie schlimm die Verhältnisse sich auch entwickeln 
mögen – am Ende noch genug Angehörige unseres 
Volkes vorhanden sein werden, mit denen wir ein 
neues Kapitel unserer Geschichte aufschlagen 
können. Auch wenn wir leider ein paar Volksteile 
verlieren werden, die zu schwach oder nicht wil
lens sind, sich der fortschreitenden Afrikanisie
rung, Orientalisierung und Islamisierung zu 
widersetzen. [...] Aber die deutsche Unbedingtheit 
wird der Garant dafür sein, daß wir die Sache 
gründlich und grundsätzlich anpacken werden. 
Wenn einmal die Wendezeit gekommen ist, dann 
machen wir Deutschen keine halben Sachen. 
Dann werden die Schutthalden der Moderne be
seitigt“.242

241 Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wortlaut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“.  
https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvolkes5488489.html (abgerufen am 11.05.2023).

242 Höcke (2018), S. 255–258; siehe dazu sowie zu weiteren Äußerungen auch Thieme (2019); PfahlTraughber (2019), S. 15; Rensmann 
(2020), S. 314 f.

243 Vgl. Kraske (2021), S. 96 ff.
244 Siehe dazu bereits oben unter: 5.1.2.
245 Siehe dazu ebenso Kraske (2021), S. 99 ff.
246 Höcke (2018), S. 254.
247 Höcke (2018), S. 254.

Es handelt sich hier um Schlüsselstellen in dem 
Buch, die Höckes Vorstellungen offenlegen. Sie 
zeigen, was er vorhat, wenn er könnte, wie er 
will.243 Höcke macht unverhohlen deutlich, dass er 
danach strebt, die in der AfD fest verankerte ras
sistische nationalvölkische Ideologie zur Herstel
lung eines homogenen Volkes mit Gewalt 
durchzusetzen, zumal er sich – wie andere Füh
rungspersonen und Mandatsträger*innen der AfD 
auch244 – am Nationalsozialismus orientiert. Da
nach kündigt er zynisch an, dass „wir leider ein 
paar Volksteile verlieren werden“, wenn das er
sehnte neue Kapitel deutscher Geschichte von der 
AfD aufgeschlagen wird. Dabei spricht er von Men
schen, „die zu schwach oder nicht willens sind, 
sich der fortschreitenden Afrikanisierung, Orienta
lisierung und Islamisierung zu widersetzen“. Es 
geht also um alle, die nicht bereit sind, daran mit
zuwirken, die nationalvölkische Ideologie der AfD 
konsequent zu verwirklichen. Alle diejenigen, die 
daran nicht mitwirken, die „zu schwach oder nicht 
willens“ sind, würden beseitigt. Dies würde – wie 
bereits aufgezeigt – selbst für diejenigen gelten, 
die heute möglicherweise zwar noch Mitglied der 
AfD sind, aber seinem Weg der Gewalt nicht folgen 
würden.

An einer weiteren zentralen Stelle des Buches245 
spricht Höcke davon, dass „ein großangelegtes 
Remigrationsprojekt notwendig sein“246 wird, wozu 
er Folgendes anmerkt: „Und bei dem wird man, so 
fürchte ich, nicht um eine Politik der „wohltempe
rierten Grausamkeit“ […] herumkommen. Das 
heißt, dass sich menschliche Härten und unschö
ne Szenen nicht immer vermeiden lassen wer
den.“247 Zudem führt er dazu aus: „Vor allem eine 
neue politische Führung wird dann schwere mora
lische Spannungen auszuhalten haben: Sie ist  
den Interessen der autochthonen Bevölkerung  
verpflichtet und muß aller Voraussicht nach  
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Maßnahmen ergreifen, die ihrem eigentlichen mo
ralischen Empfinden zuwider laufen.“248

Höcke untermauert damit seine Absichten und 
Entschlossenheit zur Anwendung von Gewalt. Der 
Hinweis auf „schwere moralische Spannungen“, 
die eine neue Regierung bei einem groß angeleg
ten „Remigrationsprojekt“ auszuhalten habe, die 
Maßnahmen ergreifen müsse, die „ihrem eigentli
chen moralischen Empfinden zuwider laufen“ 
macht dies deutlich. Dabei bezieht er sich zur Le
gitimation seiner Pläne auf die nationalvölkische 
Ideologie der AfD, wonach die neue Regierung nur 
„den Interessen der autochthonen Bevölkerung“ 
verpflichtet sei. Dies ist der einzige Maßstab, der 
für Höcke besteht und zählt, und nicht etwa die 
Maßstäbe des Grundgesetzes. Indem Höcke auf 
die Interessen der „autochthonen“249 Bevölkerung 
abstellt, macht er deutlich, dass das ihm vor
schwebende „Remigrationsprojekt“ nicht auf die 
Staatsangehörigkeit der betroffenen Menschen 
abstellen würde. Es würde vielmehr auch Deut
sche treffen, die nach seinen nationalvölkischen 
Vorstellungen keine Deutschen sind, also nicht zur 
„autochthonen Bevölkerung“ gehören. Es liegt 
folglich auf der Hand, dass Höcke hier von Maß
nahmen spricht, von denen Millionen von Men
schen betroffen wären, ohne jegliche Beachtung 
von Maßstäben, die aus dem Grundgesetz resultie
ren. Eine nach nationalvölkischen Vorstellungen 
homogene Volksgemeinschaft ist schließlich nur 
mit Gewalt und Grausamkeit realisierbar. Danach 
würden Menschen nach rassistischen Kriterien 
von ihren Familien und Freunden getrennt, aus  
ihren Berufen und Wohnorten gerissen, festge
nommen und abgeschoben beziehungsweise de
portiert.250 Schließlich ist zu bedenken, dass es 
auch Menschen betreffen würde, die in ihren Her

248 Höcke (2018), S. 254.
249 Der Begriff „autochthon“ bedeutet „eingesessen“, „einheimisch“ oder „indigen“, siehe dazu Duden (2023): autochthon. https://www. 

duden.de/rechtschreibung/autochthon. Indigen meint die erste, ursprüngliche Bevölkerung eines Gebiets betreffend oder diesem zugehö
rig, siehe dazu Duden (2023): indigen. https://www.duden.de/rechtschreibung/indigen (beide abgerufen am 11.05.2023); siehe zu dem 
Begriff „autochthon“ auch Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.03.2022, Az. 13 K 326/21, Rn. 234–239.

250 Vgl. zu alledem Kraske (2021), S.100 f.
251 Zitiert nach Kraske (2021), S. 86.
252 „Was wollen wir im Reichstag?“, in: Der Angriff vom 30.04.1928. Siehe dazu auch Kraske (2021), S. 86.
253 Vgl. dazu ebenso Rensmann, S. 314 ff.
254 Spiegel online (11.06.2021): SachsenAnhalts Grünenchef zeigt Höcke an. https://www.spiegel.de/politik/sachsenanhaltbjoern 

hoeckewegensaspruchangezeigta0ecc4266000200010000000177879083; Spiegel online (20.04.2023): Wegen Volksverhetzung. 
Staatsanwaltschaft Halle will Anklage gegen Björn Höcke erheben. https://www.spiegel.de/politik/staatsanwaltschafthallewillanklage
gegenafdlandeschefbjoernhoeckeerhebenac350a42a029c458c91fa7abd1526ead6 (beide abgerufen am 11.05.2023). 

kunftsländern konkreten Gefahren für Leib und Le
ben ausgesetzt sind, weshalb sie in Deutschland 
gemäß den Grund und Menschenrechten Schutz 
erhalten haben.

Es gibt zahlreiche Beispiele für Äußerungen, in de
nen Höcke Drohungen ausspricht, seine Anhänger 
zu Gewalt aufstachelt und keinen Hehl daraus 
macht, Gewalt als Mittel zur Durchsetzung der na
tionalvölkischen Ziele der AfD einsetzen zu wol
len. In einer Rede beim Kyffhäusertreffen des 
„Flügels“ im Juni 2018 sagt Höcke beispielsweise 
Folgendes: „Heute lautet die Frage: Schaf oder 
Wolf. Und ich, nein, wir entscheiden uns in dieser 
Lage, Wolf zu sein.“251 Diese Metapher bringt ein 
Bekenntnis zu grenzenloser Brutalität zum Aus
druck, die eine Aufteilung von Menschen in Raub
tiere und Opfer konstruiert. Es spiegelt sich hierin 
außerdem ein Selbstverständnis wider, wie es be
reits früher von den Nationalsozialisten formuliert 
wurde. Denn auch der Propagandachef der Natio
nalsozialisten, Joseph Goebbels, hat das Bild von 
Wolf und Schaf eingesetzt: „Wir kommen nicht als 
Freunde, auch nicht als Neutrale. Wir kommen als 
Feinde! Wie der Wolf in die Schafherde einbricht, 
so kommen wir.“252

Zu der von Höcke immer wieder zum Ausdruck ge
brachten Orientierung am Nationalsozialismus und 
seiner unmissverständlichen Absicht zur Anwen
dung von Gewalt zur Durchsetzung der menschen
verachtenden Ideologie der AfD253 passt es 
ebenso, dass er 2021 eine Rede im Wahlkampf in 
SachsenAnhalt mit der Parole „Alles für Deutsch
land“ beendete.254 Hierbei handelte es sich um die 
Losung der Sturmabteilung (SA), der paramilitäri
schen Kampforganisation der Nationalsozialisti
schen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP), weshalb 
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das Verwenden der Parole im Rahmen einer Rede 
auf einer Versammlung gemäß § 86a Strafgesetz
buch (StGB) strafbar ist.255

Auf der Linie dieser Losung liegt auch die Parole, 
die Höcke am Tag der Deutschen Einheit am  
3. Oktober 2022 auf einer Demonstration mit 
10.000 Teilnehmenden in Gera ausgerufen hat: 
„Gera ist heute der Anfang von etwas Neuem, wir 
sind die Ersten von morgen.“256 Höcke trifft hier 
eine Wortwahl wie sie sich in einer 1987 erschie
nen Traueranzeige für den verstorbenen Rudolf 
Heß findet, ehemals Stellvertreter Adolf Hitlers. 
Die seitengroße Annonce im Uelzener Anzeiger, 
die bundesweit für erhebliche Aufmerksamkeit  
gesorgt hat, feierte das „Heldentum“ des verurteil
ten Kriegsverbrechers Heß und dessen „Kampf für 
Deutschland bis zum bitteren Ende“. Sich selbst 
charakterisierten die Verfasser*innen der Anzeige 
damals folgendermaßen: „Wir sind vielleicht die 
letzten von gestern, aber wir sind auch die ersten 
von morgen.“257 In dieses Selbstverständnis reihen 
sich die Ausführungen und Äußerungen von Höcke 
nahtlos ein.

Zurechnung zur Gesamtpartei
Die Radikalisierung der Gesamtpartei in ihren Zie
len wird damit anhand der Rolle, die Höcke inner
halb der Partei einnimmt, besonders deutlich. Sie 
bildet sich beispielweise auch in Äußerungen des 

255 OLG Hamm (2006): Urteil vom 01.02.2006, Az. 1 Ss 432/05, NStZ 2007, S. 45; Fischer (2021), § 86a, Rn. 10; Deutscher Bundestag, Wis
senschaftliche Dienste (2021), S. 16; siehe dazu auch Süddeutsche Zeitung (24.11.2021): AfDPolitiker Höcke verliert Immunität. https://
www.sueddeutsche.de/politik/afdhoeckeimmunitaetthueringenlandtag1.5471860 (abgerufen am 11.05.2023).

256 Zitiert nach Spiegel online (12.10.2022): Ramelow warnt vor Erstarken einer neuen „faschistischen Bewegung“. https://www.spiegel.de/
politik/deutschland/montagsdemosbodoramelowwarntvorneuerfaschistischerbewegunga10305161fabb49c1bbec560dcb4f694f 
(abgerufen am 11.05.2023).

257 Siehe zu der Traueranzeige: Amadeu Antonio Stiftung (2017): „Die letzten von gestern, die ersten von morgen“? Völkischer Rechtsextre
mismus in Niedersachsen, S. 10 f. https://www.amadeuantoniostiftung.de/wpcontent/uploads/2018/08/voclkischerrechtsextremismusin
niedersachsen1.pdf (abgerufen am 11.05.2023).

258 Kotré ist 2021 zum wiederholten Mal für die AfD in den Bundestag eingezogen.
259 MOZ (01.08.2021): „Wir werden als Nazis verunglimpft“ – wie der AfDAbgeordnete Steffen Kotré sich und seine Partei sieht. https://

www.moz.de/nachrichten/brandenburg/bundestagswahlbrandenburgafd_wirwerdenalsnazisverunglimpft__wiederafdabgeordnete 
steffenkotresichundseineparteisieht58412979.html (abgerufen am 11.05.2023).

260 Auch der „Flügel“ selbst war vor seiner offiziellen Auflösung vor allem ein informelles, loses Netzwerk ohne ein offizielles Mitgliederver
zeichnis.

261 Siehe dazu, auch mit Blick auf die Zusammensetzung des Bundesvorstands: ZEIT ONLINE (07.08.2022): Verfassungsschutz sieht weitere 
Radikalisierung der AfD. https://www.zeit.de/politik/deutschland/202208/afdthomashaldenwangverfassungsschutzextremismus; 
Spiegel online (21.12.2022): Haldenwang sieht starken Einfluss von Rechtsextremisten in der AfD. https://www.spiegel.de/politik/
deutschland/afdthomashaldenwangsiehtstarkeneinflussvonrechtsextremisteninderparteiab536022dc1064776aff4
0f96fd3f7e61; Tagesschau (21.12.2022): „Es geht weiter nach rechtsaußen“. https://www.tagesschau.de/inland/afdverfassungs
schutz195.html; Frankfurter Allgemeine Zeitung (21.12.22): Haldenwang sieht AfD auf Weg nach rechtsaußen. https://www.faz.net/
aktuell/politik/inland/verfassungsschutzchefsiehtdieafdaufdemwegnachrechtsaussen18549830.html (alle abgerufen am 
11.05.2023).

262 Siehe zu Baum und Reichardt bereits oben unter: 5.1.5.

Bundestagsabgeordneten Steffen Kotré258 ab, der 
im August 2021 in einem Interview von Höcke 
schwärmt, von dessen besonderem Auftreten und 
der Stimmung, die er auf Veranstaltungen verbrei
te, weil er keiner sei, „der hinter dem Berg hält, 
sondern der uns aus der Seele spricht“.259 

Wie viele Mitglieder, Führungspersonen und Man
datsträger*innen sich selbst explizit dem (ehema
ligen) „Flügel“ zuordnen, wie viele sich persönlich 
explizit zu Björn Höcke und dessen Streben nach 
Gewalt öffentlich bekennen, ist für die Einordnung 
der AfD als Gesamtpartei nicht maßgeblich.260 Ent
scheidend ist vielmehr, dass sich der von Höcke vor
angetriebene Kurs, wonach die AfD nach Gewalt 
strebt, im Zuge der Radikalisierung der Gesamtpar
tei zunehmend durchsetzt. Höcke, der offen auf eine 
sich am Nationalsozialismus orientierende Gewalt
herrschaft abzielt, hat mittlerweile eine Rolle inner
halb der AfD inne, in der er die Ausrichtung der 
gesamten AfD maßgeblich beeinflusst. Er benötigt 
dazu keinen Posten auf Bundesebene, er ist auch so 
eine führende Stimme in der Partei mit zahlreichen 
Anhängern, die ihm bundesweit folgen. Nennens
werte Gegner, die sich seiner Linie entgegenstellen, 
gibt es in der Partei nicht mehr, auch nicht mehr im 
Bundesvorstand der Partei.261 Im Gegenteil: Auf dem 
Parteitag im Juni 2022 wurden Christina Baum und 
Martin Reichardt, die auf seiner Linie liegen, neu in 
den Bundesvorstand gewählt.262 Ob diejenigen, die 
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sich dem (ehemaligen) „Flügel“ zuordnen, numme
risch in der Mehrheit sind oder ihnen nur niemand 
mehr widerspricht, macht im Ergebnis keinen Un
terschied: Sie geben so oder so zunehmend die Li
nie vor.

5.2 „Darauf Ausgehen“ 

Das Tatbestandsmerkmal des „Darauf Ausgehens“ 
im Sinne von Artikel 21 Absatz 2 Satz 1 GG ist 
ebenso erfüllt. Die AfD bekennt sich nicht nur zu 
ihrem gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung gerichteten Ziel und arbeitet plan
voll auf dessen Erreichung hin, sodass sich ihr 
Handeln als qualifizierte Vorbereitung der von ihr 
angestrebten Beseitigung der freiheitlichen demo
kratischen Grundordnung darstellt. Es existieren 
außerdem konkrete Anhaltspunkte von Gewicht, 
die eine Durchsetzung der von ihr verfolgten ver
fassungsfeindlichen Ziele möglich erscheinen las
sen. 

5.2.1 Planvolles Vorgehen
Die AfD geht über die bisherigen Ausführungen  
hinaus zur Durchsetzung ihrer rassistischen und 
rechtsextremen Ziele, die aus Artikel 1 Absatz 1 
GG resultierenden Garantien zu beseitigen, aktiv 
und planvoll vor. Dies spiegelt sich in verfassungs
feindlichem Agieren nicht nur in Einzelfällen wider, 
sondern als Ausdruck einer der Partei zuzurech
nenden Grundausrichtung. Es geht dabei um ein 
Agieren, das auf das Erreichen eines Ziels aus
gerichtet ist. Schließlich beschränkt sich die  
Tätigkeit von Parteien nie auf bloße Meinungs
äußerungen, da sie ihrem Wesen nach auf die  
Gewinnung politischen Einflusses ausgerichtet 
und zu aktivem Handeln im staatlichen Leben ent
schlossen sind.263 Die Äußerungen einer Partei 
sind darauf angelegt, verwirklicht zu werden, so
dass ihnen stets eine handlungsleitende Qualität 

263 Vgl. Bundesverwaltungsgericht (2010): Urteil vom 21.07.2010, Az. 6 C 22.09137 Rn. 60; Roth (2019), Rn. 21.
264 Vgl. Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 589.
265 Vgl. dazu ebenso: Niehr / ReissenKosch (2018), S. 123 ff.; Häusler (2018); Bauer / Fiedler (2021), S. 106 f.
266 Frankfurter Allgemeine Woche (08.06.2018): Interview: „Wir versuchen, die Grenzen des Sagbaren auszuweiten“, S. 25.
267 So Alice Weidel, die CoFraktionsvorsitzende der AfD im Deutschen Bundestag, in der bereits oben unter 5.1.2 erwähnten Rede in einer 

Debatte zum Haushalt im Bundestag, Deutscher Bundestag (18.05.2018): Plenarprotokoll 19/32, S. 2972.
268 Siehe dazu ebenso: Niehr / ReissenKosch (2018), S. 123 ff.
269 Siehe dazu ebenso nachfolgend unter: 5.2.1.
270 Siehe dazu ebenso nachfolgend unter: 5.2.1.

zukommt.264 Dabei stellt sich das Handeln der AfD 
als qualifizierte Vorbereitung im Hinblick auf die 
Erreichung der von ihr angestrebten Beseitigung 
der Garantien aus Artikel 1 Absatz 1 GG dar. 

Diskurs durch ständige Grenzverletzungen 
verschieben
Hierzu verfolgt die AfD insbesondere das Ziel, die 
Grenzen des Sagbaren und damit den Diskurs so 
zu verschieben, dass eine Gewöhnung an ihre ras
sistischen nationalvölkischen Positionen – auch 
im öffentlichen und politischen Raum – erfolgt.265 
Alexander Gauland, zum damaligen Zeitpunkt noch 
Partei und Fraktionsvorsitzender, mittlerweile Eh
renvorsitzender der Partei, hat in einem im Juni 
2018 erschienenen Interview zu unterschiedlichen 
Äußerungen vonseiten der AfD und zu Positionen 
der Partei konstatiert, dass „wir in der Tat versu
chen, die Grenzen des Sagbaren auszuweiten“ und 
außerdem ergänzt: „Und ja, da findet eine Auswei
tung der sagbaren Zone statt, und das ist auch be
absichtigt.“266 

Um dieses Ziel zu erreichen, gehen AfDFunktio
när*innen so vor, dass sie über Minderheiten 
und/oder in Deutschland lebende NichtStaats
angehörige sprechen, sie dabei mit negativen  
Eigenschaften oder diskriminierenden Begriffen 
belegen, sie beschimpfen („Kopftuchmädchen,  
alimentierte Messermänner und sonstige Tauge
nichtse“267) und dadurch die Verrohung der 
Sprache und der gesellschaftlichen Auseinander
setzung vorantreiben.268 Zugleich bedienen sie be
stehende Ängste und schüren sie weiter, um so 
das Bild einer Bedrohung zu kreieren.269 Dieses 
Bedrohungsszenario wiederum bildet die Grund
lage für die Inszenierung der AfD als einzig wahre 
Anwältin „des Volkes“.270

Wenngleich Äußerungen von Funktionsträger*in
nen der AfD regelmäßig durch diskriminierende 
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beziehungsweise rechtsextreme Inhalte geprägt 
sind, reklamiert die AfD ständig einen Opferstatus 
nach dem Motto „Wir werden mit unserer Meinung 
ausgegrenzt.“271 Hierzu gehört auch, dass sie sich 
über unzulässige Bewertungen durch „Verfas
sungsschutzbehörden“272 oder „Diffamierungen“ 
von „den anderen im Bundestag vertretenen Par
teien“273 beklagt. Sich als Opfer zu inszenieren, ist 
fester Bestandteil der Strategie und des Selbstver
ständnisses der Partei, gepaart mit der Selbstver
harmlosung ihrer menschenverachtenden 
Positionen.274 Mit dieser Methode setzt die Partei 
darauf, dass ihre Positionen, zu deren Durchset
zung wie oben gezeigt275 auch Gewalt propagiert 
wird, schrittweise zur Normalität und damit gesell
schaftsfähig werden.276 Sie zielt mithin darauf ab, 
die in Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften Garantien 
zu beseitigen.

Permanente Inszenierung als legitime  
Widerstandsbewegung
Eng verknüpft mit dem Ziel, die Grenzen des Sag
baren immer weiter zu verschieben, sind die von 
Führungspersonen und Mandatsträger*innen kre
ierten Bedrohungsszenarien, wie sie sich bereits 
in den Grundsatzpapieren der AfD finden, wonach 
es die „deutsche Identität“ und den „Fortbestand 
der Nation“ zu verteidigen gelte,277 und inszenie
ren die Partei als legitime Widerstandsbewe
gung.278 In diesen Zusammenhang gehört etwa 
auch die sogenannte Erfurter Resolution vom März 
2015, zu deren Erstunterzeichnern neben Björn 
Höcke auch Alexander Gauland zählte. Darin hieß 
es ausdrücklich, dass sich die AfD „als Wider

271 Vgl. dazu ebenso Häusler (2018); Niehr / ReissenKosch (2018), S. 123 ff.
272 Alternative für Deutschland (28.11.2020).
273 Alternative für Deutschland (18.01.2021).
274 Siehe genauer zu der Strategie der Selbstverharmlosung Bauer / Fiedler (2021), S. 267 ff.
275 Siehe dazu oben unter: 5.1.5.
276 Vgl. zu diesem Vorgehen der AfD ebenso: Niehr / ReissenKosch (2018), S. 123 ff.; Häusler (2018); Bauer / Fiedler (2021), S. 106 f.
277 Siehe dazu bereits oben unter: 5.1.1.
278 Vgl. dazu ebenso PfahlTraughber (02.11.2018), S. 3 f; ders. (2019), S. 11 f.; Botsch (2018); Thieme (2019); Rensmann (2020), S. 316.
279 Siehe zur Erfurter Resolution und zum „Flügel“ auch Kopke (2017), S. 51 f.; Rensmann (2020), insbesondere S. 316.
280 Siehe dazu Bauer / Fiedler (2021), S. 15 ff.; siehe zum (ehemaligen) „Flügel“ außerdem bereits oben unter: 5.1.5.
281 Zitiert nach Spiegel online (24.09.2017): „Wir werden Frau Merkel jagen“. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afdalexander

gaulandwirwerdenfraumerkeljagena1169598.html (abgerufen am 11.05.2023).
282 Vgl. dazu auch Detering (2020), S. 31 ff.
283 Vgl. zu alledem Quent (2019), S. 179 ff. 
284 Siehe dazu etwa Bender, Justus (04.09.2018): Gauland für „friedliche Revolution“ gegen das „politische System“. https://www.faz.net/ 

aktuell/politik/inland/afdchefgaulandfriedlicherevolutiongegendaspolitischesystem15771150.html, sowie Kohler, Berthold 
(5.9.2018): Früher nannte man das Säuberung. https://www.faz.net/aktuell/politik/afdphantasienvonalexandergaulandman 
nannteessaeuberung15773410.html (beide abgerufen am 11.05.2023); PfahlTraughber (2020), S. 88 f.

standsbewegung gegen die weitere Aushöhlung 
der Souveränität und der Identität Deutschlands“ 
verstehe.279 Mit der Resolution ging die Gründung 
des sogenannten Flügels in der AfD einher, womit 
eine deutliche Radikalisierung der AfD verbunden 
war.280

Das Verständnis der AfD als legitime Widerstands
bewegung spiegelt sich beispielsweise auch in der 
Parole von Alexander Gauland vom September 
2017 nach dem erstmaligen Einzug der AfD in den 
Bundestag wider: „Wir werden uns unser Land und 
unser Volk zurückholen.“281 In dieser Aussage wird 
deutlich: Die AfD bestimmt, wer aus ihrer Sicht 
„das Volk“ ist, und nimmt für sich in Anspruch, die 
einzige Partei zu sein, die es repräsentiere.282

Zur Inszenierung als legitime Widerstandsbewe
gung zeichnet die AfD regelmäßig ein Bild von 
Deutschland, das die Zustände im Land völlig ver
zerrt darstellt beziehungsweise tatsächlich beste
hende Missstände maßlos überzeichnet. Sie 
produziert Bilder, wonach die moderne Gesell
schaft einen Prozess des Niedergangs durchlaufe. 
Dabei richtet sich die AfD in ihrer Agitation nicht 
immer gegen bestimmte Gruppen wie Menschen, 
die in Deutschland Schutz suchen, oder Mig
rant*innen, sondern allgemeiner gegen die beste
hende freiheitliche rechtsstaatliche Demokratie.283 
So zielt die AfD etwa auch auf Repräsentant*innen 
„des Systems“ ab,284 verunglimpft diese und stellt 
Deutschland regelmäßig als QuasiDiktatur dar, 
um sich selbst als rettende Kraft zu inszenieren.
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In diese Kategorie gehören etwa Äußerungen von 
Markus Frohnmaier, seit 2017 für die AfD Abge
ordneter im Bundestag, auf einer von der AfD initi
ierten Demonstration im Oktober 2015 in Erfurt, 
auf der er verkündete: „Wenn wir kommen, dann 
wird aufgeräumt, dann wird ausgemistet, dann 
wird wieder Politik für das Volk und zwar nur für 
das Volk gemacht, denn wir sind das Volk“285. Ein 
weiteres Beispiel liefern Äußerungen des Bundes
tagsabgeordneten Jürgen Pohl,286 der im Februar 
2017 auf einer Landeswahlversammlung ein Ge
dicht zitiert, das seit den 1990er Jahren in der 
neonationalsozialistischen Szene kursiert: „Noch 
sitzt ihr da oben, ihr feigen Gestalten. [...] Doch 
einst wird wieder Gerechtigkeit walten, dann rich
tet das Volk. Dann gnade euch Gott!“287 Auf dieser 
Linie liegen ebenso Äußerungen des Bundestags
abgeordneten René Springer,288 der den öffentlich
rechtlichen Journalismus im März 2021 auf einem 
AfDParteitag als „Staatsfunk“ diffamiert,289 dem 
man das „Rückgrat brechen“ müsse.290

Auch in der Präambel des Grundsatzprogramms 
der AfD kommt das Verständnis der AfD als Wider
standsbewegung zum Ausdruck, wenn es dort 
heißt: „In der Tradition der beiden Revolutionen 
von 1848 und 1989 artikulieren wir mit unserem 
bürgerlichen Protest den Willen, die nationale Ein
heit in Freiheit zu vollenden“291. Im Eingangskapi
tel „Demokratie und Grundwerte“ finden sich 
daran anknüpfend folgende Ausführungen: 
„Deutschlands Staatsapparat hat inzwischen ein 
ungutes Eigenleben entwickelt. Die Machtvertei

285 Die Rede ist unter folgendem Link abrufbar: https://www.youtube.com/watch?v=6znCu1VMr5Q; siehe zu der Demonstration und der 
Rede von Frohnmaier auch Deutschlandfunk (29.10.2015): AfDKundgebung in Erfurt: „Wenn wir kommen, wird aufgeräumt!“. https://
www.deutschlandfunk.de/afdkundgebunginerfurtwennwirkommenwirdaufgeraeumt100.html (beide abgerufen am 11.05.2023).

286 Pohl ist 2021 zum wiederholten Mal für die AfD in den Bundestag eingezogen.
287 Zitiert nach: Spiegel online (20.09.2017): Kandidaten für den Bundestag. http://www.spiegel.de/fotostrecke/afdkandidatenfuerden

bundestagfotostrecke15203021.html (abgerufen am 11.05.2023); siehe zu dem Hintergrund des von Pohl zitierten Gedichts die Recher
chen von Gerald Krieghofer. http://falschzitate.blogspot.com/search?q=Noch+sitzt+ihr+da+oben%2C+ihr+feigen+Gestalten (abgerufen 
am 11.05.2023).

288 Springer ist 2021 zum wiederholten Mal für die AfD in den Bundestag eingezogen.  
289 Vgl. dazu Rensmann (2020), S. 319.
290 Zitiert nach: RBB 24 (22.03.2021): Alles beim Alten. https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2021/03/analyseafdbrandenburg 

parteitaggaulandfrankfurtoder.html (abgerufen am 11.05.2023).
291 Alternative für Deutschland (2016), S. 6.
292 Alternative für Deutschland (2016), S. 8.
293 Alternative für Deutschland (2021), S. 12.
294 So etwa auch der Bundestagabgeordnete Steffen Kotré auf einem AfDParteitag im März 2021, RBB 24 (22.03.2021): Alles beim Alten. 

https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2021/03/analyseafdbrandenburgparteitaggaulandfrankfurtoder.html (abgerufen am 
11.05.2023). Die Bundestagabgeordnete Christina Baum spricht im Dezember 2021 in einer Debatte im Bundestag von „Vollstreckern und 
Mitläufern dieses CoronaRegimes“ und einer „Knechtschaft des Volkes“, Deutscher Bundestag (07.12.2021): Plenarprotokoll 20/4, Ste
nografischer Bericht, 4. Sitzung, S. 208.

lung entspricht nicht mehr den Grundsätzen der 
Gewaltenteilung. […] Heimlicher Souverän ist eine 
kleine, machtvolle politische Führungsgruppe in
nerhalb der Parteien. Sie hat die Fehlentwicklun
gen der letzten Jahrzehnte zu verantworten. Es hat 
sich eine politische Klasse von Berufspolitikern he
rausgebildet, deren vordringliches Interesse ihrer 
Macht, ihrem Status und ihrem materiellen Wohl
ergehen gilt. Es handelt sich um ein politisches 
Kartell, das die Schalthebel der staatlichen Macht, 
soweit diese nicht an die EU übertragen worden 
ist, die gesamte politische Bildung und große Teile 
der Versorgung der Bevölkerung mit politischen In
formationen in Händen hat.“292 Dementsprechend 
ist auch im Wahlprogramm der AfD zur Bundes
tagswahl 2021 unter der Überschrift „Das Volk ist 
der Souverän“293 davon die Rede, dass sich in 
Deutschland eine „politische Klasse“ herausgebil
det habe, die „die Schalthebel der staatlichen 
Macht, der politischen Bildung und des informatio
nellen und medialen Einflusses auf die Bevölke
rung in Händen“ halte.

Dieser Linie folgend spricht Alexander Gauland – 
wie viele andere in der AfD294 – mit Blick auf Maß
nahmen, die von der Bundesregierung gegen die 
CoronaPandemie ergriffen wurden, im November 
2020 von einer „CoronaDiktatur“. Der Erste parla
mentarische Geschäftsführer der Bundestagsfrak
tion Bernd Baumann hat von einer „Ermächtigung 
der Regierung, wie es das seit geschichtlichen Zei
ten nicht mehr gab“ gesprochen und damit auf 
das Ermächtigungsgesetz der Nationalsozialisten 
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angespielt, mit dem sich der Reichstag 1933 
selbst entmachtet und den Weg zur Diktatur unter 
Hitler ermöglicht hatte.295 

Die vonseiten der AfD permanent betriebene Be
schwörung des drohenden Untergangs ist ein we
sentlicher Baustein ihrer Programmatik296 und 
Strategie, die der Markierung von Feinden und der 
Konstruktion eines heroischen Selbstbildes dient. 
Sie erzeugt Handlungsdruck, suggeriert die Not
wendigkeit gewaltsamen Widerstands und recht
fertigt Gewalt.297 Auf diesen Mechanismus, die 
Gegenwart in Verzerrung der Realität möglichst 
düster zu zeichnen, um sich selbst als Erlösung 
auszugeben, setzt heutzutage neben anderen 
rechtsextremen Akteuren298 auch die AfD bei der 
Vermittlung ihrer rassistischen und rechtsextre
men Positionen.

Vernetzung und Kooperation mit anderen 
rechtsextremen Akteuren 
Hinzu kommt, dass die AfD in ihrem strategischen 
Agieren darauf ausgerichtet ist, zur Erreichung  
ihrer Ziele Vernetzungen und Kooperationen mit 
anderen Akteuren aus dem rechtsextremen Spekt
rum zu suchen, wobei es teilweise auch personelle 
Überscheidungen gibt. So bestehen vonseiten der 
AfD beziehungsweise ihren Führungspersonen und 
Mandatsträger*innen zahlreiche dokumentierte 
Verbindungen zu anderen rechtsextremen Akteu

295 Siehe dazu ZDF heute (28.11.2020): Rede auf AfDParteitag – Warum Meuthen die Systemfrage der AfD stellt. https://www.zdf.de/ 
nachrichten/politik/coronaafdparteitagmeuthenquerdenken100.html (zuletzt abgerufen am 15.12.2021, nicht mehr abrufbar); siehe 
dazu auch Cremer (2022), S. 35.

296 Siehe dazu bereits oben unter: 5.1.1.
297 Vgl. dazu auch Quent (2019), S. 183.
298 Siehe dazu etwa Quent (2019), S. 179 ff. 
299 Siehe dazu Semsrott / Jakubowski (2021), insbesondere S. 49.
300 Siehe dazu Cremer (2022a).
301 Siehe genauer zu der sogenannten Neuen Rechten: PfahlTraughber (2022); Giesa (2015); Semsrott / Jakubowski (2021), S. 26 ff.
302 Siehe zu Götz Kubitschek genauer PfahlTraughber (2022), S. 60 ff.
303 Siehe dazu etwa Tagesschau (06.09.2022): Auftakt für einen „heißen Herbst“? https://www.tagesschau.de/inland/herbstproteste105.

html (abgerufen am 11.05.2023); siehe zu der Verbindung zwischen Götz Kubitschek und der AfD ebenso Bauer / Fiedler (2021), S. 23 ff.; 
S. 106 f; PfahlTraughber (2022), S. 62; 75 f.; Backes / Moreau (2021), S. 24; MDR (15.10.2021): Die AfD und ihre engen Verbindungen 
nach Schnellroda. https://www.mdr.de/nachrichten/sachsenanhalt/halle/saalekreis/afdschnellrodaifskubitschekneuerechte100.
html (abgerufen am 11.05.2023).

304 Siehe genauer zum Institut für Staatspolitik: PfahlTraughber (2022), S. 74 ff.; Bundesamt für Verfassungsschutz (26.04.2023): Pressemit
teilung: Bundesamt für Verfassungsschutz stuft „Institut für Staatspolitik“, „Ein Prozent e.V.“ und „Junge Alternative“ als gesichert rechts
extremistische Bestrebungen ein. https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2023/
pressemitteilung20232ifseinprozentja.html (abgerufen am 11.05.2023)

305 ZEIT ONLINE (21.09.2019): AfD in Schnellroda: Auf ein Bier mit Identitären. https://blog.zeit.de/stoerungsmelder/2019/09/21/afdin
schnellrodaaufeinbiermitidentitaeren_29022 (abgerufen am 11.05.2023); siehe zu der Verbindung zwischen der AfD und dem Institut 
für Staatspolitik ebenso PfahlTraughber (2022), S. 75 f.; MDR (15.10.2021): Die AfD und ihre engen Verbindungen nach Schnellroda. 
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsenanhalt/halle/saalekreis/afdschnellrodaifskubitschekneuerechte100.html (abgerufen am 
11.05.2023).

ren, die sich wie die AfD durch verfassungsfeindli
che Positionierungen auszeichnen und wie die AfD 
darauf aus sind, die freiheitliche rechtstaatliche 
Demokratie zu beseitigen.

Zu nennen sind hier etwa die Verbindungen zur 
parteinahen DesideriusErasmusStiftung, deren 
Vorsitzende Erika Steinbach auch Mitglied der AfD 
ist. Die Stiftung steht nicht nur der AfD nahe, sie 
ist ebenso eng verwoben mit der sogenannten 
Neuen Rechten,299 die, wie die AfD und die Stif
tung,300 rassistisches nationalvölkisches Gedan
kengut verbreitet.301

Verbindungen der AfD zur sogenannten Neuen 
Rechten bestehen nicht nur über die parteinahe 
DesideriusErasmusStiftung. Auch unabhängig da
von sind Verbindungen von Führungspersonen der 
AfD zur sogenannten Neuen Rechten dokumen
tiert, zu einzelnen Protagonisten wie etwa Götz Ku
bitschek302, der eine zentrale Rolle bei der 
Organisation und Mobilisierung der außerparla
mentarischen Rechten spielt und zugleich erhebli
chen Einfluss in der AfD hat,303 oder auch zu ihren 
Institutionen wie dem Institut für Staatspolitik304, 
auf dessen Sommerakademie im September 2019 
etwa als Hauptreferenten die AfDFraktionsvorsit
zende Alice Weidel und der AfDEuropaabgeordne
te Maximilian Krah gesprochen haben.305
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Verbindungen bestehen etwa auch zu Jürgen  
Elsässer306, ebenfalls ein Protagonist im rechtsext
remen Spektrum, der das rechtsextreme, Ver
schwörungserzählungen verbreitende Magazin 
„Compact“ verantwortet307 und als Redner auf 
Kundgebungen bei der Mobilisierung der außer
parlamentarischen Rechten eine erhebliche Rolle 
spielt.308 Die AfD Witten lud Elsässer beispielswei
se im Oktober 2014 zu einem „Wissenskongress“ 
als Referent zum Thema „Regieren uns die Medi
en?“ ein,309 im Februar 2018 trat er beim Politi
schen Aschermittwoch der AfD in Nentmannsdorf 
unter anderem neben Björn Höcke und Jörg Urban 
als Redner auf.310

Verbindungen gibt es ebenso zur „Identitären  
Bewegung“,311 einer Gruppierung, die in ihrer Ver
breitung rechtsextremen Gedankenguts aktionisti
sches Handeln einbezieht.312 HansThomas 

306 Siehe zu Elsässer etwa Welt (29.10.2014): Die AfD als Plattform für „Wirrköpfe“. https://www.welt.de/print/die_welt/politik/ 
article133755336/DieAfDalsPlattformfuerWirrkoepfe.html; MDR (15.10.2021): Die AfD und ihre engen Verbindungen nach Schnell
roda. https://www.mdr.de/nachrichten/sachsenanhalt/halle/saalekreis/afdschnellrodaifskubitschekneuerechte100.html (beide 
abgerufen am 11.05.2023).

307 Siehe dazu etwa Tagesschau (04.11.2022): Exklusiv. Verschwörungsmythen. Falschnachrichten für den Volkszorn. https://www. 
tagesschau.de/investigativ/kontraste/elsaessercoronaleugner101.html (abgerufen am 11.05.2023).

308 Siehe dazu etwa MDR (12.11.2022): Kundgebung am Landtag. Wer die Demo am Samstag in Erfurt organisiert. https://www.mdr.de/
nachrichten/thueringen/mittethueringen/erfurt/demolandtagorganisatorenafd100.html; Leistert, Annika (26.10.2022): Warum die 
AfD die Linke Sahra Wagenknecht fürchtet. https://www.tonline.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_100071288/afddie
angstvorlinkenpolitikerinsahrawagenknecht.html; Merkur.de (28.09.2018): Jürgen Elsässer ruft zur rechten Demonstration am Kirch
platz auf. https://www.merkur.de/lokales/garmischpartenkirchen/garmischpartenkirchenort28711/
juergenelsaesserruftzurrechtendemonstrationaufkirchplatz10280142.html (alle abgerufen am 11.05.2023).

309 Welt (29.10.2014): Die AfD als Plattform für „Wirrköpfe“. https://www.welt.de/print/die_welt/politik/article133755336/DieAfDals
PlattformfuerWirrkoepfe.html (abgerufen am 11.05.2023).

310 Welt (15.02.2018): Bei der AfD ist das Publikum noch radikaler als die Redner. https://www.welt.de/politik/deutschland/artic
le173593436/AschermittwochinSachsenBeiderAfDistdasPublikumnochradikaleralsdieRedner.html (abgerufen am 11.05.2023).

311 Siehe dazu etwa PfahlTraughber (2019), S. 24 f.; ZEIT ONLINE (21.09.2019): AfD in Schnellroda: Auf ein Bier mit Identitären. https://blog.
zeit.de/stoerungsmelder/2019/09/21/afdinschnellrodaaufeinbiermitidentitaeren_29022; Biermann, Kai / Geisler, Astrid / Radke, 
Johannes / Steffen, Tilmann (21.03.2018): AfDAbgeordnete beschäftigen Rechtsextreme und Verfassungsfeinde. https://www.zeit.de/
politik/deutschland/201803/afdbundestagmitarbeiterrechtsextremeidentitaerebewegung; MDR (23.09.2020): HansThomas Till
schneider, die AfD und der Verfassungsschutz. https://www.mdr.de/nachrichten/sachsenanhalt/afdtillschneiderverfassungsschutz 
beobachtungparteitag100.html; Welt (30.09.2022): AfDBundestagsabgeordneter beschäftigt rechtsextremen Gewalttäter. https://www.
welt.de/politik/deutschland/article241336069/AfDBundestagsabgeordneterbeschaeftigtrechtsextremenGewalttaeter (alle abgerufen 
am 11.05.2023).

312 Bundeszentrale für politische Bildung (2023): Glossar: Identitäre Bewegung. https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier
rechtsextremismus/500787/identitaerebewegung/ (abgerufen am 11.05.2023).

313 Zitiert nach: Frankfurter Allgemeine Zeitung (21.09.2018): AfDnahe „Patriotische Plattform“ will sich auflösen. https://www.faz.net/ 
aktuell/politik/inland/afdnahepatriotischeplattformwillsichaufloesen15799687.html (abgerufen am 11.05.2023).

314 Siehe dazu etwa Süddeutsche Zeitung (15.06.2020): Verfassungsschutz: „Zukunft Heimat“ ist rechtsextremistisch. https://www. 
sueddeutsche.de/politik/extremismuspotsdamverfassungsschutzzukunftheimatistrechtsextremistischdpa.urnnewsmldpa
com2009010120061599435015 (abgerufen am 11.05.2023).

315 Siehe zu den Aktivitäten von HansChristoph Berndt, samt seiner leitenden Rolle im Verein „Zukunft Heimat“ und seinen Verbindungen zu 
anderen rechtsextremen Akteuren: Deutschlandfunk Kultur (27.10.2020): Der neue Fraktionschef ist genauso rechts wie der alte. 
https://www.deutschlandfunkkultur.de/afdimbrandenburgerlandtagderneuefraktionschefist.1001.de.html?dram:article_id=486501; 
Spiegel online (27.10.2020): Rechtsextremist folgt auf Rechtsextremist. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/hanschristoph
berndtafdfraktionschefinbrandenburgrechtsextremistfolgtaufrechtsextremistena8f11ea20506842708e61912e0611e716 (beide 
abgerufen am 11.05.2023).

Tillschneider, stellvertretender Landesvorsitzender 
in SachsenAnhalt, hat 2018 zudem konstatiert: 
„Die AfD will das Gleiche wie die Identitäre Bewe
gung, inhaltlich gibt es keinen Dissens“.313

Ein Beispiel für ein Zusammenwirken mit anderen 
rechtsextremen Akteuren bilden ebenso die Ver
bindungen der AfD, insbesondere des brandenbur
gischen Landesverbandes, mit dem Verein 
„Zukunft Heimat“, zu dessen Tätigkeiten die Orga
nisation von Demonstrationen mit rassistischer 
und rechtsextremer Ausrichtung zählt.314 Hierbei 
gib es auch personelle Überschneidungen mit dem 
Fraktionsvorsitzenden in Brandenburg (Hans
Christoph Berndt), der eine führende Rolle in dem 
Verein innehat.315 

Verbindungen zu anderen rechtsextremen Organi
sationen wie zu der „Identitären Bewegung“ oder 
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etwa auch zu extrem rechten Burschenschaften, 
ergeben sich auch daraus, dass AfDAbgeordnete 
Aktivist*innen und Anhänger*innen solcher Orga
nisationen als Mitarbeiter*innen beschäftigen.316 

Als ein Beispiel für ein Zusammenwirken mit ande
ren rechtsextremen Akteuren lassen sich ebenso 
die Verbindungen zur Gewerkschaft „Zentrum“317 
nennen. Sie wurde auf Beschluss des Bundespar
teitags im Juni 2022 von der sogenannten Unver
einbarkeitsliste gestrichen. Hierfür hatte – wie 
oben erläutert – unter anderem Björn Höcke plä
diert, der betonte, dass man „solche Vorfeldorga
nisationen“ brauche.318

Die Verbindungen der AfD zu anderen rechtsextre
men Akteuren wurden etwa auch auf einer De
monstration in Chemnitz am 1. September 2018 
deutlich. An der Demonstration nahmen hochran
gige Funktionäre der AfD wie Höcke und Jörg  
Urban Seite an Seite mit zahlreichen anderen 
rechtsextremen Akteuren, darunter etwa Lutz 
Bachmann (Pegida), Martin Sellner (Identitäre Be
wegung) oder Götz Kubitschek, teil.319

Die AfD sucht und unterhält mithin Verbindungen 
zu Organisationen, Initiativen beziehungsweise  
herausgehobenen Personen im rechtsextremen 
Spektrum, die ihre rassistische nationalvölkische 
Ausrichtung teilen. Bei diesen Verbindungen geht 
es um Austausch, Kooperation und Aufgaben
teilung im Kampf gegen die freiheitliche rechts
staatliche Demokratie. Dabei agieren die 
unter schiedlichen Akteure mit unterschiedlichen 

316 Siehe dazu etwa Biermann, Kai / Geisler, Astrid / Radke, Johannes / Steffen, Tilmann (21.03.2018): AfDAbgeordnete beschäftigen 
Rechtsextreme und Verfassungsfeinde. https://www.zeit.de/politik/deutschland/201803/afdbundestagmitarbeiterrechtsextreme
identitaerebewegung; Nabert, Alexander / Schindler, Frederik (01.10.2022): AfDBundestagsabgeordneter beschäftigt rechtsextremen 
Gewalttäter. https://www.welt.de/politik/deutschland/article241336069/AfDBundestagsabgeordneterbeschaeftigtrechtsextremen
Gewalttaeter.html (beide abgerufen am 11.05.2023).

317 Siehe zu der Gewerkschaft, die früher „Zentrum Automobil“ hieß, etwa Süddeutsche Zeitung (03.08. 2019): Verfassungsschutz warnt vor 
alternativen „Gewerkschaften“. https://www.sueddeutsche.de/karriere/gewerkschaftenerfurtverfassungsschutzwarntvoralternativen
gewerkschaftendpa.urnnewsmldpacom2009010119080399326865 (abgerufen am 11.05.2023).

318 Siehe dazu bereits oben unter: 5.1.5.
319 Siehe zu der Demonstration ebenso PfahlTraughber (2019), S. 28 f.; Backes / Moreau (2021), S. 23.
320 Hierzu führte beispielsweise Björn Höcke in der bereits erwähnten Rede in Dresden 2017 Folgendes aus: „Und um ihren historischen Auf

trag nicht zu verraten, muss die AfD Bewegungspartei bleiben, das heißt, sie muss selbst immer wieder auf der Straße präsent sein und sie 
muss im engsten Kontakt mit den befreundeten Bürgerbewegungen stehen.“ Zitiert nach: Tagesspiegel (19.01.2017): HöckeRede im Wort
laut: „Gemütszustand eines total besiegten Volkes“. https://www.tagesspiegel.de/politik/gemutszustandeinestotalbesiegtenvol
kes5488489.html (abgerufen am 11.05.2023).

321 Welt (30.09.2022): AfDBundestagsabgeordneter beschäftigt rechtsextremen Gewalttäter. https://www.welt.de/politik/deutschland/ 
article241336069/AfDBundestagsabgeordneterbeschaeftigtrechtsextremenGewalttaeter.html (abgerufen am 11.05.2023).

322 Siehe dazu oben unter: 5.1.2.

Rollen und Mitteln, etwa internen (Schulungs)Ver
anstaltungen, dem Einsatz von sozialen Medien, 
der Verbreitung von Publikationen oder der Orga
nisation von Kundgebungen auf der Straße320, um 
die Etablierung rassistischen und rechtsextremen 
Gedankenguts in der Gesellschaft voranzutreiben. 
Sie unterscheiden sich mitunter in ihren (primä
ren) Zielgruppen in Hinblick auf gesellschaftliches 
Milieu, Alter oder räumliche Reichweite. Dabei eint 
die AfD und die zahlreichen weiteren Akteure aus 
dem rechtsextremen Spektrum die Etablierung 
des propagierten verfassungsfeindlichen Gedan
kenguts und damit einhergehend der Angriff auf 
die freiheitliche demokratische Grundordnung, wo
bei es auch Verbindungen zum gewalttätigen 
rechtsextremen Milieu gibt. Im September 2022 
wurde beispielsweise bekannt, dass der AfDAb
geordnete Jan Wenzel Schmidt einen rechtextremen 
Gewalttäter als wissenschaftlichen Mitarbeiter be
schäftigt.321 Der Bundestagabgeordnete Helferich 
hat im Rahmen seiner bereits zitierten Äußerungen 
ebenso deutlich gemacht, dass er Kontakte zum 
gewaltbereiten rechtsextremen Milieu unterhält.322

5.2.2 Möglichkeit des Erfolges  
(Potentialität) – Gesamtbetrachtung
Im Weiteren wird auf Aspekte eingegangen, die 
verdeutlichen, dass im Fall der AfD konkrete An
haltspunkte von Gewicht vorliegen, die es zumin
dest möglich erscheinen lassen, dass das Handeln 
der Partei erfolgreich sein kann (Potentialität). 
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Rolle der AfD im Prozess politischer  
Willensbildung 
Während das Bundesverfassungsgericht 2017 in 
seinem Urteil zur NPD zu dem Ergebnis gekom
men ist, dass im Fall der NPD keine konkreten An
haltspunkte von Gewicht vorliegen, die es 
zumindest möglich erscheinen lassen, dass das 
Handeln der Partei erfolgreich sein kann (Potentia
lität),323 stellt sich die Situation im Fall der AfD 
grundsätzlich anders dar. So gibt es offensichtli
che Unterschiede zur NPD, die unter dem Ge
sichtspunkt der Potentialität erheblich ins Gewicht 
fallen. Die AfD ist im Prozess der politischen Wil
lensbildung und in ihrer Wirkkraft in die Gesell
schaft insgesamt deutlich stärker, als es die NPD 
zum Zeitpunkt des Urteils des Bundesverfassungs
gerichts war. Ein zentraler und maßgeblicher Un
terschied zwischen der AfD und der NPD liegt 
insbesondere in ihren Erfolgen bei Wahlen. Die 
NPD war zum maßgeblichen Zeitpunkt des Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts weder im Bundes
tag noch in einem Landtag vertreten.324 Auf kom
munaler Ebene gehörten auf 14 Bundesländer 
verteilt rund 350 Mandatsträger*innen der NPD 
an, wobei der weit überwiegende Teil dieser Man
date auf die „neuen Länder“ entfiel.325 Das Bun
desverfassungsgericht hat insofern festgestellt, 
dass die NPD von relevanten politischen Gestal
tungsmöglichkeiten sehr weit entfernt sei, wofür 
bereits der Umstand spreche, dass sich ange
sichts einer geschätzten Gesamtzahl von mehr als 

323 Siehe dazu genauer: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 896 ff.
324 Siehe genauer zur Rolle der NPD auf überregionaler Ebene: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 

899–903.
325 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 850.
326 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 904.
327 Nicht im Landtag ist die AfD in SchleswigHolstein. Während sie dort bei der Wahl 2017 mit 5,9 Prozent der Stimmen in den Landtag ein

gezogen ist, ist sie bei der Wahl im Mai 2022 mit 4,4 Prozent an 5 ProzentHürde gescheitert.
328 Siehe genauer zur Rolle der NPD auf kommunaler Ebene: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, 

Rn.904–909.
329 sachsen.de (2023): Wahlergebnisse Landtagswahl 2019. https://www.wahlen.sachsen.de/landtagswahl2019wahlergebnisse.php  

(abgerufen am 11.05.2023)
330 Landtag von SachsenAnhalt (2023): So hat SachsenAnhalt gewählt. https://www.landtag.sachsenanhalt.de/wahlergebnis (abgerufen 

am 11.05.2023).
331 Land Brandenburg (2023): Der Landeswahleiter: Landtagswahl im Land Brandenburg am 01.09.2019https://www.wahlergebnisse. 

brandenburg.de/wahlen/LT2019/diagramUberblick.html (abgerufen am 11.05.2023).
332 Landtag MecklenburgVorpommern (2023): Landtagswahl am 26. September 2021. https://www.landtagmv.de/landtag/wahlen/ 

landtagswahl2016 (abgerufen am 11.05.2023).
333 Freistaat Thüringen (2023): Landtagswahl 2019 in Thüringen – endgültiges Ergebnis. https://wahlen.thueringen.de/datenbank/wahl1/

wahl.asp?wahlart=LW&wJahr=2019&zeigeErg=Land (abgerufen am 11.05.2023).
334 Siehe dazu auch Spiegel online (27.09.2022): Deutlicher Zuwachs. AfD holt in Sachsen und Thüringen viele Direktmandate. https:// 

www.spiegel.de/politik/deutschland/bundestagswahl2021afdholtinsachsenundthueringenetlichedirektmandateac06102b98fa8
4e5a8e8f874002653393 (abgerufen am 11.05.2023).

200.000 Kommunalmandaten der Anteil der NPD 
bundesweit lediglich im Promillebereich bewe
ge.326

Parlamentarischer Bereich 
Die AfD ist demgegenüber zum wiederholten Mal 
im Bundestag vertreten, außerdem mit einer Aus
nahme in allen Landtagen.327 Auch auf kommuna
ler Ebene, wo die AfD teilweise stärkste Kraft ist, 
erfährt sie im Vergleich zur NPD328 deutlich mehr 
Zustimmung – auch wenn diese regional unter
schiedlich ausfällt. Die AfD wurde beispielsweise 
in Sachsen bei den Landtagswahlen 2019 zweit
stärkste Kraft mit 27,5 Prozent der Stimmen,329 
ebenso bei den Landtagswahlen 2021 in Sachsen
Anhalt mit 20,8 Prozent der Stimmen,330 bei den 
Landtagswahlen in Brandenburg 2019 mit 23,5 
Prozent der Stimmen331 sowie bei den Landtags
wahlen 2021 in MecklenburgVorpommern mit 
16,7 Prozent der Stimmen.332 In Thüringen wurde 
sie bei der Landtagswahl 2019 ebenfalls zweit
stärkste Kraft mit 23,4 Prozent der Stimmen.333 
Bei der Bundestagswahl 2021 war sie in Sachsen 
und Thüringen stärkste Partei bei den Zweitstim
men, sie holte – in Sachsen, Thüringen und Sach
senAnhalt – 16 Direktmandate für den 
Bundestag.334

Spitzenämter auf kommunaler Ebene
Abgesehen von der hohen Anzahl von Mandaten 
im parlamentarischen Bereich, zeigt sich die  
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Gefahr, die von der AfD für die freiheitliche demo
kratische Grundordnung ausgeht, auch darin, dass 
sie in einigen Regionen im Wettbewerb um kom
munale Spitzenämter eine erhebliche Rolle spielt 
und es sogar schon geschafft hat, Spitzenämter 
auf kommunaler Ebene zu erlangen.

Welche erhebliche Rolle die AfD in einigen Regio
nen bereits auf kommunaler Ebene spielt, hat sich 
beispielhaft bei den Landratswahlen im Sommer 
2022 in Sachsen gezeigt. So erschien es vor den 
Wahlen zumindest nicht ausgeschlossen, dass ein 
AfDKandidat hätte obsiegen können.335 Die AfD 
hat es außerdem auch schon in Großstädten ge
schafft, bei Wahlen zum Oberbürgermeister in 
Stichwahlen zu kommen, so etwa im Oktober 
2022 in Cottbus,336 wobei es vor der Wahl eine er
hebliche Mobilisierung aus dem rechtsextremen 
Lager gab.337 

Auf kommunaler Ebene gab und gibt es bereits 
AfDBürgermeister. Den ersten Bürgermeister der 
AfD gab es 2016 in Reuth im Vogtland in Sachsen, 
wo der Bürgermeister während seiner Amtszeit in 
die AfD eingetreten ist.338 Im November 2017 wur
de in Lebus im Landkreis MärkischOderland in 

335 Siehe dazu genauer: Tagesschau (09.06.2022): Kommunalwahlen in Sachsen: Druck von ganz rechts. https://www.tagesschau.de/ 
inland/innenpolitik/sachsenafdkommunalwahlen101.html; ZDF (10.06.2022): Landratswahl am Sonntag. AfD könnte CDU in Sachsen 
gefährlich werden. https://www.zdf.de/nachrichten/politik/sachsenlandratswahlenafd100.html; Welt (12.06.2022): CDU bei Landrats
wahlen in Sachsen klar vorne. AfD schlechter als erwartet. https://www.welt.de/politik/deutschland/article239322041/SachsenCDU
beiLandratswahlenklarvorneAfDschlechteralserwartet.html (alle abgerufen am 11.05.2023).

336 Tagesschau (08.10.2022): OBWahl in Cottbus. Wer regiert die gespaltene Stadt? https://www.tagesschau.de/inland/cottbuswahl101.
html (abgerufen am 11.05.2023).

337 Siehe dazu etwa Wahmkow, Jonas (06.10.2022): AfD will erste Großstadt regieren. In Deutschland ganz rechts. https://taz.de/AfDwill
ersteGrossstadtregieren/!5882472/ (abgerufen am 11.05.2023).

338 Frankfurter Allgemeine Zeitung (27.07.2016): Die AfD stellt ihren ersten Bürgermeister. https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/ 
sachsendieafdstelltihrenerstenbuergermeister14359869.html (abgerufen am 11.05.2023).

339 Märkische Oderzeitung (10.11.2017): die Märkische Oderzeitung berichtet in ihrer morgigen Ausgabe (Sonnabend) über die erste Wahl ei
nes AfDPolitikers zum Bürgermeister. https://www.presseportal.de/pm/55506/3784684; Spiegel online (11.11.2017): In Brandenburg 
gibt es jetzt den ersten AfDBürgermeister – dank CDU und Linke. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/detlevfryeistdererste
afdbuergermeisterinbrandenburgdankcduundlinkea00000000000300010000000001838852 (beide abgerufen am 11.05.2023).

340 Tagesspiegel (25.11.2017): Bürgermeisterwahl in Lebus: AfDMann Frye erneut nicht zum Bürgermeister gewählt.  
https://www.tagesspiegel.de/berlin/afdmannfryeerneutnichtzumburgermeistergewahlt4554295.html (abgerufen am 28.04.2023).

341 Märkische Allgemeine (23.03.2018): Lebus hat jetzt einen parteilosen Bürgermeister. https://www.mazonline.de/lokales/lebushatjetzt
einenparteilosenbuergermeisterU4T7QH3JTELKLFFM6YHEZCMLOU.html (abgerufen am 28.04.2023).

342 bautzenerbote (02.08.2020): Oßling wählte neuen Bürgermeister. https://www.bautzenerbote.de/osslingwaehlteneuenbuergermeister/ 
(abgerufen am 11.05.2023).

343 MDR (31.01.2023): AfDLokalpolitiker in Thüringer Gemeinde zum Bürgermeister gewählt. https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/
ostthueringen/saaleorla/afdbuergermeistermoxalinke100.html (abgerufen am 11.05.2023).

344 Stern (29.03.2018): „Sind keine braune Hochburg“: Bürger hadern mit ihrem AfDBürgermeister. https://www.stern.de/politik/deutsch
land/afdbuergermeisterinbadenwuerttembergbuergerfuerchtenimageschaden7919742.html; Spiegel online (30.05.2020): Einziger 
AfDBürgermeister in BadenWürttemberg tritt ab. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/einzigerafdbuergermeisterinbaden 
wuerttembergtrittaba71f753f823944a90965b998387034ceb; siehe dazu auch Südwest Presse (09.02.2019): AfD: Die rechten  
Rebellen formieren sich in Burladingen. https://www.swp.de/politik/afd_dierechtenrebellenformierensichinburladingen29468188.
html (alle abgerufen am 11.05.2023).

Brandenburg ein AfDPolitiker zum Bürgermeister 
gewählt, mit Stimmen der CDU und der Linken.339 
Nur wegen eines Verfahrensfehlers bei der Stadt
verordnetenversammlung wurde die Wahl durch 
die brandenburgische Kommunalaufsicht für un
gültig erklärt.340 In der Folge wurde dann ein ande
rer Kandidat, der nicht Mitglied der AfD ist, 
gewählt.341 In der sächsischen Gemeinde Oßling 
wurde im August 2020 ein AfDKreisrat zum Bür
germeister gewählt.342 In Moxa im SaaleOrlaKreis 
in Thüringen wurde im Januar 2023 ebenfalls ein 
AfDPolitiker zum Bürgermeister gewählt.343 In Bur
ladingen in BadenWürttemberg gab es auch be
reits einen Bürgermeister mit AfDMitgliedschaft. 
Über den 2020 zurückgetreten Bürgermeister war 
2018 bekannt geworden, dass er während seiner 
Amtszeit in die AfD eingetreten ist.344 Diese Fälle 
beziehen sich auf eher kleinere Städte und Ge
meinden, teilweise auch auf vergangene Zeiträu
me. Sie machen gleichwohl deutlich, dass die AfD 
bereits jetzt in der Lage ist, Dominanzansprüche 
in abgegrenzten Sozialräumen zu verwirklichen.

Wirkkraft in die Gesellschaft 
Die AfD verfügt jenseits der parlamentarischen 
Ebene über erhebliche Mittel, ihre verfassungs
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feindlichen Ziele weiter voranzutreiben. In Bezug 
auf den Mitgliederbestand, die Organisationsstruk
tur, den Mobilisierungsgrad, die Kampagnenfähig
keit und die finanzielle Lage der Partei ist die AfD 
um ein Vielfaches stärker, als es die NPD 2017 
zum Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesver
fassungsgerichts über ein Verbot der NPD war. So 
hat die AfD beispielweise eine deutlich höhere 
Zahl an Mitgliedern, im Juli 2022 waren es 
28.631,345 während sie bei der NPD zum Zeitpunkt 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts unter 
6.000 lag.346 Das eröffnet der AfD erhebliche Mög
lichkeiten zur Wirkung in die Gesellschaft und 
lässt eine weitere nachhaltige Beeinflussung der 
politischen Willensbildung durch die AfD möglich 
erscheinen.

Bereits aus der Erlangung ihrer zahlreichen Man
date im parlamentarischen Raum ergeben sich für 
die AfD erhebliche Möglichkeiten zur Wirkung in 
die Gesellschaft. Mit einem Mandat, insbesondere 
auf Bundes und Landesebene, gehen schließlich 
Diäten, finanzielle Aufwandsentschädigungen und 
damit Kapazitäten einher, die dazu genutzt werden 
können, jenseits des parlamentarischen Raums in 
die Gesellschaft zu wirken, etwa durch eine beglei
tende Öffentlichkeitsarbeit in den sozialen Medi
en. Eine begleitende Öffentlichkeitsarbeit in den 
sozialen Medien machen auch die jeweiligen Frak
tionen.347 Gerade dadurch, dass die AfD im Bun
destag vertreten ist, ist sie außerdem in Medien 
mit bundesweiter Reichweite häufig Gegenstand 
der Berichterstattung, wodurch sie regelmäßig 
weitreichende Aufmerksamkeit erzeugen kann. 
Führungspersonen der Partei können sich zudem 
regelmäßig auch selbst persönlich in Medien prä
sentieren. Auch Führungspersonen unterhalb der 
Bundesebene oder Kandidat*innen vor anstehen
den Wahlen können sich häufig in Medien darstel
len, in Fernsehsendern, Zeitungen oder 
Radiosendern, deren Reichweite und Zielgruppe 
im Schwerpunkt auf der Landesebene oder loka

345 Tagesschau (22.07.2022): Wo die AfD die meisten Mitglieder verliert. https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/afd 
mitglieder101.html (abgerufen am 11.05.2023).

346 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 911.
347 Siehe dazu etwa ntv (09.01.2023): SachsenAnhalt: CDUPolitiker Gürth kritisiert AfD für Agieren im Parlament. https://www.ntv.de/ 

regionales/sachsenanhalt/CDUPolitikerGuerthkritisiertAfDfuerAgierenimParlamentarticle23830612.html (abgerufen am 
11.05.2023).

348 Vgl. dazu auch Bauer / Fiedler, S. 267 ff.
349 Siehe dazu bereits oben unter: 5.2.1.

len Ebene liegt. Aus ihrer Präsenz im Bundestag, 
in Landtagen sowie auf der kommunalen Ebene 
bieten sich für die AfD mithin ständig Möglichkei
ten, die Effekte der Gewöhnung an die Partei und 
ihrer Normalisierung in der Gesellschaft – unter 
Anwendung ihrer Strategie der Selbstverharmlo
sung – voranzutreiben.348 Es erscheint daher mög
lich, dass die AfD ihre Wirkkraft durch ihre 
Präsenz in den Medien und ihre Öffentlichkeitsar
beit und darüber hinausgehende Aktivitäten weiter 
ausbauen kann.

Die AfD nutzt für ihre Öffentlichkeitsarbeit umfas
send digitale Kanäle. Hierfür produziert die Partei 
unter anderem ein OnlineMagazin („AfD Kom
pakt“) und einen Podcast („7 Tage Deutschland“). 
Außerdem betreibt sie mehrere SocialMediaKa
näle (YouTube, Facebook, Twitter, Instagram), auf 
denen sie ihr Gedankengut verbreitet.

Außerdem besteht die Möglichkeit, dass sie ihre 
Wirkkraft in die Gesellschaft im Rahmen beste
hender Kooperationen mit anderen rechtsextre
men Akteuren und durch die Nutzung 
rechtsextremer Netzwerke und Strukturen weiter 
erhöhen kann.349

Weitere Machtzuwächse möglich
Vor diesem Hintergrund und angesichts der erheb
lichen Stärke, die die AfD in einigen Bundeslän
dern und Regionen Deutschlands bereits jetzt 
erlangt hat, erscheint es nicht ausgeschlossen, 
dass sie ihre Erfolge und Wirkkraft in die Gesell
schaft weiter ausbauen kann. Abgesehen davon 
ist zu bedenken, dass sich die Partei zunehmend 
radikalisiert hat, ohne dass ihre Zustimmungswer
te dadurch grundsätzlich gesunken sind. Sie ist 
vielmehr zum wiederholten Mal in den Bundestag 
eingezogen. Die in den letzten Jahren in öffentli
chen Debatten immer wieder durchklingende  
These, die AfD werde sich im Zuge ihrer voran
schreitenden Radikalisierung selbst erledigen, hat 
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sich nicht bewahrheitet. Die AfD hat bei der Bun
destagswahl 2021 mit 10,3 Prozent der Stimmen 
zwar weniger Stimmen als bei der Bundestags
wahl 2017 (12,6 Prozent) erhalten. Sie hat auch in 
einigen Landtagen nach ihrem erstmaligen Einzug 
Verluste erlitten. Demgegenüber sahen Umfragen 
die AfD beispielsweise im Mai 2023 bundesweit 
zwischen 15 und 17 Prozent,350 also noch höher 
als sie bei der Bundestagswahl 2017 war. Im Okto
ber 2022 erlangte die AfD bei den Landtagswah
len in Niedersachsen 11 Prozent der Stimmen, 
womit sie gegenüber den Wahlen in 2017 einen 
Zuwachs von 4,8 Prozent der Stimmen erreichen 
konnte.351 Bei der (Wiederholungs)Wahl zum Berli
ner Abgeordnetenhaus im Februar 2023 erhielt 
die AfD 9,1 Prozent der Stimmen352 und damit 1,1 
Prozent mehr Stimmen als bei der Wahl 2021.353 
Der thüringische Landesverband der AfD (mit 
Björn Höcke an der Spitze), der bei der letzten 
Landtagswahl 2019 bereits 23,4 Prozent der Stim
men erhielt und damit zweitstärkste Kraft wurde, 
lag nach Umfragen zwischen August 2022 und Ap
ril 2023 zwischen 25 und 28 Prozent und würde 
demnach stärkste Partei.354 

Wenngleich sich die Partei seit ihrer Gründung 
also zunehmend radikalisiert hat, ist nicht erkenn
bar, dass die Zustimmung für die Partei dadurch 
abgenommen hätte. Es lassen sich vielmehr ge
genläufige Entwicklungen beobachten, wie bereits 
etwa die Entwicklungen bei den Wahlen in Nieder
sachsen und Berlin zeigen. Wie sich die Partei mit 
Blick auf ihre Zustimmungswerte entwickeln wird, 
lässt sich über längere Zeiträume nicht seriös vor
hersagen. Sie hat seit ihrer Gründung 2013 bereits 
enorme Zustimmungswerte erreicht, wobei es ge
genwärtig keine Anzeichen dafür gibt, dass diese 
in der Grundtendenz ohne Weiteres wieder abneh

350 Siehe dazu etwa wahlrecht.de (2023): Sonntagsfrage Bundestagswahl. https://www.wahlrecht.de/umfragen/ (abgerufen am 
14.05.2023).

351 Siehe dazu Landesamt für Statistik Niedersachen (2023): Wahlergebnisse in Niedersachsen: Endgültiges amtliches Ergebnis der Land
tagswahl am 9. Oktober 2022. https://wahlen.statistik.niedersachsen.de/LW2022/ (abgerufen am 11.05.2023).

352 wahlenberlin.de (2023): Wiederholungswahl zum 19. Abgeordnetenhaus von Berlin am Sonntag, dem 12. Februar 2023 (Hauptwahl vom 
26.09.2021). https://www.wahlenberlin.de/wahlen/BE2023/AFSPRAES/agh/index.html (abgerufen am 11.05.2023).

353 Siehe zum Ergebnis der Hauptwahl vom 26.09.2021: wahlenberlin.de (2022): Abgeordnetenhauswahl 2021. https://www.wahlenberlin.
de/wahlen/Be2021/AFSPRAES/index.html (abgerufen am 11.05.2023).

354 Siehe dazu etwa wahlrecht.de (2023): Umfragen Thüringen. https://www.wahlrecht.de/umfragen/landtage/thueringen.htm (abgerufen 
am 11.05.2023).

355 Siehe dazu Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 514. 
356 Siehe dazu bereits oben, insbesondere unter: 5.2.1 und 5.2.2.
357 Vgl. zu diesem Aspekt ebenso Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 896–909.

men würden. Es erscheint vielmehr auch möglich, 
dass sie weiter steigen könnten. Ein Rückblick auf 
die Geschichte, auf die Entwicklung des Parteien
wesens und insbesondere die Entwicklung der 
Wahlergebnisse in der Endphase der Weimarer Re
publik, auf die die Etablierung des Parteiverbots in 
Artikel 21 GG entstehungsgeschichtlich zurückzu
führen ist,355 verdeutlicht die Möglichkeit einer 
solchen negativen Entwicklung. Es gibt jedenfalls 
nicht unerhebliche Anzeichen dafür, dass es der 
AfD – auch angesichts ihrer Aktivitäten356 – gelin
gen könnte, in relevantem Umfang zusätzliche Un
terstützung für ihre verfassungsfeindlichen 
Absichten zu gewinnen. 

Bereitschaft anderer Parteien zur Kooperation
Des Weiteren ist zu bedenken, dass im Februar 
2020 in Thüringen bereits zwischenzeitlich für ei
nige Tage Thomas L. Kemmerich als Kandidat der 
FDP mit Stimmen der FDP, CDU und der AfD zum 
Ministerpräsidenten gewählt wurde. Nur der öf
fentliche Druck, der daraufhin entstand, führte 
dazu, dass der am Februar 2020 mit den Stimmen 
der AfD gewählte Ministerpräsident am 8. Februar 
2020 wieder zurückgetreten ist. Diese Erfahrung 
verdeutlicht, dass bei der Einschätzung der Ge
fahr, die von einer Partei ausgeht, auch das Ver
halten der anderen Parteien einzubeziehen ist,357 
und es auch entscheidend darauf ankommen 
kann, ob sich die anderen in den Parlamenten ver
tretenen Parteien klar und konsequent von der 
AfD abgrenzen oder nicht. Dabei kann es dies
bezüglich auch regionale Unterschiede geben. Bei 
der Wahl in Thüringen zum Ministerpräsidenten 
hat sich jedenfalls bei der FDP und CDU im Thü
ringischen Parlament eine Bereitschaft zur Koope
ration mit der AfD gezeigt. Es mangelt hier 
offensichtlich am Bewusstsein für die Gefahr, die 
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die AfD für die freiheitliche demokratische Grund
ordnung darstellt. Dieses mangelnde Bewusstsein 
wurde Ende Oktober 2022 abermals durch Aus
sagen von Mike Mohring, ExFraktionschef und 
weiterhin einflussreicher Abgeordneter der CDU 
im thüringischen Landtag, deutlich, der sich dafür 
ausgesprochen hat, der AfD politische Verantwor
tung zu übertragen und AfDAbgeordneten im thü
ringischen Landtag die Möglichkeit einzuräumen, 
sich in Ämtern zu bewähren.358 Vor diesem Hinter
grund erscheint es keineswegs sicher, dass die 
CDUFraktion im thüringischen Landtag die von 
der AfD ausgehende Gefahr erkennt, sich in dem 
erforderlichen Maße von der AfD abgrenzt und  
keine Kooperation mit der AfD eingeht.

Als ein Beispiel für mangelnde Distanzierung zur 
AfD lässt sich auch eine Wahl im badenwürttem
bergischen Landtag im Juli 2021 anführen, bei der 
ein AfDKandidat, der Mitarbeiter einer AfDAbge
ordneten, zum stellvertretenden Mitglied des Ver
fassungsgerichts ohne Befähigung zum Richteramt 
(Laienrichter) gewählt wurde.359 Außerdem gibt es 
in den Parlamenten auf kommunaler Ebene, etwa 
in Sachsen360 oder Thüringen361, immer wieder Bei
spiele von fehlender Distanzierung zur AfD, bei de
nen es auch dazu kommt, dass von der AfD 
eingebrachte Anträge mit Stimmen anderer Partei
en angenommen werden und die AfD dadurch Ge
staltungsspielräume erhält.362 In einem bereits 
erwähnten Fall ist die Kooperation sogar so weit 

358 Siehe dazu genauer Welt (31.10.2022): ExCDUFraktionschef gegen „Ausgrenzung“ der AfD im Thüringer Landtag. https://www.welt.de/
politik/deutschland/article241877961/MikeMohringExCDUFraktionschefgegenAusgrenzungderAfDimThueringerLandtag.html; 
MDR (05.11.2022): Kritik an Mohrings Äußerung zum Umgang mit der AfD. https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mohringafd
kritiklandtag100.html (beide abgerufen am 11.05.2023).

359 Siehe dazu Stuttgarter Zeitung (23.7.2021): Verfassungsgericht BadenWürttemberg. Wahl von AfDMann – Grüne Jugend läuft Sturm ge
gen eigene Fraktion. https://www.stuttgarterzeitung.de/inhalt.verfassungsgerichtbadenwuerttembergwahlvonafdmanngruene 
jugendlaeuftsturmgegeneigenefraktion.0abe47cacab94891a63189b32d794051.html; Süddeutsche Zeitung (26.07.2021): Baden
Württemberg: Stuttgarter Landtag hätte Nein zum AfDKandidaten sagen können. https://www.sueddeutsche.de/politik/badenwuert
tembergverfassungsgerichtshofafd1.5364100 (beide abgerufen am 11.05.2023).

360 Siehe dazu etwa Tagesschau (23.12.2022): Abgrenzung nach rechts. Die bröckelnden Brandmauern der CDU. https://www.tagesschau.
de/inland/innenpolitik/cduzusammenarbeitafd101.html; Spiegel online (21.12.2022): Wie Demokraten in Sachsen mit der AfD koope
rieren. Das sind keine kuriosen Einzelfälle. https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/sachsenafdcduundanderewermitwem
kooperiertundwaruma544d980021ab4599acf23442a3ef8117; siehe dazu ebenso Frankfurter Allgemeine Zeitung (19.05.2023): 
Wanderwitz kritisiert sächsische Parteispitze wegen AfD. https://www.faz.net/agenturmeldungen/dpa/wanderwitzkritisiert 
saechsischeparteispitzewegenafd18905240.html (alle abgerufen am 19.05.2023).

361 Siehe dazu etwa MDR (29.12.2022): Stadtrat Hildburghausen: Zusammenarbeit von SPD mit AfD und rechtem Bündnis vorerst folgenlos. 
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/suedthueringen/hildburghausen/afdspdmaierfrenckkummerabwahl100.html (abgeru
fen am 11.05.2023).

362 Siehe dazu etwa Welt (17.11.2022): Wenn die AfD plötzlich doch mitbestimmen darf. https://www.welt.de/politik/deutschland/
plus242193269/StaedteundGemeindenWenndieAfDploetzlichdochmitbestimmendarf.html (abgerufen am 11.05.2023).

363 Siehe dazu oben unter: 5.2.2.
364 Siehe dazu bereits oben unter 2.3.2.
365 Vgl. dazu auch bereits oben unter 2.3.2.

gegangen, dass Vertreter*innen anderer Parteien 
einen AfDKandidaten zum Bürgermeister gewählt 
haben.363 

Fazit 
Unter dem Gesichtspunkt der Potentialität sind die 
bereits erlangten Zustimmungswerte und damit 
verbundenen Mandate der AfD von maßgeblicher 
Bedeutung. Auf der Landesebene sind sie teilwei
se so hoch, dass die AfD stärkste Kraft werden 
kann; auf der kommunalen Ebene ist dies teilweise 
bereits der Fall.

Artikel 21 Absatz 2 GG zielt darauf ab, frühzeitig 
die Möglichkeit des Vorgehens gegen verfassungs
feindliche Parteien zu eröffnen, bevor die betroffe
ne Partei bereits eine zu starke Stellung erlangt 
hat. Er zielt nicht auf die Abwehr bereits entstan
dener, sondern auf die Verhinderung des Entste
hens künftig möglicherweise eintretender 
Gefahren für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung.364

Dabei ist zu bedenken, dass eine Partei umso 
schwieriger zu verbieten ist, je mehr sie an Boden 
gewinnt.365 Die Maxime „Wehret den Anfängen“ ist 
jedenfalls angesichts der Stärke der AfD insofern 
nicht mehr passend, als es in der Realität nicht 
mehr um „Anfänge“ geht, erst recht nicht in den 
Bundesländern und Regionen, in denen die Partei 
bei Wahlen deutlich zweistellige Zustimmungswer
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te erhält. Bereits die Erlangung der Macht auf 
kommunaler Ebene führt zu einer gravierenden 
Normalisierung der Partei und ihrer Positionen, die 
sich möglicherweise nicht mehr aufhalten lässt. 
Der Zeitpunkt der Intervention in Form ihres Ver
bots könnte damit verpasst werden. Kommt es zur 
Machtausübung auf kommunaler Ebene, mögli
cherweise im Zuge einer Kooperation mit anderen 
Parteien – kann dies der Anfang davon sein, dass 
solche Effekte der Normalisierung sich auf der 
Landesebene fortsetzen, bis sie möglicherweise 
auch die Bundesebene erreichen. 

Die AfD ist angesichts der bereits jetzt sehr hohen 
Anzahl an Mandaten in einigen Bundesländern und 
Regionen längst zu einer ernsten Bedrohung für 
die freiheitliche demokratische Grundordnung ge
worden. Dies umso mehr, als es den getroffenen 
Ausführungen zufolge gegenwärtig keine Sicher
heit dafür gibt, dass die sonstigen in den Parla
menten vertretenen Parteien auf Landes oder 
kommunaler Ebene keine Kooperationen mit der 
AfD eingehen. Auf der Landesebene gibt es gegen
wärtig zumindest deutliche Hinweise dafür, dass 
es der CDU im thüringischen Landtag an einem 
ausreichenden Bewusstsein dafür fehlt, welche 
Gefahr die AfD für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung darstellt.366 Hinzu kommen Beispie
le fehlender Distanzierungen anderer Parteien bis 
hin zu Kooperationen auf kommunaler Ebene, die 
zumindest in einem Fall sogar so weit gegangen 
ist, dass Vertreter*innen anderer Parteien einen 
AfDKandidaten zum Bürgermeister gewählt ha
ben. Die oben aufgeführten Beispiele, wonach es 
bereits kleinere Städte und Gemeinden gab und 
gibt, in denen AfDPolitiker Bürgermeister werden 
konnten, machen deutlich, dass die AfD bereits 
jetzt in der Lage ist, Dominanzansprüche in abge
grenzten Sozialräumen zu verwirklichen. 

Es bestehen nach alledem konkrete Anhaltspunkte 
von Gewicht, die es möglich erscheinen lassen, 
dass die AfD mit der Verbreitung ihres verfas
sungswidrigen Gedankenguts und mit den damit 
verbundenen Zielen Erfolg haben könnte. Zumal es 

366 Siehe dazu bereits oben unter: 5.2.2.

Anzeichen dafür gibt, dass es der AfD gelingen 
könnte, in relevantem Umfang zusätzliche Unter
stützung für ihre verfassungsfeindlichen Absichten 
zu gewinnen. Die Gefahr, die von der AfD für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung aus
geht, ist demnach erheblich.

Grundtendenz der AfD zur Durchsetzung ihrer 
verfassungsfeindlichen Absichten mit Gewalt
Nach den Befunden der vorherigen Ausführungen 
gibt es konkrete Anhaltspunkte von Gewicht, die 
es möglich erscheinen lassen, dass die AfD durch 
die bloße Beteiligung am politischen Meinungs
kampf in ihrem Agieren gegen die Schutzgüter von 
Artikel 21 Absatz 2 Satz 1 GG Erfolg haben könn
te, sodass das Tatbestandsmerkmal des „Darauf 
Ausgehens“ erfüllt ist.

Auch wenn es damit für das Ergebnis der im Rah
men dieses Tatbestandsmerkmals vorzunehmen
den Gesamtbetrachtung nicht mehr entscheidend 
ist, sei der Vollständigkeit halber noch angemerkt, 
dass es darüber hinaus ebenso konkrete Anhalts
punkte von Gewicht gibt, wonach es innerhalb der 
AfD eine erhebliche Gewaltbereitschaft gibt und 
die Partei zunehmend erkennen lässt, Gewalt zur 
Erreichung ihrer Ziele anzuwenden. Es wird zuneh
mend deutlich, dass sich der Kurs, Gewalt zur 
Durchsetzung ihrer Ziele einzubeziehen, innerhalb 
der Partei durchsetzt. In der hier vorzunehmenden 
Gesamtbetrachtung ist mithin ebenso von Rele
vanz, dass Führungspersonen und Mandatsträ
ger*innen der AfD, wie ausgeführt, erkennen 
lassen, dass sie Gewalt als Mittel zur Durchset
zung der politischen Ziele der AfD anstreben.

Solche Positionen untermauern nicht nur den Ver
stoß der Ziele der Partei gegen die freiheitliche de
mokratische Grundordnung. Sie bilden des 
Weiteren einen Anhaltspunkt dafür, dass die Partei 
auf die Verwirklichung dieser Ziele im Sinne von 
Artikel 21 Absatz 2 GG ausgeht. Aus solchen Posi
tionen lassen sich schließlich Rückschlüsse zie
hen, wenn es darum geht, die Partei in ihrer 
Gefährlichkeit für die freiheitliche demokratische 
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Grundordnung einzuordnen.367 Sie bilden einen 
weiteren Aspekt, wenn es um die Frage geht, ob 
es konkrete Anhaltspunkte von Gewicht gibt, die 
einen Erfolg der mit der Verbreitung des verfas
sungswidrigen Gedankenguts der Partei verbunde
nen Handlungsaufforderung möglich erscheinen 
lassen.

5.3 Ergebnis

Die AfD hat sich seit ihrer Gründung 2013 fortlau
fend radikalisiert und zu einer rechtsextremen 
Partei entwickelt, die das Ziel verfolgt, die freiheit
liche demokratische Grundordnung zu beseitigen. 
Bereits der Programmatik der Partei lässt sich ein 
politisches Konzept entnehmen, das auf die Miss
achtung der in Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieften 
Garantien abzielt. Die AfD hat in ihrer Programma
tik als Gesamtpartei eine rassistische nationalvöl
kische Ausrichtung fest verankert, die sich damit 
nicht etwa allein auf Mitglieder von Teilorganisatio
nen wie dem (ehemaligen) „Flügel“ beschränkt. 
Der Programmatik liegt ein nationalvölkisch ver
standener Volksbegriff zugrunde, der Menschen 
nach rassistischen Kategorien in ihrer Wertigkeit 
unterscheidet, damit vom Volksbegriff des Grund
gesetzes abweicht und mit Artikel 1 Absatz 1 GG 
nicht zu vereinbaren ist. Dabei verfolgt die Partei 
das Ziel einer Einheit von Staat und Volk nach ih
ren nationalvölkischen Vorstellungen.

Die AfD erkennt demzufolge auch nicht alle Deut
schen als solche an. Menschen, die trotz deut
scher Staatsangehörigkeit aus Sicht der AfD nicht 
als Deutsche gelten, verfügen nach Ansicht der 
Partei auch über keine Grund und Menschenrech
te. Die AfD strebt vielmehr an, allein willkürlich 

367 Vgl. allgemein zu diesem Aspekt, wonach das Tatbestandsmerkmal des „Darauf Ausgehens“ erfüllt sein kann, wenn innerhalb der Partei 
eine Grundtendenz zur Durchsetzung ihrer verfassungsfeindlichen Absichten mit Gewalt besteht, Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil 
vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Rn. 933, 951.

bestimmen zu können, wer in Deutschland lebt 
und wer nicht, was Deportationen deutscher 
Staatsangehöriger und damit die Anwendung 
grund und menschenrechtswidriger Gewalt ein
schließt. Damit wird schließlich deutlich, dass die 
AfD die umfassende Beseitigung grund und men
schenrechtlicher Bindungen fordert, die sich aus 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
für den Rechtsstaat ergeben.

Überdies setzt sich innerhalb der Gesamtpartei  
zunehmend der Kurs durch, der von Björn Höcke 
schon lange verfolgt wird. Höcke, der offen auf 
eine Gewaltherrschaft abzielt, die sich am Natio
nalsozialismus orientiert und dabei auch seine  
antisemitische Positionierung schon deutlich zum 
Ausdruck gebracht hat, hat mittlerweile eine Rolle 
innerhalb der AfD inne, in der er die Ausrichtung 
der gesamten AfD maßgeblich beeinflusst. Er be
nötigt dazu keinen Posten auf der Bundesebene, 
er ist auch so eine führende Stimme in der Partei 
mit zahlreichen Anhängern, die ihm bundesweit 
folgen.

Wie aufgezeigt, geht die AfD nicht nur planvoll vor, 
um ihr Ziel der Beseitigung der freiheitlichen de
mokratischen Grundordnung zu erreichen. Es be
stehen vielmehr auch konkrete Anhaltspunkte von 
Gewicht, die es möglich erscheinen lassen, dass 
die AfD mit der Verbreitung ihres verfassungswid
rigen Gedankenguts und den damit verbundenen 
Zielen Erfolg haben könnte. Die Gefahr, die von 
der AfD für die freiheitliche demokratische Grund
ordnung als Schutzgut von Artikel 21 GG ausgeht, 
ist mittlerweile erheblich. Die materiellrechtlichen 
Voraussetzungen für ein Verbot der AfD liegen 
demnach vor.
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6 Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

368 Vgl. § 43 Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG).
369 Bundesverfassungsgericht (2003): Beschluss vom 18.03. 2003, Az. 2 BvB 1/01.
370 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13.
371 Vgl. § 43 Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG).
372 Siehe dazu genauer Deutscher Bundestag (16.05.2017).

6.1 Verbot (k)eine Lösung?

Die rechtsverbindliche Feststellung der Verfas
sungswidrigkeit einer Partei und die Entscheidung 
über ihre Auflösung obliegen dem Bundesverfas
sungsgericht. Dieses kann gemäß Artikel 21 GG 
nur tätig werden, wenn ein Verbotsantrag von Bun
desrat, Bundestag oder Bundesregierung gestellt 
wurde.368

Ein Parteiverbot setzt folglich voraus, dass die  
Antragsberechtigten nach sorgfältiger Vorprüfung 
ernsthaft die Möglichkeit sehen, dass ein Verfah
ren auf Verbot der AfD erfolgreich sein könnte. 
Hier könnte schon deswegen eine gewisse  
Zurückhaltung bestehen, weil die letzten beiden 
Parteiverbotsverfahren vor dem Bundesverfas
sungsgericht, die auf ein Verbot der NPD gerichtet 
waren, nicht zu einem Verbot geführt haben. Dies 
hatte allerdings unterschiedliche Gründe, die es 
sich zu vergegenwärtigen gilt: Beim ersten Schei
tern des Antrags auf Verbot der NPD waren in der 
Partei zu viele „VLeute“ des Verfassungsschut
zes.369 Beim zweiten Anlauf entschied das Bundes
verfassungsgericht, dass die Gefahr, die von der 
NPD ausging, nicht groß genug war, um ein Verbot 
zu rechtfertigen.370

Die Antragsberechtigten könnten möglicherweise 
auch erwägen, ob sie statt des Verbotsverfahrens 
den Weg über den Ausschluss der AfD von staat
licher Parteienfinanzierung gehen. Seit einigen  
Jahren besteht die Möglichkeit, dass das Bundes
verfassungsgericht eine verfassungsfeindliche Par
tei zwar nicht verbietet, sie aber von staatlicher 
Finanzierung ausnimmt (Art. 21 Abs. 3 GG). Diese 
Möglichkeit wurde 2017 infolge des zweiten Partei

verbotsverfahrens gegen die NPD geschaffen,  
wobei der Antrag auf Entscheidung über den  
Ausschluss von staatlicher Finanzierung auch hilfs
weise zu einem Antrag auf Entscheidung, ob eine 
Partei verfassungswidrig ist, gestellt werden 
kann.371 Seitdem können Parteien, bei denen mit 
Ausnahme des Gesichtspunkts der Potentialität 
die Voraussetzungen für ein Verbot vorliegen, von 
staatlicher Finanzierung ausgeschlossen werden. 
Anders als das Parteiverbot setzt der Ausschluss 
von der staatlichen Finanzierung also nicht voraus, 
dass die Partei ihre verfassungsfeindlichen  
Ziele potentiell auch erreichen kann. Diese neu  
geschaffene Regelung, die eine abgestufte Sank
tionsmöglichkeit gegenüber Parteien mit ver
fassungsfeindlicher Zielsetzung schafft,372 hat 
demzufolge Parteien im Blick, die, wie im Fall der 
NPD, alle Voraussetzungen für ein Verbot erfüllen, 
mit Ausnahme des Gesichtspunkts der Potentiali
tät. Demgegenüber ist der Sachverhalt im Fall der 
AfD deutlich anders gelagert; bei der AfD ist das 
Tatbestandsmerkmal der Potentialität als Voraus
setzung für ein Verbot der Partei, wie dargelegt, 
als erfüllt anzusehen. Wie oben gezeigt, geht von 
der AfD eine erhebliche Gefahr für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung aus. Gleichwohl ist 
es den Antragsberechtigen unbenommen, einen 
Antrag auf Ausschluss der AfD von staatlicher Par
teienfinanzierung zu stellen, gegebenenfalls auch 
als Hilfsantrag zu einem Antrag auf Verbot der  
Partei.

Abgesehen davon steht die Frage im Raum, ob es 
eine politisch sinnvolle Maßnahme wäre, einen An
trag auf ein Parteiverbot zu stellen. Auch dies kön
nen die Antragsberechtigten in ihre Erwägungen 
miteinbeziehen.
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Ein Parteiverbot kann als schärfstes Schwert der 
wehrhaften rechtsstaatlichen Demokratie immer 
nur ein letztes Mittel sein. Dabei ist klar, dass ein 
Verbot kein Allheilmittel gegen das von einer ver
fassungswidrigen Partei verbreitete Gedankengut 
ist. Das in der Gesellschaft existierende rassisti
sche und rechtsextreme Gedankengut ließe sich 
durch ein Verbot der AfD nicht aus der Welt schaf
fen. 

Im Übrigen wäre damit zu rechnen, dass zumin
dest ein Teil der Mitglieder der AfD nach einem 
Verbot weiter mit einer rassistischen und rechts
extremen Agenda aktiv bleiben würde. Es wäre au
ßerdem erwartbar, dass Mitglieder der Partei, 
zumindest nach einer gewissen Zeit, eine neue 
Partei gründen. Allerdings geht mit dem Verbot ei
ner Partei auch das Verbot einer Ersatzorganisati
on einher.

Gegen ein Verbotsverfahren ließe sich anführen, 
dass die AfD im Zuge eines entsprechenden An
trags und der damit verbundenen Diskussion über 
ein Verbotsverfahren an Aufmerksamkeit gewin
nen könnte und ein Verfahren ihr insbesondere die 
Möglichkeit bieten würde, sich als Opfer zu insze
nieren. Dies wäre angesichts der bereits jetzt von 
der AfD bemühten Rhetorik und Inszenierung als 
Opfer373 naheliegend. Bei dem Ansinnen, eine Op
ferinszenierung zu vermeiden, wäre allerdings zu 
berücksichtigen, dass Parteien wie die AfD immer 
Gründe finden werden, sich als Opfer zu inszenie
ren. Dies ist Bestandteil ihrer Strategie und ihres 
Selbstverständnisses. Würde ein Verbotsantrag 
hingegen nur deshalb gemieden, um der AfD keine 
Möglichkeit zu bieten, sich als Opfer zu inszenie
ren, würde dies in der Konsequenz darauf hinaus
laufen, eine wichtige Schutzmöglichkeit der 
freiheitlichen rechtsstaatlichen Demokratie aufzu
geben. Damit wäre die Strategie der AfD, sich als 
Opfer zu inszenieren, vollends aufgegangen. 

Ein Verbot würde den Risiken begegnen, die von 
der Existenz der AfD mit ihren verbandsmäßigen 
Wirkungsmöglichkeiten ausgehen.374 Es würde 

373 Siehe dazu bereits oben unter: 5.2.1.
374 Vgl. allgemein zu diesem Effekt eines Verbots: Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Leitsatz 1.
375 Vgl. allgemein zu diesem Aspekt, Bundesverfassungsgericht (1975): Beschluss vom 22.05.1975, BVerfGE 39, 334 (359 f.).
376 Bundesverfassungsgericht (2017): Urteil vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, Leitsatz 1.

dazu dienen, den Machtzuwachs der Partei zu 
stoppen und damit einhergehend die organisierte 
Verbreitung rassistischen und rechtsextremen Ge
dankenguts zu schwächen. Ein Verbot der AfD 
würde schließlich dazu führen, dass die Partei 
dann nicht mehr als solche agieren kann. Die kon
krete Gefahr, die von der AfD für die freiheitliche 
rechtsstaatliche Demokratie ausgeht, ließe sich so 
abwenden.

Die Antragsberechtigten könnten möglicherweise 
zu dem Ergebnis kommen, dass sie die politische 
Auseinandersetzung mit der AfD grundsätzlich  
einem förmlichen Parteiverbotsverfahren nach  
Artikel 21 GG vorziehen,375 auch wenn sie die Vor
aussetzungen für ein Verbot als gegeben sehen. 
Bedenken mit Blick auf ein Verbotsverfahren könn
ten sich aus den hohen Zustimmungswerten für 
die Partei ergeben, obwohl gerade sie es sind, die 
die Partei so gefährlich machen. Außerdem ließe 
sich gegen ein Verbot einwenden, dass es als 
„zweischneidige Waffe“376 Effekte hätte, die dem 
Schutz der freiheitlichen demokratischen Grund
ordnung nicht zuträglich wären. Es könnte insbe
sondere den davon betroffenen Mitgliedern und 
Anhängern grundsätzlich oder zumindest in einzel
nen Fällen den Impuls zu einer weiteren Radikali
sierung geben. Solche Überlegungen sind nicht 
von der Hand zu weisen. Zugleich ist zu bedenken, 
dass sich die AfD als Partei bereits jetzt so stark 
radikalisiert hat, dass von ihr eine erhebliche Ge
fahr ausgeht.

Ein Parteiverbot steht immer in einem Spannungs
verhältnis zu den Grundsätzen einer Demokratie. 
Allerdings hat gerade die deutsche Geschichte ge
zeigt, dass es Parteien geben kann, die es sich zur 
Aufgabe machen, die freiheitliche rechtsstaatliche 
Demokratie abzuschaffen. Der Rechtsstaat hat 
das Verbot einer Partei als letztes Mittel im Span
nungsverhältnis zu den Grundsätzen einer Demo
kratie also zumindest dann zu wählen, wenn die 
von der Partei ausgehende Gefahr so groß ist, 
dass eine „wehrhafte Demokratie“ handeln muss, 
da sie sonst ihre Abschaffung riskiert, was  
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durchaus schleichend und doch unaufhaltsam 
passieren kann, insbesondere dadurch, dass die 
Partei im Laufe der Zeit zunehmend an Einfluss ge
winnt.

Während Abwägungen über die Frage eines Ver
botsverfahrens zu der Überlegung führen können, 
ob sich die Folgen eines Verbotsverfahrens be
herrschen lassen, weist die aus historischer Erfah
rung geschaffene Möglichkeit des Parteiverbotes 
nach Artikel 21 GG darauf hin, dass es eine Situa
tion geben kann, wonach den Folgen einer weiter
hin agierenden verfassungsfeindlichen Partei nicht 
mehr wirksam begegnet werden könnte. Dabei ist 
die Gefahr, die von der AfD ausgeht, gegenwärtig 
auch deswegen so groß, weil es im politischen 
Raum an einer konsequenten Abgrenzung anderer 
Parteien zur AfD mangelt. Der Gefahr, die von der 
AfD ausgeht, kann auf der politischen Ebene als 
Alternative zu einem Verbot aber nur dann erfolg
reich begegnet werden, wenn es auf der Bundes
ebene, Landesebene und der kommunalen Ebene 
eine konsequente Abgrenzung zur AfD gibt.377

Die rechtlichen Voraussetzungen für ein Verbot lie
gen nach den Ausführungen dieses Beitrags be
reits jetzt vor. Die Ausführungen haben ebenso 
klargemacht, dass die Gefahr besteht, dass ein 
Verbot zu spät kommen könnte. Um dies zu ver
meiden und jederzeit handlungsfähig zu sein, soll
ten sich die Antragsberechtigen bereits jetzt 
intensiv und kontinuierlich mit der Frage eines 
Verbotsverfahrens beschäftigen und dazu Material 
aufbereiten, zumal die Vorbereitung eines entspre
chenden Antrags erhebliche Zeit in Anspruch 
nimmt. Grundsätzlich ist auch zu bedenken, dass 
ein Verbotsverfahren vor dem Bundesverfassungs
gericht nach der Antragstellung weitere Zeit bean
sprucht würde, bis es zu einer Entscheidung durch 
das Gericht käme.

6.2 Weitere Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen an den Staat und die 
anderen politischen Parteien 

Unabhängig davon, ob oder zu welchem Zeitpunkt 
sich die Antragsberechtigten dafür entscheiden, 

377 Siehe dazu auch nachfolgend unter: 6.2.1.

ein Verbotsverfahren vor dem Bundesverfas
sungsgericht einzuleiten, ergeben sich aus der  
Erkenntnis, dass die materiellrechtlichen Voraus
setzungen für ein Verbot der AfD vorliegen, wichti
ge Schlussfolgerungen. Es ist von elementarer 
Bedeutung für die Verteidigung der unabdingbaren 
Grundlagen der Menschenrechte und damit der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung, dass 
das Bewusstsein für die Gefahr, die von der AfD 
ausgeht, sowohl gesamtgesellschaftlich als auch 
auf staatlicher Seite zunimmt und staatliche und 
politische Akteure entsprechend handeln.

6.2.1 Abgrenzung der anderen Parteien 
von der AfD von zentraler Bedeutung
Der von der AfD ausgehenden Gefahr für die frei
heitliche rechtsstaatliche Demokratie kann nur ef
fektiv begegnet werden, wenn sich die anderen 
politischen Parteien unmissverständlich von der 
AfD abgrenzen, sowohl auf der inhaltlichen als 
auch auf der formalen und praktischen Ebene.  
Erforderlich ist demnach, dass die anderen  
Parteien auf allen Ebenen, sei es im Bund, in  
den Ländern oder den Kommunen, eine klare  
Linie der Abgrenzung zur AfD praktizieren, auch 
wenn damit im parlamentarischen Raum mitunter 
erhebliche Anstrengungen verbunden sind. Hierzu 
gehört es beispielsweise, mit der AfD keine  
gemeinsamen Anträge zu stellen, auch keine AfD
Anträge zu unterstützen. AfDMitglieder sind au
ßerdem nicht in Ämter zu wählen. Die anderen 
politischen Parteien müssen auch im öffentlichen 
Diskurs alles tun, um einer Normalisierung der 
AfD und ihrer Positionen entgegenzuwirken. 

6.2.2 Aufklärung und kritische Thematisie-
rung der AfD im Bereich der Bildung
Außerdem ist erforderlich, dass Schulen, Universi
täten und alle anderen Bildungsinstitutionen Ras
sismus, Antisemitismus und Rechtsextremismus 
als wichtige Themenfelder verinnerlichen und sich 
den bestehenden Herausforderungen in diesem 
Feld stellen.

Dazu gehört, dass Rassismus, Antisemitismus und 
Rechtsextremismus und die damit verbundenen 
Gefahren für die Gesellschaft im Bereich der Bil
dung fundiert, sachlich und konkret thematisiert 
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werden, wozu auch die Thematisierung und Ein
ordnung der AfD gehört. Gerade dann, wenn sich 
rassistisches, antisemitisches und rechtsextremes 
Gedankengut in einer Gesellschaft zunehmend 
verbreitet – sei es im öffentlichen und politischen 
Raum, im Internet und in den sozialen Medien, sei 
es in Magazinen oder Büchern, die auch den Weg 
in öffentliche Bibliotheken finden –, ist es geboten, 
diese Entwicklungen im Bereich der Bildung  
aufzugreifen und beispielsweise gängige Argumen
tationsmuster, Strategien und Verschwörungs
erzählungen zu thematisieren, die bei der 
Verbreitung rassistischen, antisemitischen und 
rechtsextremen Gedankenguts eingesetzt werden. 
Eine entsprechende Aufklärung und kritische The
matisierung der AfD ist im Einklang mit dem Neu
tralitätsgebot und unter Beachtung des 
Sachlichkeitsgebot nicht nur rechtlich möglich, 
sondern vielmehr grund und menschenrechtlich 
geboten. Dies gilt für die schulische Bildung ge
nauso wie für die außerschulische Bildung, aber 
auch etwa für den Bereich der Ausbildung und 
Fortbildung von staatlichen Pflichtenträgern, etwa 
von Polizist*innen und Soldat*innen der Bundes
wehr. Maßgeblich ist allein, dass die Einordnung 
der AfD als rassistische, rechtsextreme und zu
nehmend auch gewaltbereite Partei sachlich er
folgt.378

378 Siehe dazu etwa für den Bereich der Aus und Fortbildung in der Polizei Cremer (2021); für den Bereich der Bundeswehr Cremer (2021a) 
sowie für den Bereich der schulischen und außerschulischen Bildung Cremer / Niendorf (2020).

379 MDR (08.08.2022): AfDMitglieder sollen Waffen abgeben. https://www.mdr.de/nachrichten/sachsenanhalt/landespolitik/waffen 
erlaubnisafdmitgliederuntersagen100.html; beckaktuell (23.09.2022): Widerruf der waffenrechtlichen Erlaubnis eines Mitglieds des 
AfD„Flügels“ ist rechtmäßig. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/vgkoelnwiderrufderwaffenrechtlichenerlaubnis 
einesmitglieddesafdfluegelsistrechtmaessig (beide abgerufen am 11.05.2023).

380 Siehe dazu genauer Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.09.2022, 20 K 3080/21, Rn. 72. https://www.justiz.nrw.de/nrwe/
ovgs/vg_koeln/j2022/20_K_3080_21_Urteil_20220908.html (abgerufen am 11.05.2023).

381 Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.09.2022, 20 K 3080/21, Rn. 72.
382 In der Rechtsprechung spielt bisher eine erhebliche Rolle, ob die jeweils betroffene Person innerhalb der Gesamtpartei einer politischen 

Strömung beziehungsweise Teilorganisation zuzuordnen ist, die durch das Bundesamt für Verfassungsschutz oder durch ein Landesamt für 
Verfassungsschutz als erwiesen rechtsextremistische Bestrebung eingeordnet wurde, was etwa für den offiziell aufgelösten „Flügel“ oder 
den thüringischen Landesverband gilt. So hat das Verwaltungsgericht Köln den Widerruf einer waffenrechtlichen Erlaubnis zum Besitz und 
Erwerb von Waffen und Munition eines Mitglieds des mittlerweile offiziell aufgelösten „Flügels“ für rechtlich zulässig erklärt. Siehe dazu 
genauer Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.09.2022, 20 K 3080/21. Das Verwaltungsgericht Magdeburg hat in einer Ent
scheidung des vorläufigen Rechtsschutzes die Entziehung der Waffenbesitzkarte wegen der Mitgliedschaft in der AfD für rechtswidrig er
klärt. Dabei hat das Gericht insbesondere darauf abgestellt, dass die AfD als Gesamtpartei bisher nur als Verdachtsfall eingestuft worden 
ist und der Betroffene darüber hinaus keinem Landes und/ oder Kreisverband angehöre, der als erwiesen rechtsextremistische Bestre
bung eingestuft worden sei. Siehe dazu genauer Verwaltungsgericht Magdeburg (02.03.2023): Pressemitteilung: Keine Entziehung der Waf
fenbesitzkarte wegen Mitgliedschaft in der Partei AfD. https://vgmd.sachsenanhalt.de/service/pressemitteilungen?tx_tsarssinclude 
_pi1%5Baction%5D=single&tx_tsarssinclude_pi1%5Bcontroller%5D=Base&tx_tsarssinclude_pi1%5Buid%5D=360794&cHash=75137e1be6
1456fbff7b407921e40f05 (abgerufen am 11.05.2023). 

6.2.3 Anwendung des Waffenrechts
Um der Gefahr zu begegnen, die von den Mitglie
dern der AfD ausgeht, hat der Staat zudem das 
geltende Waffenrecht konsequent anzuwenden, 
was in der Praxis zumindest teilweise auch schon 
passiert.379 Erfahren die zuständigen Behörden da
von, dass jemand, der eine Erlaubnis zum Besitz 
einer Waffe beantragt, Mitglied der AfD ist, ist die 
Erlaubnis zu versagen. Bei Mitgliedern der AfD, die 
bereits eine waffenrechtliche Erlaubnis zum Besitz 
einer Waffe haben, ist diese zu widerrufen. Dabei 
muss jeder Einzelfall geprüft werden. Nach § 5 Ab
satz 2 Nr. 3 b) WaffG ist in der Regel eine waffen
rechtliche Unzuverlässigkeit anzunehmen, wenn 
eine Person Mitglied einer Partei ist, die „gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet“ ist. Da
nach ist nicht erforderlich, dass die Voraussetzun
gen für ein Verbot der Partei gemäß Artikel 21 
Absatz 2 GG vorliegen, was ohnehin nur durch das 
Bundesverfassungsgericht festgestellt werden 
kann.380 Ausreichend ist vielmehr eine Verfas
sungsfeindlichkeit im Sinne des Waffengesetzes, 
die in vollem Umfang der gerichtlichen Kontrolle 
obliegt381 und nach den Ausführungen in diesem 
Beitrag gegeben ist.382 Nach dem Waffengesetz 
reicht die bloße Mitgliedschaft in einer verfas
sungsfeindlichen Partei zur Annahme der waffen
rechtlichen Unzuverlässigkeit aus. Nachweisliche 
Erkenntnisse über eine darüber hinausgehende  
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individuelle verfassungsfeindliche Betätigung der 
Betroffenen sind nicht erforderlich.383 

6.2.4 Anwendung des Disziplinarrechts
Als weiterer Schritt ist es geboten, dass die dafür 
zuständigen Stellen ein Disziplinarverfahren einlei
ten, wenn sie davon erfahren, dass Beamt*innen, 
Soldat*innen oder Richter*innen für die AfD ein
treten, unabhängig davon, ob diese Mitglied der 
Partei sind.384 Es kommt insofern nicht darauf an, 
ob die Partei verboten ist.385 Wer als Beamt*in, 
Soldat*in oder Richter*in für die AfD eintritt, dies 
haben die Ausführungen in diesem Beitrag ver
deutlicht, verletzt seine verfassungsrechtliche 
Treuepflicht, durch sein „gesamtes Verhalten“ für 
die Erhaltung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzu
treten.386 Beamt*innen, Richter*innen und Sol
dat*innen, die für die AfD eintreten, sind aus dem 
Staatsdienst zu entlassen. 

Ein solches mit der Sanktion einer Entlassung zu 
belegendes „Eintreten“ für die Partei ist – vorbe
haltlich einer immer vorzunehmenden Prüfung im 
Einzelfall – auch im Fall einer bloßen Mitglied
schaft in der Partei anzunehmen.387 Es kommt 
nicht darauf an, ob die jeweilige Person darüber 
hinaus für die Partei aktiv ist. Denn gerade mit ei
ner Mitgliedschaft, ob aktiv oder passiv, bekennt 
sich eine Person zu der Partei und setzt sich für 
diese ein. Sie unterstützt die Partei mit ihrem Bei
trag und stärkt sie auch in ihrer Bedeutung.388 
Dem entsprechende Überlegungen haben sich im 
Waffenrecht im Zuge der 2020 vorgenommenen 

383 Siehe dazu genauer Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.09.2022, 20 K 3080/21, Rn. 172–179. https://www.justiz.nrw.de/
nrwe/ovgs/vg_koeln/j2022/20_K_3080_21_Urteil_20220908.html (abgerufen am 11.05.2023).

384 Siehe dazu bereits Cremer (2022). In der Publikation wird dargelegt, warum die AfD verfassungsfeindlich ist, indem sie sich durch rassisti
sche und rechtsextreme Positionen auszeichnet, die sich gegen die die Artikel 1 Absatz 1 GG verbrieten Garantien richten. Anders als in 
dieser Publikation wird noch nicht davon ausgegangen, dass die Voraussetzungen für ein Verbot der AfD gemäß Artikel 21 GG vorliegen.

385 Siehe dazu genauer Cremer (2022).
386 Siehe dazu bereits Cremer (2022).
387 Eine Entlastung wäre zumindest denkbar, wenn die Person darlegt, dass sich ihre Mitgliedschaft tatsächlich nicht als Unterstützung rassis

tischer und rechtsextremer Positionen erweist. Dies wäre dann der Fall, wenn die Person darlegen kann, dass sie die nationalvölkische 
Programmatik ernsthaft und unmissverständlich kritisiert und sich innerhalb der Partei aktiv für eine programmatische Korrektur einsetzt, 
hin zu Positionen, die mit dem in Artikel 1 Absatz 1 GG verankerten absoluten Kern der Verfassung in Einklang stehen. Siehe dazu genauer 
Cremer (2022), S. 26 ff., S. 46.

388 Vgl. dazu Kohde (2020), Rn. 25; Plog / Wiedow (2019), Rn. 19; Appuhn / Appuhn (2020), S. 123; Masuch (2020), S. 301.
389 Siehe dazu genauer Verwaltungsgericht Köln (2022): Urteil vom 08.09.2022, 20 K 3080/21, Rn. 172–179, unter Hinweis auf die im Jahr 

2020 vorgenommene Änderung des Waffengesetzes. https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/vg_koeln/j2022/20_K_3080_21_ 
Urteil_20220908.html (abgerufen am 11.05.2023).

390 Vgl. dazu ebenso Kohde (2020), Rn. 25; Masuch (2020), S. 301; Plog / Wiedow (2019), Rn. 19.
391 Siehe zum Erfordernis einer gesetzlichen Grundlage: Bundesverfassungsgericht (2023): Urteil vom 22.02.2023, 2 BvE 3/19.

Änderung des Waffengesetzes bereits als maßge
bend durchgesetzt: Da die Mitgliedschaft in einer 
verfassungsfeindlichen Partei die persönliche Bin
dung und Identifizierung des jeweiligen Mitglieds 
mit der Partei zum Ausdruck bringt, sind Mitglie
der einer entsprechenden Partei nach dem Waf
fengesetz in der Regel zu entwaffnen.389 Diese bei 
der Anwendung des Waffenrechts geltenden 
Grundsätze sind auf die Anwendung des Diszipli
narrechts übertragbar und müssen auch hier zum 
Schutz der freiheitlichen demokratischen Grund
ordnung in der Rechtspraxis zum Tragen kommen: 
Eine verbeamtete Person, die eine Mitgliedschaft 
in einer Partei beantragt oder aufrechterhält, wel
che sich in ihren Positionen gegen die unabding
baren Grundlagen der Grund und 
Menschenrechte und damit gegen den absoluten 
Kern der Verfassung richtet, bekennt sich gerade 
nicht zur freiheitlichen demokratischen Grundord
nung und setzt sich gerade nicht für diese ein.390 
Im Gegenteil: Sie setzt sich dafür ein, sie zu besei
tigen.

6.2.5 Keine staatliche Förderung der 
AfD-nahen Desiderius-Erasmus-Stiftung – 
Aberkennung der Gemeinnützigkeit 
Außerdem ist die der AfD nahestehende Desiderius
ErasmusStiftung (DES) von der staatlichen Förde
rung parteinaher Stiftungen auszuschließen.391 Der 
Ausschluss der Stiftung von finanzieller Förderung 
ist nicht nur rechtlich zulässig, sondern vielmehr 
verfassungsrechtlich geboten. Denn eine staatliche 
Förderung würde gegen die in Artikel 1 Absatz 1 GG 
und im Internationalen Übereinkommen gegen  
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rassistische Diskriminierung (ICERD) verbrieften 
Garantien verstoßen. Die Stiftung ist nicht nur mit 
Akteuren der sogenannten Neuen Rechten eng 
verwoben, die als rechtsextrem einzuordnen ist. 
Sie verbreitet auch selbst systematisch rassisti
sches und rechtsextremes Gedankengut, was sich 
beispielhaft anhand von Beiträgen, die in einer Pu
blikation der DESSchriftenreihe erschienen sind, 
aufzeigen lässt.392 Bereits nach diesem Befund ist 
die Stiftung von staatlicher Förderung auszuschlie
ßen.393 Darüber hinaus bringt die DesideriusEras
musStiftung durch ihre Selbstverortung als 
parteinahe Stiftung der AfD zum Ausdruck, die po
litische Grundausrichtung der AfD zu teilen. Die 
Stiftung zeichnet sich somit ihrem eigenen Selbst
verständnis nach durch ihre Verbundenheit zu ei
ner rassistischen und rechtsextremen Partei aus. 

392 Siehe dazu genauer Cremer (2022a), S. 387 f.
393 Siehe zu alledem genauer Cremer (2022a), S. 387 ff.
394 Siehe zu alledem genauer Cremer (2022a).

Darin besteht der selbst gewählte Markenkern der 
Stiftung. Diese Selbstverortung lässt sich zudem 
auch am Verhalten der Vorsitzenden der Stiftung 
erkennen, die im Januar 2022 öffentlichkeitswirk
sam ihren Eintritt in die AfD verkündete und dabei 
ein demonstratives Bekenntnis zur AfD ablegte. 
Eine private Organisation, die rassistisches und 
rechtsextremes Gedankengut verbreitet bezie
hungsweise entsprechendes Gedankengut relati
viert, darf grundsätzlich nicht staatlich gefördert 
werden. Dies gilt auch für politische Stiftungen. Im 
Übrigen ist der DES ebenso die Anerkennung als 
gemeinnützige Organisation zu entziehen, da sie 
keine gemeinnützigen Zwecke verfolgt. Im Gegen
teil: Sie verbreitet rassistisches und rechtsextre
mes Gedankengut, das sich gegen die in Artikel 1  
Absatz 1 GG verbrieften Garantien richtet.394
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